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Diese Fragen stehen im Zentrum des vorliegenden Rundbrie-
fes. Welche Möglichkeiten gibt es, multilaterale Ansätze zu stär-
ken, und wie kann eine multipolare Welt als unverzichtbares
Fundament dafür gestärkt werden? Es ist keine Überraschung,
dass die Autorinnen und Autoren der Europäischen Union dafür
eine zentrale Rolle beimessen. Der ausgeprägte Nationalismus
der gegenwärtigen amerikanischen Regierung bedroht aber
nicht nur die Grundlagen der UNO. Selbst die ebenfalls auf
Multilateralismus basierende WTO, deren 5. Ministerkonferenz
im September im mexikanischen Cancún ansteht, könnte bald
ernste Probleme bekommen. Zugespitzt gefragt: Werden die
Umwelt- und Entwicklungsverbände demnächst nicht nur die
UNO, sondern auch noch die WTO vor dem amerikanischen
Hegemonialanspruch verteidigen müssen? 

Eine wichtige Rolle für die Zukunft des multilateralen Systems
werden vermutlich in den kommenden Jahren die erneuerbaren
Energien spielen. Nicht nur, weil die fossile Energiewirtschaft
wie keine andere Branche für nicht-nachhaltiges Wirtschaften
und in manchen Fällen für offene Sabotage etwa der interna-
tionalen Klimaverhandlungen oder nationaler Nachhaltigkeits-
bemühungen steht. Sondern auch, weil es offenkundig den Ir-
akkrieg niemals gegeben hätte, wenn es unter der arabischen
Halbinsel keine Ölvorkommen geben würde. Es ist fast schon
ein Naturgesetz: wo es Öl gibt, gibt es in den meisten Fällen
auch Bürgerkriege und Diktaturen. Der internationalen Zusam-
menarbeit zum raschen Ausbau der erneuerbaren Energien ge-
bührt daher Priorität. Die für den Juni 2004 in Bonn geplante
Internationale Konferenz über Erneuerbare Energien kann hier
eine wesentliche Rolle spielen. Dies wird einer der Schwerpunk-
te der NRO-Aktivitäten in den kommenden Monaten sein. Da-
zu bald mehr. 

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Gemeinsame Probleme gemeinsam lösen und internationale
Konflikte auf dem Verhandlungsweg lösen – dieser Grundge-
danke des früheren Völkerbundes und der heutigen Vereinten
Nationen steht heute wieder einmal zur Disposition. Als vor
ganzen 10 Jahren der Kalte Krieg zu Ende ging, war die Eu-
phorie gross, dass die Vereinten Nationen nun endlich ihre
Blockade überwinden könnten und sich den wirklichen Heraus-
forderungen der Menschheit zuwenden könnten. Ein Resultat
war die Rio-Konferenz 1992. 

Ihre Ergebnisse, wie etwa die Klimakonvention oder die
Agenda 21, wurden oft als nicht durchsetzungsfähig kritisiert.
Sicherlich kann man keinen Staat zwingen, sich an die Agen-
da 21 zu halten. Aber selbst die Charta der Vereinten Natio-
nen hat sich mittlerweile als unverbindliches Papier entpuppt,
jedenfalls für einige Regierungen. Der Irak-Krieg einer Koaliti-
on der Völkerrechtsbrecher erweist sich bereits wenige Wochen
nach seinem Ende als Propagandakonstrukt. Selbst im ameri-
kanischen Kongress werden Stimmen laut, einen Untersu-
chungsausschuss einzurichten, da offenbar die Kriegsgründe
nur vorgeschoben waren. Zwischen den über der Irak-Frage
noch heftig zerstrittenen G8-Regierungen bahnt sich dagegen
langsam wieder eine Rückkehr zur Normalität an. Aber was ist
diese Normalität? 

Ist es künftig normal, dass die selbsternannte Hegemonial-
macht USA dem Rest der Welt zusammen mit einer Reihe mehr
oder weniger subalterner »Verbündeter« diktiert, wo es lang
geht? Oder ist es vielmehr künftig normal, dass die unilaterale
Politik der USA selbst in den Ländern, die gemeinhin als ihre
Verbündeten gelten, auf massiven Widerstand bis in die Spitze
der Regierung trifft? Hat kooperativer Multilateralismus – die
Quintessenz des Rio-Prozesses – vor diesem Hintergrund über-
haupt noch eine Chance? Oder spaltet sich die Welt allmählich
in eine Mehrheit, die aus prinzipiellen Gründen das multilate-
rale Völkerrechtssystem der letzten 50 Jahre als historische Er-
rungenschaft verteidigt, und eine kleine radikale Minderheit,
die sich daran mal hält und mal eben auch nicht? Jürgen Maier
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Nach dem Irak-Krieg war die 
11. Sitzung der UN-Kommission für
Nachhaltige Entwicklung (CSD) die
erste größere UN-Tagung. Natür-
lich stellte sich bei den Sitzungs-
teilnehmern auch eine gewisse
Neugier ein, wie es nun in denmul-
tilateralen Gremien weitergeht.
Gemessen an dieser schwierigen
Ausgangssituation verlief die Sit-
zung positiver als erwartet. 

Um es gleich zu sagen: es herrschte
weitgehend business as usual. Da

kam bei manchen Teilnehmern fast schon
die Frage auf, ob soviel Routine – oder in
anderen Worten: Verdrängung eines
eklatanten Völkerrechtsbruchs – eigent-
lich angebracht ist. 

Sicherlich war auch der Irak-Krieg
schuld, dass diese CSD-Sitzung so
schlecht vorbereitet war, wie kaum eine
andere. Viele Papiere und Positionen
wurden erst während der Sitzung auf den
Tisch gelegt. Gleichzeitig war die Sitzung
auch durch das Fehlen eines inhaltlichen
Schwerpunktthemas geprägt. Arbeitsauf-
trag des Johannesburg-Gipfels für die
CSD-Sitzung war, einen Arbeitsplan für
die nächsten 10 Jahre aufzustellen und
die Arbeit der CSD im Johannesburg-Um-
setzungsprozess effizienter zu gestalten.
Diese Aufgabe hat die CSD erfolgreich
über die Bühne gebracht. Auch wenn es
angesichts dieser überschaubaren Aufga-
be ohne weiteres möglich gewesen wäre,
die Sache in einer Woche über die Bühne
zu bringen, dauerte es auch diesmal wie-
der bis zum letzten Tag einer zweiwöchi-
gen Sitzung, mit nicht enden wollenden
Nachtsitzungen, bis schließlich ein Kon-
sens vorlag. Wahrscheinlich brauchen in-
ternationale Konferenzen dieser Art fast
schon eine masochistische Dramaturgie...

Ministersegment mit Interessen-
gegensätzen

Gleich zu Beginn der Sitzung fand das
Ministersegment statt, das deutlich besser
besucht war als von vielen erwartet. Al-
lenthalben wurde sachbezogen und nach
vorne gerichtet diskutiert; man war sicht-
lich bemüht, den kriegsbedingten Flur-
schaden nicht weiter auszuweiten und be-
zog sich positiv auf die Rolle der UNO.
Auch die Amerikaner beteiligten sich auf-
fallend konstruktiv an den Beratungen.

Ob dies erklärte Politik der Bush-Admini-
stration war oder ob sich die Bush-Admi-
nistration für die Politik der vorwiegend
durch übriggebliebene Beamte aus der
Clinton-Ära besetzten amerikanischen
CSD-Delegation gar nicht interessierte, ist
eine andere Frage. 

Die weiteren Verhandlungen waren
aber auch in diesem Jahr von den deutli-
chen Interessengegensätzen zwischen
den Industrie- und Entwicklungsländern
geprägt. Diese Kluft ist in der CSD tradi-
tionell stärker ausgeprägt als in anderen
Gremien. Aus Kostengründen schicken
die Entwicklungsländer zu den CSD-Sit-
zungen fast ausschließlich Vertreter ihrer
New Yorker UN-Büros. Diese agieren
vorwiegend unter außenpolitischen Ge-
sichtspunkten und haben von nachhalti-
ger Entwicklung häufig nur eine vage
Vorstellung. Die Industrieländer schicken
dagegen meist ihre Fachressorts aus den
Hauptstädten nach New York. Diese ver-
schiedenen fachlichen Hintergründe er-
schweren die Diskussion. Während die
EU – erstmals gemeinsam mit den zehn
Beitrittsländern agierend – an Klarheit
von der Schweiz und Norwegen pro-
blemlos überflügelt wurde, agierte die
Gruppe der Entwicklungsländer (G77)
weitgehend konzeptionslos. 

Verhandlungsführer ein Gewinn
Ein echter Gewinn war die Verhand-

lungsführung des südafrikanischen Um-
weltministers Valli Moosa, der bereits den
größten Teil des Johannesburg-Gipfels
geleitet hatte und den eine CSD natürlich
nicht mehr schrecken konnte. Moosa
bemühte sich weit mehr als die meisten
früheren Vorsitzenden, die CSD politisch
voranzubringen und mehr als nur lang-
weilige Formelkompromisse auf kleinstem
gemeinsamen Nenner hervorzubringen.
Er setzte sich damit auch über Wider-
stände des Sekretariats und eine ganze
Reihe weniger progressiver Staaten, ins-
besondere auch aus der Gruppe der Ent-
wicklungsländer (G77) hinweg. 

Moosa setzte mit seinem Vorschlag,
dass sich die CSD künftig zwei Jahre lang
einem Thema intensiv widmen solle, klare
Akzente auf Ergebnisse. Auch seine Aus-
wahl der Themen, die zunächst angegan-
gen werden sollten, nämlich Wasser/Ab-
wasser in den Jahren 2004-05 und Ener-
gie 2006/07 belegte dies. Diese beiden

Themen, mit die zentralen Themen des Jo-
hannesburg-Gipfels, haben keine institu-
tionelle Adresse im UN-System und sind
deshalb besonders auf eine ergebnisori-
entierte Befassung in der CSD angewie-
sen. Moosa schlug darüber hinaus vor,
dass Armutsbekämpfung als übergreifen-
des Thema bei allen Beratungen eine Rol-
le spielen solle. 

Während die G77 es vorzogen, wie
bisher bei jeder Sitzung, eine breite Pa-
lette vom Themen zu behandeln und auch
die EU aufgrund interner Schwierigkei-
ten, sich auf ein Thema zu einigen,
schließlich die simultane Behandlung von
drei Themen vorschlug, schloss sich eine
ungewöhnliche Konstellation aus der
Schweiz, Norwegen und den USA dem
Moosa-Vorschlag an. Moosas Vorstellun-
gen setzten sich schließlich weitgehend
durch. Für den künftigen Arbeitsstil der
CSD wurden deutliche Veränderungen
beschlossen. In Zukunft wird sich die
Kommission statt einem jeweils zwei Jah-
re lang hauptsächlich einem bis drei The-
men widmen. 

Zuerst soll es dabei eine „review“ sessi-
on geben, die sich dem Stand der Umset-
zung widmen soll, und danach eine „po-
licy“ session, die daraus politische Schlus-
sfolgerungen ziehen soll. Themengebiete
für 2004/5 werden neben Wasser und
Abwasser menschliche Siedlungen (Habi-
tat) sein. Für 2006/7 stehen Energie für
Nachhaltige Entwicklung, industrielle Ent-
wicklung, Luft- und Atmosphärenver-
schmutzung sowie Klimawandel auf dem
Programm. Angesichts der Tatsache, dass
außer Wasser/Abwasser und Energie al-
le anderen Themen eigene UN-Verhand-
lungsforen haben, wurde damit faktisch
Moosas Konzentration auf ein Thema pro
Zweijahres-Sitzungszyklus beschlossen,
was man aber nicht so richtig zugeben
wollte. Als übergreifende Themen, die
stets behandelt werden sollen, listet das
Programm neben der Armutsbekämpfung
nun sage und schreibe elf weitere Themen
auf, ein im Grunde absurder Beschluss,
dessen Bedeutung sicherlich nicht über-
schätzt werden sollte. 

Innovativ ist auch der Beschluss, dass es
zukünftig auch eine regionale Kompo-
nente bei den Vorbereitungssitzungen ge-
ben soll, was vermutlich dazu führen
dürfte, dass erstmals solche Prepcoms
außerhalb New Yorks in den Regionen
stattfinden dürften. Das kann angesichts

CSD-11 in New York
Herausforderung gemeistert
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der weit verbreiteten sachlichen Überfor-
derung vieler New York-Vertretungen nur
begrüßt werden. 

Zukunft der CSD
Die CSD hatte es in den vergangenen

Jahren zunehmend schwer, als ein Gre-
mium noch ernstgenommen zu werden,
das zu Nachhaltiger Entwicklung noch et-
was beitragen kann. Vor diesem Hinter-
grund hat sie ihre Chance nach Johan-
nesburg und nach dem Irak-Krieg ge-
nutzt. Es kommt darauf an, dass die Ko-
operation von Industrie- und Entwick-
lungsländern für eine nachhaltige Ent-
wicklung auch weiterhin ernst zu neh-
mende Gremien und Institutionen hat.
Diese müssen den Prozess auch in
schwierigen Zeiten aufrecht erhalten. Alle
Bemühungen, die alt-eingefahrenen Glei-

se nicht-nachhaltiger Entwicklung mit Hil-
fe neuer Institutionen und Konventionen
zu verlassen, sind bisher schnell an enge,
meist wirtschaftliche Grenzen gestoßen.
Letztlich kann nachhaltige Entwicklung
nur erreicht werden, wenn sie in den
Kernbereich der wirtschaftlichen und po-
litischen Tagesordnung integriert wird.
Dies muss vorwiegend auf der nationalen
Ebene geschehen. In den internationalen
Prozess wird erst wieder Schwung kom-
men, wenn es mehr Vorreiterstaaten gibt,
die Maßstäbe setzen, an denen der Rest
nicht mehr vorbeikommt. Es wird sich zei-
gen, ob die EU mit der in Johannesburg
gestarteten Initiative „Erneuerbare Ener-
gien – Der Weg vorwärts“ diese Rolle er-
füllen kann. Mittlerweile haben sich 89
Staaten der Initiative angeschlossen. Sie
war die Reaktion darauf, dass im Kon-

sens mit der OPEC und den USA keiner-
lei anspruchsvolle Ziele für den Ausbau
der erneuerbaren Energien beschlossen
werden konnten. Von den Nichtregie-
rungsorganisationen wurde sie sehr be-
grüßt. Noch ist die Initiative relativ vage
geblieben. Bis zur CSD 2006/7 mit dem
Schwerpunkt Energie hat sie noch etwas
Zeit, ihre Wirkung zu entfalten. Es bleibt
zu hoffen, dass die derzeitige weltpoliti-
sche Tendenz zum Unilateralismus die
künftig erweiterte EU und eine große Zahl
von Entwicklungsländern darin bestärkt,
mit konkreten Resultaten für eine neue
Qualität des Multilateralismus jenseits des
Konsensprinzips zu sorgen.

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer der Projektstelle des 
Forums Umwelt & Entwicklung. 

Multilateralismus - Herausforderung für NROs
Seit der Amtsübernahme von Präsi-
dent Bush versucht die USA konse-
quent, multilaterale Prozesse zu
unterminieren. Dazu gehören der
Versuch, das Kyoto-Protokoll zu
Fall zu bringen, der Boykott des In-
ternationalen Strafgerichtshofs, die
destruktive Haltung während der
WSSD in Johannesburg oder die
Ausschaltung des Weltsicherheits-
rats während des Irakkrieges.

Die Bush-Regierung verstößt sogar ge-
gen die von ihr ehemals so hoch ge-

haltenen WTO-Regeln, wenn sie an-
nimmt, dies sei in ihrem nationalen Inter-
esse (siehe Zölle auf Stahlimporte). Zu-
dem mischt sich die US-Regierung zuneh-
mend ungeniert in nationale und eu-
ropäische Politik ein – so wurde z.B.
Kroatien mit Handelssanktionen gedroht,
falls es ein nationales Gesetz zur Gen-
technik verabschiedet, das US-Firmen un-
gelegen ist. Vor kurzem hat die Bush-Re-
gierung sogar einigen Entwicklungslän-
dern mit der Streichung aller Entwick-
lungshilfe gedroht, wenn diese nicht be-
reit seien, gentechnisch veränderte US-
Nahrungsmittelhilfe zu akzeptieren.

Die systematischen Angriffe auf multila-
terale Prozesse und im besonderen auf
die UNO verlangen nach neuen Antwor-
ten der NROs. In der letzten Zeit war un-
sere Begeisterung für UNO Prozesse be-
grenzt, da sie meist zu langsam und - von

einigen Ausnahmen abgesehen – mit we-
nig greifbaren Ergebnissen verlaufen
sind. Zehn Jahre nach Rio und nach ei-
nem wenig erfolgreichen Weltgipfel in Jo-
hannesburg gibt es nur noch wenige, die
sich intensiv für deren Fortführung einset-
zen. Zumindest in meiner Organisation
(Friends of the Earth) konzentriert sich
derzeit alles auf Cancún, um eine Aus-
weitung der Kompetenzen der WTO zu
verhindern. Dies ist sicherlich wichtig. Zu-
gleich müssen wir uns aber fragen, ob
wir es uns wirklich leisten können, multi-
laterale Prozesse, wie die WSSD, links
liegen zu lassen. Der Bush-Regierung
würde dies jedenfalls sehr gut in ihre glo-
bale Strategie passen.

Nehmen wir einmal die „Wasserinitia-
tive“ der WSSD in Johannesburg als Bei-
spiel. Derzeit kämpfen wir (im Rahmen
von GATS) vor allem gegen den Versuch
multinationaler Firmen, die Wasserver-
sorgung in Entwicklungsländern zu über-
nehmen und zu privatisieren. Dies ist eine
wichtige Auseinandersetzung. Die eigent-
liche Frage, wie wir Millionen Menschen
den Zugang zu sauberem Trinkwasser er-
möglichen können, ist damit aber noch
nicht beantwortet. Verwenden wir wirk-
lich genug Energie darauf, im Rahmen
der UNO für Programme und für die not-
wendigen finanziellen Mittel zu kämpfen,
die das Menschenrecht auf sauberes
Trinkwasser umsetzen könnten? Und wäre
es nicht gerade jetzt, wo die Bush-Admi-

nistration versucht, die UNO zu
schwächen, angebracht, dies noch viel
lauter einzufordern?

Ein anderes Beispiel: Friends of the
Earth und viele andere NROs fordern seit
längerem, Landwirtschaft und Ernäh-
rungssicherheit nicht mehr innerhalb der
WTO zu behandeln. Unsere Vorstellun-
gen, wo diese Fragen geregelt werden
sollen, sind bislang aber noch recht vage.
Mit der Herausnahme der Landwirtschaft
aus der WTO ist es aber noch lange nicht
getan. Ich befürchte, den USA würde das
wenig ausmachen, da sie genug Mittel
und Möglichkeiten haben, anderen Län-
dern bilaterale Verträge in ihrem eigenen
Interesse aufzuzwingen. Sind wir also ak-
tiv genug, wenn es darum geht, alternati-
ve Vorschläge für ein internationales Re-
gelsystem (im Rahmen der UNO?) zu er-
arbeiten?

Der Prozeß der ökonomischen Globali-
sierung ist inzwischen ein Selbstläufer. Da
es immer einfacher wird, global zu inve-
stieren und Gewinne zu verschieben,
können die Multis die verschiedenen
Staaten zunehmen gegeneinander aus-
spielen, um die besten Investitionsbedin-
gungen zu erhalten. Das bedeutet oftmals
sinkende Umwelt- und Sozialstandards
und immer geringere Steuern für die In-
dustrie. Wer dieses Spiel nicht mitspielt,
dem gehen Arbeitsplätze verloren. Auch
wenn dies zunächst wie ein Widerspruch
aussieht (denn es waren ja gerade inter-
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nationale Organisationen, wie die WTO,
die die ökonomische Globalisierung vor-
angetrieben haben): wir werden stärkere
internationale Organisationen brauchen,
um der Globalisierung ökologische und
soziale Schranken zu setzen.

Die Umwelt- und Entwicklungsorgani-
sationen sollten solche internationalen Re-
geln gerade jetzt lautstark einfordern. In-
ternationale Umweltabkommen sind bei-
spielsweise noch immer nicht mit brauch-
baren Durchsetzungsinstrumenten ausge-
stattet. Das Problem, wie man mit Staaten
umgehen soll, die sich diesen Abkommen
ganz entziehen (wie z.B. die USA dem
Klimavertrag) ist vollständig ungeklärt.
Ich denke, wir sollten darüber eine Dis-
kussion beginnen und die internationale
Staatengemeinschaft mit unseren Forde-
rungen vor uns her treiben. Warum sollte
es zum Beispiel nicht erlaubt sein, Zölle
gegen energie-intensiv erzeugte Waren
aus Ländern zu erheben, die dem Kyoto-
Protokoll nicht beigetreten sind? Das wür-
de einen fairen Wettbewerb herstellen,
denn schließlich müssen europäische Fir-
men für Energie mehr ausgeben, da wir
Energiesteuern erheben, um die Energie-
effizienz zu erhöhen. Oder wie wäre es
mit einem globalen Fond für Umweltmaß-
nahmen, der sich aus einer global erho-
benen Umweltsteuer – z.B. auf Kerosin –
speist, aber nur jenen Staaten zur Verfü-
gung steht, die an internationalen Um-
weltabkommen teilnehmen? Aus meiner
Sicht wäre eine solche progressive Debat-
te die beste Antwort auf den Unilateralis-
mus der USA. Bindende weltweite Regeln
für multinationale Firmen, die es erlau-
ben, diese für ihre Aktivitäten zur Verant-
wortung zu ziehen, ist eine weitere NRO-

Forderung, die von der WSSD aufgegrif-
fen wurde und jetzt weiter verfolgt wer-
den muß. 

Was aber ist die Rolle der Europäi-
schen Union in diesem Zusammenhang?
Für viele Umweltaktivisten ist die EU im-
mer noch ein Symbol der Globalisierung,
vor allem beherrscht vom Ziel, einen ein-
heitlichen Markt in Europa herzustellen.
Die EU ist inzwischen aber weit mehr als
eine Wirtschaftsgemeinschaft. Gerade im
Umweltbereich ist es der EU gelungen,
europaweite Standards zu definieren und
diese auch nach außen zu verteidigen.
Während die wirtschaftliche Integration
der EU auch ohne weitere Gesetzgebung
intensiv voranschreiten wird, braucht es
für die Schaffung von europaweiten Um-
welt- und Sozialstandards noch zusätzli-
che Gesetzesvorhaben. Diese wird es
aber nur geben, wenn die zukünftige eu-
ropäische Verfassung die Entscheidungs-
strukturen vereinfacht und demokratisiert
und das Vetorecht einzelner Länder weit-
gehend abgeschafft wird. Die europäi-
sche Umweltbewegung ist sich in diesem
Punkt allerdings noch keineswegs einig.
In einigen Ländern gilt das Vetorecht noch
immer als Garant dafür, Schlimmeres aus
Brüssel verhindern zu können. Mir scheint
dies nicht mehr der Realität zu entspre-
chen, denn die ökonomische Integration
Europas und die Öffnung zu den Welt-
märkten ist längst vollzogen. Dafür
braucht es keine handlungsfähige EU
mehr. Derzeit kommt es vor allem darauf
an, Entscheidungsstrukturen zu schaffen,
die eine ökologische und soziale Rah-
mensetzung ermöglichen. Ein Beispiel:
Unternehmen spielen europäische Staa-
ten zunehmend gegeneinander aus, um

die niedrigsten Unternehmens-
steuern zu erhalten. Um dieser
Abwärtsspirale etwas entge-
gen zu setzen, wäre es drin-
gend nötig, europaweite Min-
deststeuern für Unternehmen
zu definieren. Dies geschieht
derzeit aber nicht, weil dazu
Einstimmigkeit im Europäi-
schen Rat notwendig ist. In ei-
ner EU mit 25 Ländern wird es
diese Einstimmigkeit schon gar
nicht geben.

Der Irak-Krieg hat schmerz-
lich klar gemacht, wie wichtig
die Einigkeit Europas auf der
internationalen Bühne ist,
wenn wir den USA nicht voll-
ständig das Feld überlassen
wollen. Im Rahmen des Kon-
vent für die Zukunft Europas

wird daher im Moment heftig über eine
gemeinsame Außenpolitik diskutiert.
Wenn wir Europas Rolle in der Welt an-
sehen, müssen wir allerdings klar zwi-
schen verschiedenen Politikfeldern unter-
scheiden. In der Handelspolitik ist Euro-
pas Rolle eher negativ. Trotz Bekenntnis-
sen, umwelt- und entwicklungspolitische
Fragen stärker zu berücksichtigen, be-
treibt der EU-Handelskommissar Lamy
noch immer eine aggressive Freihandels-
politik. Zugleich ist die Europäische Kom-
mission bei den Verhandlungen über in-
ternationale Umweltabkommen der ent-
scheidende positive Faktor. Wir müssen
daher lernen, zwischen verschiedenen
Vertretern der Europäischen Kommission
zu unterscheiden. In jedem Fall wäre eine
verstärkte demokratische Kontrolle – ge-
rade im Handelsbereich – wünschens-
wert. Darüber hinaus braucht es aber für
multilaterale Abkommen im Rahmen der
UNO eine gestärkte und geeinigte EU,
die in der Lage ist, der derzeitigen US-Re-
gierung die Stirn zu bieten. Die nächste
Gelegenheit im von Bush losgetretenen
WTO-Streit um die Gentechnik wartet
schon.

Martin Rocholl

Der Autor ist Direktor von Friends of the Earth Europe,
Brüssel. Kontakt: martin.rocholl@foeeurope.org,
www.foeeurope.org 

Friends of the Earth ist das weltweit größte Umweltnetz-
werk, das basis-demokratisch und kampagnen-orien-
tiert für den Erhalt der Umwelt, soziale Gerechtigkeit
und eine nachhaltige Entwicklung eintritt. Friends of the
Earth Europe koordiniert und vertritt Umweltorganisa-
tionen aus mehr als 30 Ländern mit über 3000 Orts-
gruppen. ‘Friends of the Earth Deutschland’ ist der
‘Bund für Umwelt und Naturschutz’ (BUND).
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Für den derzeitigen Stand der glo-
balen Umwelt- und Nachhaltig-
keitspolitik ist einerseits das
schwierige und widersprüchliche
Verhältnis zwischen einer auf
Nachhaltigkeit ausgerichteten  
‚Governance’ und einem auf den
Primat der Ökonomie ausgerichtete
Globalismus charakteristisch. An-
dererseits bekommt gerade die in-
ternationale Umweltpolitik schon
seit Beginn der 90er Jahre den Uni-
lateralismus der USA deutlich zu
spüren. Ob in der Klima- oder Bi-
odiversitätspolitik: keins der in den
90er Jahren verhandelten Protokol-
le wurde bislang ratifiziert. 

Beide Prozesse – und vor allem die da-
hinter stehenden wirtschaftlichen und

ordnungspolitischen Interessen – wurden
lange vor allem von Umweltpolitikern,
Wissenschaftlern und NGOs ignoriert.
Statt dessen wurde unverdrossen am Kon-
zept des kooperativen Multilateralismus
festgehalten und einer globalen Umwelt-
governance das Wort geredet, die noch
bis zum Nachhaltigkeitsgipfel in Johan-
nesburg eine Weltumweltorganisation
zum Kern der Antworten auf die sichtba-
ren Probleme der Umweltpolitik im UN-
System machen wollten. 

Dass globale Probleme eine globale Lö-
sungsstrategie erfordern, der Schutz glo-
baler öffentlicher Güter wie z.B. das Kli-
ma, die Ozonschicht oder die Fischvor-
kommen sowie der Erhalt der Biodiver-
sität ohne langfristige Einbeziehung aller
(potenzieller) Nutzer ins Leere laufen,
bleibt so wahr und richtig wie immer. So
wünschenswert und notwendig die ko-
operative Bearbeitung globaler Umwelt-
probleme ist, die Idee einer multilateral
organisierten „Weltordnung“ ist mehr
denn je eine fixe Idee. Das liegt vor allem
an den USA, aber nicht nur.

Deshalb sind für die Perspektive der Lö-
sung globaler Umweltprobleme zwei Fra-
gen zentral:

❑Wie kann internationales Umweltrecht
und generell sustainable governance
im Kontext einer unipolaren bzw. hege-
monialen Weltordnung überhaupt ge-
staltet und weiter entwickelt werden.

❑Wie soll der ökonomische Globalisie-
rungsprozess im Sinne einer sozial-
ökologischen und gerechten Entwick-
lung gesteuert werden? Durch Flankie-
rung und Abfederung der Umweltwir-
kungen des ökonomischen Globalisie-
rungsprozesses oder durch eine „Öko-
logisierung der Globalisierung“?

Während die Auswirkungen der US-
Hegemonie und der neuen Sicherheits-
doktrin auf die Außen- und Sicherheits-
politik ausgiebigst und öffentlich disku-
tiert werden, gibt es wenig bis gar keine
aktuelle Diskussion um die Auswirkungen
auf die internationale Umwelt- und Nach-
haltigkeitspolitik. Das mag daran liegen,
dass dem Multilateralismus à la carte der
USA, den Bremsern und Blockierern in
der OPEC schon seit einiger Zeit regiona-
le Regime und das Schmieden von Vor-
reiterkoalitionen entgegengesetzt wer-
den. Mit der Internationalen Konferenz
für Erneuerbare Energien, die Anfang Ju-
ni 2004 in Bonn statt finden wird, soll
endlich mit Leben gefüllt werden, was ab-
strakt das Zusammenbinden von „gleich-
gesinnten Ländern“ heißt. Neue Partner-
schaften in jeweils verschiedensten Kon-
stellationen zwischen Staat, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft gelten als weitere
Säule und Antwort auf ein durch das
Konsensprinzip immer wieder lahm ge-
legtes UN-System. 

So richtig und wichtig all diese Schritte
und Initiativen sind, für die Lösung der
globalen Umwelt- und Armutsprobleme,
für einen Kurswechsel in Richtung einer
sozial-ökologisch gerechten Entwicklung
führt kein Weg an den USA vorbei. Auf
die Dauer lässt sich multilateraler Klima-
und Umweltschutz nur „mit den USA“ eta-

blieren. Aber dies hat nur Aussicht auf Er-
folg, wenn die anderen Staaten den Mut
haben, engagiert „ohne die USA“ zu be-
ginnen. Oder kurz: Jetzt ohne die USA,
damit mittelfristig ein „mit den USA“
möglich wird. Die USA werden auf die
Dauer nur mitmachen, wenn der Prozess
– in diesem Fall das Kioto-Klimaregime –
genug Eigendynamik entwickelt, so dass
selbst die USA über kurz oder lang aus
nationalem Eigeninteresse gar nicht an-
ders können, als sich einzureihen. 

Die spannende Frage heißt demnach:
kann das Kioto-Protokoll eine solche Ei-
gendynamik überhaupt entwickeln? Bei
einer ausdrücklichen Verweigerung einer
multilateralen Vorgehensweise der USA
ist also eine ‚Vorwärtsstrategie’ der ande-
ren Staaten nötig. Das ist die Achillesfer-
se der Strategie der so gern zitierten Vor-
reiterkoalitionen vor allem im Klima-
schutz. 

Für die Steuerung und Gestaltung der
Globalisierung entlang sozial-ökologi-
scher Kriterien stellen sich über die Hege-
moniefrage und damit der Handlungs-
fähigkeit der UNO hinaus, auch einige
grundsätzliche konzeptionelle Fragen.
Geht es vor allem um flankierende Maß-
nahmen? Kaum mehr wird diskutiert,
dass ein ernst gemeintes sustainable go-
vernance Konzept den fundamentalen
Umbau aller wirkungsmächtiger Institutio-
nen wie der Welthandelsorganisation,
des Internationalen Währungsfonds usw.
einschließen muss. Deren auf die Domi-
nanz ökonomischer Expansion ausgerich-
teten Konzepte bilden den Kern der glo-
balen ökologischen Krise. Die zu Recht
geforderte Hegemonie des internationa-
len Umweltrechts über das internationale
Handelsrecht wäre für die Begrenzung
und Flankierung der Entgrenzungsstrate-
gie ein zentraler Schritt, aber noch keine
Antwort.

Barbara Unmüßig

Die Autorin ist Vorstandsmitglied der Heinrich-Böll-
Stiftung

Sustainable Governance für das 21. Jahrhundert?
Vorreiterkoalitionen sind ein erster Schritt zu globalen Lösungsstrategien
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Im Vorwort zum Aktionsprogramm
2015 schreibt Bundeskanzler
Schröder: „Auf dem Millenniums-
gipfel der Vereinten Nationen im
September 2000 haben die Staats-
und Regierungschefs (...) sich unter
anderem dem Ziel verpflichtet, den
Anteil der extrem Armen an der
Weltbevölkerung bis zum Jahre
2015 zu halbieren. Ich habe für
meine Regierung die Initiative er-
griffen, ein Aktionsprogramm ent-
wickeln zu lassen, das deutlich
macht, durch welche konkreten
Schritte Deutschland zur Verwirkli-
chung dieses Ziels beitragen will.“

Staats- und Regierungschefs
trafen sich im September

2000 in New York zur soge-
nannten Millenniumskonfe-
renz. Dort einigten sie sich un-
ter anderem auf acht Entwick-
lungsziele, die bis zum Jahre
2015 erreicht werden sollten.
Bis zu diesem Zeitpunkt soll die
Zahl der Menschen, die in ex-
tremer Armut leben, ebenso
halbiert werden wie die Zahl
der Hungernden. Ebenfalls er-
reicht werden soll eine univer-
sale Grundschulbildung für al-
le Kinder bis zum 14. Lebens-
jahr. Die Gleichberechtigung von Mann
und Frau soll verbessert, die Kindersterb-
lichkeit um zwei Drittel und die Mütter-
sterblichkeit um drei Viertel gesenkt wer-
den. Überdies soll die Verbreitung von
Krankheiten, insbesondere von AIDS und
Malaria gestoppt, ökologische Nachhal-
tigkeit sichergestellt und schließlich eine
globale Partnerschaft für Entwicklung mit
Zielen in den Bereichen Entwicklungshilfe,
Handel und Entschuldung geschaffen
werden. Bei all diesen Zielen handelt es
sich um multilaterale Vereinbarungen, die
im Rahmen der Arbeit der Vereinten Na-
tionen einen festen Platz haben.

Unilaterale Beiträge
Im April 2001 hat die Bundesregierung

der Öffentlichkeit ihr Aktionsprogramm
2015 vorgestellt, das ihren Beitrag zur
weltweiten Halbierung extremer Armut
darstellt. Inwieweit die dort formulierten

Maßnahmen ausreichen, um die jeweili-
gen Ziele zu erreichen, mag im Einzelfall
strittig sein, ist hier allerdings nicht weiter
zu diskutieren. Dagegen ist festzuhalten,
dass das Aktionsprogramm ein Beispiel
dafür darstellt, dass den multilateral ver-
einbarten Millenniumszielen jeweils im
Grunde unilaterale Maßnahmen zu deren
Umsetzung gegenüber stehen. Dies trifft
zumindest dann zu, wenn man internatio-
nale Konferenzen nicht schon per se als
Multilateralismus einstuft, sondern darun-
ter klare Verpflichtungen bis hin zur völ-
kerrechtlichen Verbindlichkeit versteht.

Wie der Kanzler schon sagte: das Ak-
tionsprogramm 2015 ist explizit ein deut-
scher Beitrag. Angesichts fehlender inter-
nationaler Vereinbarungen oder gar Ver-

träge bleibt das Aufgabenprofil für die
Vereinten Nationen dementsprechend
eher dürftig. Sie unterstützen die Entwick-
lungsländer dabei, die Millenniumsziele
in ihre nationale Politik zu integrieren und
entsprechende Nationalberichte zu erstel-
len. Darüber hinaus ist die UN zuständig
dafür, die Fortschritte auf globaler Ebene
zu beobachten und politische Unterstüt-
zung für das Erreichen der Ziele zu mo-
bilisieren. Von völkerrechtlich verbindli-
chen Konventionen unter dem Dach der
UN ist dies alles meilenweit entfernt.

UN-Konventionen
Der Weltgipfel in Johannesburg kann

als ein Versuch von einigen Staaten, eini-
gen NGOs und der Vereinten Nationen
verstanden werden, dies zumindest in ei-
nigen wichtigen Bereichen zu ändern. Al-
lerdings wurden Gedanken etwa an eine

völkerrechtlich verbindliche Wasserkon-
vention gar nicht erst so laut geäußert,
dass sie die politische Bühne hätten errei-
chen können. Und auch die Konferenz
zur Entwicklungsfinanzierung im Früh-
sommer 2003 in Monterrey war nicht
mehr als ein multilateraler Rahmen für
unilaterale Absichtserklärungen, die je-
derzeit wieder rückgängig gemacht wer-
den können.

Natürlich weisen auch die multilatera-
len Instrumente in der Umsetzung nach
wie vor erhebliche Mängel auf. Jedoch
hat die Konvention über biologische Viel-
falt drei klar definierte Ziele (Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und gerechter Vor-
teilsausgleich), sie verfügt über Regulari-
en der Umsetzung und entsprechende

Organe (Vertragsstaatenkon-
ferenz, Arbeitsgruppen, etc.).
Ähnliches gilt etwa auch für
das Kyoto-Protokoll.

Beide Beispiele lehren bei
allen konzedierten Defiziten
gerade im Bereich der Umset-
zung auch noch ein übriges:
sie widerlegen die These,
dass Multilateralismus ohne
die Beteiligung der USA sinn-
los ist, und sie bieten treffli-
chen Anschauungsunterricht
für die unumgängliche Not-
wendigkeit multilateraler An-
sätze. Kaum jemand wird be-

streiten wollen, dass die zuständigen
Konventionen erheblich zum globalen
Schutz des Klimas oder der biologischen
Vielfalt beitragen. Angesichts der aktuel-
len Krisenerscheinung die Sinnhaftigkeit
von Multilateralismus per se zu leugnen,
ist damit nicht nur voreilig, sondern geht
auch an den realen Sachproblemen und
Erfordernissen vorbei.

Nicht zuletzt auch deshalb sollte man
die multilaterale Vereinbarung globaler
Entwicklungsziele durchaus positiv be-
werten. Hierbei handelt es sich fraglos
um einen Fortschritt. Die internationale
Staatengemeinschaft hat seither konkrete
und konkret messbare Aufgaben, die –
zumindest theoretisch – hoffen lassen,
dass sich Politik stärker an langfristigen
gemeinsamen Zielen als an kurzfristigen
nationalen Interessen orientiert. Dies wird
allerdings nur dann der Fall sein können,
wenn den abgestimmten Zielen auch stär-

Das Aktionsprogramm 2015 
und die UN-Entwicklungsziele: 
Die unilaterale Umsetzung einer multilateralen Vereinbarung ist zu wenig
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ker abgestimmtes Handeln folgt. Der mul-
tilaterale Ansatz darf sich nicht in ge-
meinsamen Zielen erschöpfen. Wenn die
internationale Staatengemeinschaft es mit
den Entwicklungszielen ernst meint, dann
kann die Millenniumserklärung vom Sep-
tember 2000 nur der Anfangspunkt für
weitere völkerrechtlich bindende multila-
terale Vereinbarungen sein.

Ein nationales Aktionsprogramm als
Beitrag der deutschen Bundesregierung
zur weltweiten Halbierung der extremen
Armut erscheint daher auf den ersten

Blick nicht unbedingt als Königsweg. Der
zweite Blick mag dies relativieren. Er legt
die Einsicht nahe, dass – unbeschadet
von Kritik im Einzelnen – angesichts der
Krise des Multilateralismus ein nationales
Aktionsprogramm immerhin einen guten
Ausweg darstellen kann. Dieser Ausweg
kann aber letztlich nur als Umweg zu
mehr Multilateralismus verstanden wer-
den. Denn, so schreibt die Entwicklungs-
ministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul
bereits in ihrem Vorwort zum Aktionspro-
gramm: „Das von der Weltgemeinschaft

gesetzte Ziel, bis zum Jahre 2015 den
Anteil der extrem armen Menschen um
die Hälfte zu verringern, ist ehrgeizig,
aber nicht utopisch. Es kann erreicht wer-
den, wenn die Bekämpfung der Armut als
internationale Gemeinschaftsaufgabe be-
griffen wird.“

Michael Frein/ Dr. Bernhard Walter

Michael Frein ist Referent für Nachhaltige Entwicklung
beim EED, Dr. Bernhard Walter arbeitet für die gemein-
same Projektstelle von Brot für die Welt und EED zum
Aktionsprogramm 2015.

Europa 2003 - Wege der politischen Gestaltung der EU
„Washington ist der große Gewin-
ner der EU-Erweiterung“ titelte die
International Herald Tribune am
09. Dezember 2002, vier Tage vor
dem Erweiterungsgipfel in Kopen-
hagen. Vor dem Hintergrund einer
offensiven Machtpolitik seitens der
USA, die sich offen gegen interna-
tionales Recht stellt und multilate-
rale Vereinbarungen de facto auf-
kündigt erscheint Europa auf der
anderen Seite derzeit wie ein Hau-
fen aufgescheuchter Hühner – un-
eins in so gut wie allen internatio-
nalen Fragen. 

Kann sich Europa, gerade in Hinblick
auf die Erweiterung, zu einer politi-

schen Einheit entwickeln und eine eigene
glaubwürdige Politik abseits der USA for-
mulieren?

Faktoren der Uneinigkeit
Offen verdeutlicht hat sich die Uneinig-

keit der europäischen Staaten vor allem vor
und während des Irak-Krieges. Europa hat
hier die Chance vertan, mit einer Stimme
zu sprechen und dem aggressiven Kurs der
USA etwas entgegenzusetzen. Zu unter-
schiedlich und vor allem zu mächtig sind
die europäischen Nationalstaaten – die Pa-
role „Britain first – Europe second“ gilt im
übertragenem Sinn mehr oder weniger für
alle europäischen Staaten. 

Drei wesentliche Faktoren lassen sich
dafür bestimmen. Erstens ist Europa weit
von einer zentralen politischen Einheit
entfernt. Europa und die europäische Ei-
nigung basieren auf nationalstaatlicher

Souveränität, die gerade in außenpoliti-
schen Fragen nicht abgegeben wird.
Zweitens offenbart sich in kritischen Fra-
gen ein fehlendes verbindendes Glied. So
hat es jetzt die griechische Präsident-
schaft nicht geschafft, schnell und per-
spektivisch die europäischen Staaten zu-
sammenzubringen und ein gemeinsames
Vorgehen zu koordinieren. Drittens ist Eu-
ropa noch immer ein zuerst wirtschaftli-
cher Zusammenschluss. Ein gemeinsamer
Markt war und ist der zentrale Motor für
die europäische Idee. Dass insbesondere
in den vergangenen Jahren weitere Fel-
der europäisch verankert worden sind,
darf nicht über ein grundsätzliches Mis-
strauen der EU-Staaten und ihrer Bür-
ger/innen gegen eine zentrale Einigung
verstanden werden. Dies aber schwächt
die EU gerade in Hinblick auf von außen
herangetragene Forderungen. 

USA vs EU?
Insbesondere die USA haben derzeit

nur wenig Interesse an einem vereinten
Europa in politischer Hinsicht. Das Vorge-
hen der Bush-Administration verdeutlicht
dieses nur zu gut. Zwar begrüßen die
USA einen erweiterten europäischen Frei-
en Markt – ein zentraler politischer Zu-
sammenschluss hingegen wird als dro-
hende Konkurrenz und potenzielle Bedro-
hung wahrgenommen. Somit ist aus der
derzeitigen US-amerikanischen Sicht die
Spaltung der EU auf politischer Ebene
durch bspw. die enge Zusammenarbeit
mit Großbritannien oder Polen plausibel. 

Fakt ist, dass die Bush-Administration
momentan die weltpolitische Agenda
setzt und dreist multilaterale Verträge und

Organisationen umgeht. Der „letzten Su-
permacht“ scheint derzeit tatsächlich nie-
mand etwas entgegensetzen zu wollen
und können. Als vermeintliche Antwort
wird auf europäischer Seite der wenig
durchdachte Spagat zwischen latentem
und offenem Anti-Amerikanismus und
blinder Gefolgschaft gefahren. Dass da-
bei anachronistische nationale Alleingän-
ge gerade im Rahmen der EU an der Ta-
gesordnung sind, mahnt dringenden
Handlungsbedarf an. 

Dringend benötigte Reformen
Der bisherige Aufbau der europäischen

Institutionen und das inner-europäische
Machtgefälle sind zentrale Herausforde-
rungen für die politische Einigung Euro-
pas. Dass sich diese Problemlinien durch
die Erweiterung vertiefen werden ist eine
der großen Befürchtungen. Das bestehen-
de System erscheint nur schwer in der La-
ge, eine gemeinsame Linie zu entwickeln
ohne durch Blockade einzelner Staaten
handlungsunfähig zu sein. Grundlegend
ist also eine Reform der europäischen Insti-
tutionen mit dem Ziel, eine demokratisch
legitimierte handlungsfähige gemeinsame
europäische Politik zu erreichen unter
größtmöglichen paritätischen Beteiligungs-
möglichkeiten der einzelnen Staaten. Dies
kann nur durch die Stärkung der Kommis-
sion sowie des Parlaments gegenüber den
Räten erreicht werden. Einstimmige Rats-
entscheidungen sind bereits jetzt oftmals
hinderlich, sodass hier die Einführung ei-
nes qualifizierten Mehrheitsentscheid drin-
gend notwendig ist. Des weiteren ist be-
sonders das System der wechselnden Prä-
sidentschaft, das sich bereits in der Ver-
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gangenheit als Stolperstein erwiesen hat,
reformbedürftig. Schwache Präsident-
schaften, wie die jetzige griechische, sind
nicht in der Lage, schnell und effizient zu
reagieren. Denkbar wäre hier ein auf Zeit
gewählter Präsident mit einem ebenfalls
gewählten paritätisch besetzten Gremium.
Gewährleistet würde dadurch eine längere
Kontinuität und eine größere Handlungs-
fähigkeit. 

Transparenz und Partizipation als 
Eckpfeiler

Im Mittelpunkt jeglicher Reformen auf
europäischer Ebene muss die Erhöhung
der Transparenz europäischer Prozesse
und die Verbesserung von Partizipations-
möglichkeiten stehen. Dabei gilt es
tatsächlich ein „Europa der Bürger/in-
nen“ zu forcieren. Insbesondere die Ein-
beziehung zivilgesellschaftlicher Akteure
in alle Politikfelder (einhergehend mit ei-
ner Stärkung zivilgesellschaftlicher Akteu-
re in den Beitrittsländern) ist hier zu nen-
nen. Europa kann nur dann eine politi-
sche Ausgestaltung und Verankerung be-
kommen, wenn sie von der Bürger/innen
und nicht den Nationalstaaten bestimmt
wird. 

Chancen und Risiken der Erweiterung
Die nun anstehende Erweiterung der

EU bietet Chance und Risiko zugleich.
Definitiv ist sie eine immens große Her-
ausforderung, will man nicht nur eine er-
weiterte freie Wirtschafts- und Handels-
zone als Ziel erreichen. Gekoppelt an die
europäischen Initiativen im Einheitspro-
zess der vergangenen Jahre jedoch wird
die Chance zu einer politischen Ausge-
staltung greifbar. 

Nicht nur der Konvent mit dem Ziel ei-
ne europäische Verfassung zu erarbeiten,
sondern auch die Schritte insbesondere
der EU-Kommission unter dem europäi-
schen Dach gemeinsame Schritte zu koor-
dinieren und Themen zu implementieren,
zeigen den Handlungsbedarf Europas
auch in Gebieten außerhalb wirtschaftli-
cher Einigung die politische Ausgestal-
tung zu forcieren. Daran gilt es anzu-
knüpfen und diesen Prozess weiter auszu-
gestalten. Denn viele Probleme als Folge
des gemeinsamen Marktes sind längst
nicht mehr nationalstaatlich zu lösen,
sondern bedürfen gemeinschaftlicher In-
itiativen. Eine politische Ausgestaltung
der EU ist darüber hinaus nur unter be-

stimmten Vorzeichen denkbar. Der Pro-
zess muss transparent gestaltet sein und
ist nur umsetzbar, wenn er durch die Bür-
ger/innen demokratisch legitimiert und
verankert ist. Des weiteren sind ausrei-
chende Partizipationsmöglichkeiten für
alle gesellschaftlichen Gruppen unab-
dingbar zu einer gerechten und nachhal-
tigen Ausgestaltung der EU – insbesonde-
re um Themenfelder neben der wirtschaft-
lichen Ausgestaltung zu besetzen. 

Verfassung als Grundlage
Grundlage für eine gemeinsame politi-

sche Ausgestaltung der EU kann die im
Entstehen begriffene Verfassung sein.
Nicht nur aufgrund der darin verankerten
gemeinsamen Werte, sondern auch
durch die Aufnahme gemeinsamer (politi-
scher) Zielsetzungen, ist die zukünftige
Verfassung als Weiterentwicklung einer
europäischen Politik zu begreifen. Dass
die Verfassung diese Rolle aber auch er-
füllen kann, liegt maßgeblich am weiteren
Vorgehen des Konvents und der letztend-
lich zu verabschiedenden Version. Dies
betrifft sowohl die inhaltliche Ausgestal-
tung als auch die Verankerung der Ak-
zeptanz durch die Bürger/innen und die
Staaten. Insbesondere die potentielle Her-
einnahme des Euratom-Vertrags in die
Verfassung, sowie das autoritäre Vorge-
hen des Konvents-Präsidenten Valéry Gis-
card d’Estaing sind kontraproduktiv und
stehen einer breiten Akzeptanz der
zukünftigen Verfassung im Weg. Zudem
sollte die Verfassung in allen EU-Staaten
via Plebiszit verabschiedet werden. 

Gemeinsame Außenpolitik
Nicht nur aufgrund der derzeitigen Un-

einigkeiten der EU-Staaten, sondern auch
in Hinblick auf die Erweiterung und die
globalen Herausforderungen, erscheint die
Koordinierung und Ausgestaltung einer
gemeinsamen Außenpolitik sinnvoll. Durch
eine gemeinsam abgestimmte Außenpoli-
tik können glaubhafte und damit durchset-
zungsfähige Strategien entwickelt werden,
die nationalem Alleingängen vorbeugt und
unter dem Dach internationaler Organisa-
tionen und Verträge koordiniert ist. Dazu
bedarf es jedoch einiger grundlegender
Eckpunkte. Ziel kann und darf nicht das
Entstehen einer neuen „Supermacht“ sein.
Somit ist den Analysen, Europa brauche
eine gemeinsame schlagkräftige Armee
(gerade gegenüber den USA) entschieden

entgegenzutreten. Des weiteren muss eine
gemeinsame Außenpolitik auf Grundlage
internationaler Vereinbarungen und völ-
kerrechtlichen Bestimmungen basieren,
bzw. der Stärkung und Ausgestaltung die-
ser dienen. Und letztlich dürfte insbeson-
dere die Koordinierung der nationalen In-
teressen die größte Herausforderung sein.
Gerade die Beitrittsländer sind in die Aus-
gestaltung des Prozesses von Anfang an
einzubeziehen – vollendete Tatsachen vor
der Erweiterung erschweren eine gemein-
same Koordinierung entscheidend. Ebenso
sollte über neue Wege nachgedacht wer-
den – gerade die Einbeziehung der Zivil-
gesellschaft muss hier genannt werden.

Fazit
Eine politische Ausgestaltung der Eu-

ropäischen Union und eine Reform der EU-
Institutionen ist dingend notwendig. Sollte
dies nicht gelingen, kann eine Integration
der Beitrittsländer nur schwer gelingen. Zu-
dem sind die meisten externen und inter-
nen Problematiken de facto nicht mehr na-
tionalstaatlich zu lösen. Ziel ist es jedoch
nicht, die Vereinten Nationen von Europa
zu installieren, sondern auf europäischer
Ebene die politische Ebene unter der Prä-
misse einer sozialen und nachhaltigen Ent-
wicklung auszubauen. Europa muss nicht
mit einer Stimme sprechen, aber Europa
sollte sich gemeinsam abstimmen um nicht
intern und extern entscheidende
Schwächen zu offenbaren, die Lösungen
abseits einer „wer nicht für uns ist, ist ge-
gen uns“-Politik ermöglichen.

Unstrittig ist, dass es dringenden Hand-
lungsbedarf gibt. Die zahlreichen Initiati-
ven seitens der EU beweisen dies. Letzt-
endlich aber müssen die Staaten der EU
den politischen Willen zeigen und bereit
sein, nationale Souveränität an die EU
abzugeben. Die EU hingegen muss sich
bewusst sein, dass sie nicht nur transpa-
renter werden muss, sondern auch aus-
reichende Partizipationsmöglichkeiten
eröffnen muss. Nur dann ist eine vernünf-
tige politische Ausgestaltung und eine
breite Akzeptanz möglich.

Nika Greger / Tile von Damm

Nika Greger ist Leiterin EU-Koordination und Interna-
tionales des Deutschen Naturschutzring (DNR), Kontakt:
Email: nika.greger@dnr.de, http://www.dnr.de
Tile von Damm ist Leiter der Analyse- und Forschungs-
einrichtung Perspektiven Globaler Politik (PerGlobal),
Email: info@perglobal.org, http://www.perglobal.org
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ASEM - vier Buchstaben, die für
Asia-Europe-Meeting stehen, der
Kooperation der 16 EU-Mitglieder
mit 10 südost- und ostasiatischen
Ländern, die 1996 ins Leben geru-
fen wurde, um die wirtschaftliche,
politische und kulturelle Zusam-
menarbeit zwischen Europa und
Asien zu verstärken.

Seitdem hat sich ASEM – auch ohne
oder wegen einer nicht vorhandenen

festgefügten Organisationsform – zu ei-
nem Prozeß entwickelt, der die eu-
ropäisch-asiatischen Beziehungen fördern
und auf eine Basis gleichberechtigter Part-
nerschaft stellen soll. Das Hauptmotiv hin-
ter der Gründung liegt auf wirtschaftlichem
Gebiet aber auch der politische und kultu-
relle Dialog sind Bestandteil des Austau-
sches. Auch viele zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen nutzen den ASEM-Prozess,
um ihre gemeinsamen Forderungen zu for-
mulieren und ihnen Gehör zu verschaffen.
Einen wichtigen Stellenwert nimmt dabei
das Asia-Europe-People’s Forum ein, für
das in Deutschland das Asienhaus in Essen
die Anlaufstelle ist.

Die Triade vervollständigen
Die Gründung von ASEM ging vor al-

lem auf eine Initiative südostasiatischer
Länder zurück, die durch eine Verstärkung
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit
Europa ein Gegengewicht gegenüber der
starken Abhängigkeit von den USA schaf-
fen wollten. Sie stieß auf eine positive Ant-
wort, da auch einige europäische Länder
und die EU das Potential der asiatischen
Märkte für sich erschließen und die eu-
ropäisch-asiatische Komponente im inter-
nationalen Dreieck Asien-Amerikas-Euro-
pa stärken wollten. 

ASEM sollte ein Gegenstück gegen das
Anfang der 90er gegründete und von den
USA dominierte „Asia-Pacific-Economic
Forum“ (APEC) darstellen, von dem die Eu-
ropäer ausgeschlossen waren. Dabei hatte
die Gründung der ASEM jedoch nicht nur
diesen Konkurrenzaspekt. ASEM diente
und dient gleichzeitig dazu, die Liberali-
sierung weltweit voranzutreiben und befin-
det sich damit in weitgehender Überein-
stimmung mit den amerikanischen Plänen.

Zwar haben sich die wirtschaftlichen Be-
ziehungen zwischen Europa und Asien in
den letzten Jahren verstärkt, aber die Do-
minanz der USA als Exportmarkt und ins-
besondere als Quelle für Investitionen in

Asien ist ungebrochen. Auch in Europa ist
der Faktor der wirtschaftlichen Integration
mit den USA – neben der EU-Integration –
immer noch bestimmend.

Die gleiche Asymmetrie zeigt sich im si-
cherheitspolitischen Bereich. Zwar haben
Großbritannien und Frankreich durchaus
größere sicherheitspolitische Interessen in
Asien als z.B. Deutschland, aber im Ge-
gensatz zu der amerikanischen Präsenz
beschränkt sich die EU im wesentlichen auf
den sicherheitspolitischen Dialog und auf
die Teilnahme an UN-Aktionen (wie z.B. in
Kambodscha und Osttimor). Während für
die asiatischen Länder die Abhängigkeit
von den Wirtschaftsbeziehungen zu groß
ist, um sich in Konfrontation mit den USA
zu begeben, fehlen den Europäern allein
die Möglichkeiten einer größeren Macht-
projektion im asiatisch-pazifischen Raum.

Beobachter beschreiben das Dreieck
zwischen Asien, Europa und den Ameri-
kas deshalb als ein windschiefes.

ASEM-Länder im Irak-Krieg
Nicht nur Europa war gegenüber der

amerikanischen Irak-Politik gespalten. Ein
ähnliches Bild zeigte sich unter den asiati-
schen ASEM-Mitgliedern. In Ostasien stell-
te sich Japan und Südkorea auf die Seite
Washingtons, während sich China gegen
die USA aussprach. In Südostasien ließen
sich drei Positionen unterscheiden:
Während z.B. die Philippinen und Sin-
gapur die USA ohne Wenn und Aber un-
terstützen, stellten sich Indonesien, Malay-
sia, Vietnam und Laos gegen den Krieg.
Einige andere Länder, wie bspw. Thailand,
versuchten eine neutrale Position einzuneh-
men. (siehe ausführlicher die Artikelserie
im Asienhaus-Rundbrief 12-15/2003).
Trotz der mangelnden Einigkeit in der

Unipolare Welt vs Multipolarität - Der Faktor ASEM

ASEM-Mitglieder
Asien: Brunei, China, Indonesien, Japan, Korea, Malaysia, die Philippinen, Sin-
gapur, Thailand und Vietnam. 
Europa: Die Mitglieder Europäischen Union (Österreich, Belgien, Dänemark, Finn-
land, Frankreich, Deutschland, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, die Nie-
derlande, Portugal, Spanien, Schweden and das Vereinigte Königreich) und die Eu-
ropäische Kommission selbst.
Erweiterung: 2004 ist eine Erweiterung um die 10 neuen EU-Mitglieder und drei
weitere asiatische Länder (Myanmar, Laos, Kambodscha). Interesse an einer Mit-
gliedschaft haben u.a. des weiteren bekundet: Australien, Indien und Russland.

Zugang zu ausführlichen Informationen über den ASEM-Prozess und die Aktivitäten
des Asia-Europe-People’s Forum bietet die Homepage des Asienhauses unter
www.asienhaus.de

Kriegsfrage stehen die meisten asiatischen
wie europäischen Länder einer von den
USA dominierten Weltordnung eher mit
Skepsis gegenüber. Vor allem die US-ame-
rikanischen Versuche, die Vereinten Natio-
nen auszuhebeln, stoßen auf Wider-
spruch. So hatten die ASEM-Staats- und
Regierungschefs noch auf ihrem 4. Gipfel
in Kopenhagen im September 2002 unter-
strichen, dass den Vereinten Nationen im
Kampf gegen den Terrorismus „eine
führende Rolle zukommen“ müsse (Chair-
man’s Statement). 

ASEM, Unipolare Weltordnung und Mul-
tilateralismus

Einige ASEM-Mitglieder, z.B. Frankreich
und China, gehören offen zu den Befür-
wortern einer „multipolaren Weltordnung“
und die Kritik am neuen amerikanischen
Unilateralismus ist unter ASEM-Mitgliedern
weit verbreitet. Die Stärkung von ASEM im
Sinne des Aufbaus eines gegen die USA
gerichteten Pols steht jedoch im Wider-
spruch zur Gründungsidee dieses Prozes-
ses. Das Konzept des „offenen Regionalis-
mus“, dem sich die Mitglieder verschrie-
ben haben, sieht eben nicht vor, antagoni-
stische Beziehungen zu den USA zu ent-
wickeln. Und selbst, wenn es gewollt wäre,
würden die dafür notwendigen Kapazitä-
ten fehlen. 

Es kommt deshalb nicht von ungefähr,
dass sich in den ASEM-Dokumenten keine
Formulierungen finden, in denen Fragen
nach der Struktur einer Weltordnung an-
gesprochen werden. Der Beitrag, den
ASEM zur Stärkung des Multilateralismus
leisten kann, ist also eher indirekt zu 
sehen. Klaus Fritsche

Der Autor arbeitet bei der Asienstiftung/Asienhaus. 
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Für Europas Position in der Welt
war das Verhältnis zu den Vereinig-
ten Staaten von Amerika lange zen-
tral - die Beziehung zur einzigen
verbleibenden Supermacht, zur
„Hypermacht“, wie manche Fran-
zosen meinen, oder gar zum „Im-
perium“, so ein anschwellender
Diskurs in Washington selbst. Doch
zunehmend wird deutlich, dass die-
ses Verhältnis von Konflikten über
Werte, Ziele und Interessen in ei-
ner wachsenden Zahl von Poli-
tikfeldern bestimmt wird. 

Immer öfter finden sich europäische
und US-Diplomaten in internationalen
Verhandlungen auf der anderen Seite der
jeweiligen Fronten wieder, manchmal gar
– etwa im Klimaschutz – als Führungs-
macht der jeweils anderen internationa-
len Koalition. Und anders als jüngst im
Konflikt um die Irak-Intervention ist Euro-
pa in vielen Konfliktfeldern nicht gespal-
ten, sondern vertritt starke gemeinsame
Positionen.

So zum Beispiel in der Menschenrechts-
politik: Hier weigert sich die US-Regie-
rung, den Internationalen Strafgerichtshof
in Den Haag mitzutragen, in seltener Uni-
on mit einer Gruppe sonst als rogue sta-
tes diffamierter Länder wie Irak, Libyen
und Nordkorea. Die USA verweigern sich
ebenfalls dem internationalen Vertrag
über das Verbot von gegen Menschen
wirkenden Landminen. Selbst das Ab-
kommen der Vereinten Nationen über
den Schutz von Kindern wird von den
USA nicht mitgetragen. Diese Trennung
im menschenrechtlichen Wertekanon ist
inzwischen so tief, dass die USA wegen
der dort noch praktizierten Todesstrafe,
die auch für von Minderjährigen began-
gene Straftaten vollstreckt wird, nicht als
Beitrittskandidat zur Wertegemeinschaft
der Europäischen Union in Frage kämen. 

Ähnliche Differenzen zwischen den
USA und der Europäischen Union finden
sich in der Umweltpolitik. So haben die
USA die fast universell anerkannte Biodi-
versitätskonvention von 1992 nicht ratifi-
ziert, um Partikularinteressen ihrer Bio-
technologieindustrie zu wahren. Damit
zusammenhängend blieben die USA dem
Protokoll von Cartagena über die Sicher-
heit im Umgang mit genetisch veränder-
ten Organismen fern. Noch nicht ratifi-

ziert haben die Vereinigten Staaten auch
das Übereinkommen von Basel über die
grenzüberschreitende Verbringung ge-
fährlicher Abfälle und deren Entsorgung.

Besonders schwer wiegt die US-ameri-
kanische Ablehnung des Protokolls von
Kioto zur UN-Klimarahmenkonvention.
Zwar ist heute wahrscheinlich, dass der
Vertrag auch ohne Ratifikation durch die
USA in Kraft treten kann, da ein Bündnis
von Industrieländern die hierzu rechtlich
erforderliche Schwelle von Ratifikationen
erreichen wird. Gleichwohl wird der Er-
folg der internationalen Klimapolitik ohne
die Kooperation der Nation, die weltweit
am stärksten Treibhausgase emittiert,
deutlich gemindert werden. 

Problematisch ist die Rolle der USA
auch hinsichtlich der Aktionsfähigkeit der
Vereinten Nationen, beispielsweise mit
Blick auf die amerikanische Missachtung
der deutlich fehlenden Mehrheit für einen
Waffengang gegen den Irak im UN-Si-
cherheitsrat. Dies ist verknüpft mit der
Aussage Washingtons, die UN hätten
sich als „unfähig“ erwiesen und seien nun
praktisch bedeutungslos. Die US-Regie-
rung sucht derzeit nicht den internationa-
len Konsens und eine breite Allianz in
den UN, sondern sieht die Weltorganisa-
tion eher als Behinderung eigener Hand-
lungsfreiheit. Die selbsternannte Füh-
rungsmacht USA baut heute auf wech-
selnde „Koalitionen der Willigen“ und
notfalls auf Alleingänge; sie setzt damit
die Zukunft der UN aufs Spiel. Eine
grundlegende Änderung dieser Politik ist
vorerst nicht wahrscheinlich. Die Entschei-
dung der USA, außerhalb des UN-Sy-
stems das Regime in Bagdad ablösen zu
wollen, zeigt, dass Washington dabei ist,
die Welt nach eigenen Maßstäben neu zu
vermessen. 

Spaltlinien ziehen sich mithin durchs
transatlantische Gebäude, das lange die
europäische Außenpolitik bestimmt hatte.
Um Missverständnissen vorzubeugen: Die
transatlantische Freundschaft und Part-
nerschaft wird und muss eine tragende
Säule europäischer Außen- und Sicher-
heitspolitik bleiben. Doch vorerst scheint
es so, dass weitreichende Projekte einer
globalen Governance, vom UN-Strafge-
richtshof bis hin zum Klimaprotokoll von
Kioto, von den USA in deren gegenwärti-
ger politischen Verfassung auf absehbare
Zeit nicht mitgetragen werden. Wenn
aber solche zentralen Projekte nicht mit

den USA erreicht werden können: welche
Partner sollte Europa dann wählen? Denn
es ist klar, dass Europa seine außenpoliti-
schen Ziele in einer multipolaren Welt von
bald zweihundert Staaten nicht allein ver-
folgen kann, sondern auf Partner ange-
wiesen bleibt. 

Europa muss sich also strategisch neu
orientieren. Die aktuellen weltpolitischen
Verschiebungen und wechselnden Allian-
zen sind ein Hinweis darauf, dass Europa
sich verstärkt auch um längerfristige Part-
ner bemühen muss, die die Vereinigten
Staaten nicht ersetzen sollen, doch der
europäischen Außenpolitik ermöglichen
müssen, eine stabile, multilateral orien-
tierte Global-Governance-Struktur aufzu-
bauen. Wir sind überzeugt, dass solche
weiteren Partner unter anderem in Asien
zu suchen sind. Doch während die japa-
nisch-europäischen politischen Beziehun-
gen auf eine vergleichsweise lange Ge-
schichte zurückblicken können und die
Kooperation mit der autokratischen Dik-
tatur China aufgrund unleugbarer Werte-
konflikte notwendigerweise an Grenzen
stoßen muss, hat ein potenzieller Partner
in Asien für die Europäische Union beim
Aufbau einer multilateralen Global-Go-
vernance-Architektur bisher nicht ausrei-
chend Beachtung gefunden: die welt-
größte Demokratie Indien.

Indien als Partner Europas in einer 
multipolaren Welt?

Im Gegensatz zu China verbindet Euro-
pa mit Indien eine fünfzigjährige Werte-
gemeinschaft, die beide Regionen als die
jeweils weltgrößten demokratischen Staa-
ten bzw. Staatenbunde vereint. Wie in
Europa, wird auch in Indien – als einer
der wenigen stabilen Demokratien im Sü-
den – seit fünf Jahrzehnten regelmäßig
frei gewählt, im deutlichen Gegensatz zu
Lateinamerika, China und der arabischen
und afrikanischen Welt – wobei die indi-
sche Demokratie mehr Wahlberechtigte
als die Europäische Union Einwohner hat.
Dabei waren indische Regierungen oft
dauerhafter und stabiler als die Italiens
oder der vierten Französischen Republik.
Die Lebendigkeit indischer Demokratie
wird auch dadurch deutlich, dass manche
Bundesstaaten kommunistisch, andere
bürgerlich-marktwirtschaftlich regiert
werden. Es herrscht in Indien weitgehen-
de Meinungs- und Pressefreiheit, die Ar-
mee bleibt unpolitisch, die Justiz überwie-

Test the East 
Indien als neuer Partner Europas für eine multipolare Weltordnungspolitik?
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gend unabhängig. Indien ist damit eines
der wenigen Entwicklungsländer, die seit
ihrer Unabhängigkeit nicht nur ein säku-
larer Staat, sondern auch demokratisch
geblieben sind. 

Zwar ist auch Indien keine Musterde-
mokratie. Es gibt ethnische und religiöse
Gewalt wie z. B. jüngst in Gudscherat
und anderswo – doch das gilt auch für
Europa, von Nordirland bis ins Basken-
land. Soziale Differenzen zu Europa wie
das überkommene Kastensystem sind
nicht zu leugnen. Doch weist Indien auch
ein komplexes Quotensystem auf, um Ka-
stenlosen, Angehörigen indigener Völker
und „niedriger“ Kasten in den Staats-
dienst oder an die Universitäten zu ver-
helfen. Diese sozialen Erfolge sind auch
auf die Arbeit der lebhaften Szene sozia-
ler Bewegungen und Aktivistenverbände
in Indien zurück zu führen.

Eine denkbare, obgleich noch unge-
wöhnlich scheinende Partnerschaft Indi-
ens und der Europäischen Union könnte
insbesondere abzielen auf eine Stärkung
der Vereinten Nationen angesichts der
durch den US-Unilateralismus ausgelö-
sten Krise der Weltorganisation. Sowohl
Indien als auch die Europäische Union
sind traditionell den Vereinten Nationen
gegenüber positiv eingestellt; die Stär-
kung der UN war gar ein Kernelement
von Nehrus Außenpolitik. Ein weiteres
mögliches Kooperationsfeld ist der globa-
le Umweltschutz, in dem die Europäische
Union und Indien – trotz unleugbarer In-
teressenkonflikte - wechselseitig aufeinan-
der angewiesen sind, um Großprojekte
wie das Klimaschutzprotokoll von Kioto
auf den Weg zu bringen. Auch die wirt-
schaftlichen Beziehungen Indiens mit der
Europäischen Union gewinnen an Bedeu-
tung, wie in Deutschland gerade durch
die Debatte über die Anwerbung hoch-
qualifizierter Computerexperten aus den
indischen Technologiezentren um Banga-
lore deutlich wurde. 

Fazit
Spätestens nach den Differenzen über

den Umgang mit dem Irak benötigt Euro-
pa ein neues Selbstverständnis über seine
weltpolitische Rolle. Kioto-Protokoll, Inter-
nationaler Strafgerichtshof, Landminen-
vertrag, UN-Reform: all dies sind wichti-
ge Projekte, die im Zuge des Aufbaus ei-
ner Weltordnungs- und Weltstrukturpolitik
nicht scheitern dürfen – weder durch die
Selbstisolation der Vereinigten Staaten
von Amerika noch durch EU-interne Un-
einigkeit. Doch können solche Großvor-
haben einer globalen Governance nicht
mit Ad-hoc-Koalitionen aufgebaut wer-
den. Europa braucht vielmehr stabile
Partnerschaften, die die transatlantischen
Beziehungen ergänzen müssen, damit in
bestimmten Politikfeldern das Projekt ei-
ner Weltordnungspolitik vorangetrieben
werden kann.

Dies erfordert eine doppelte Strategie.
Intern muss Europa stärker eins werden.
Nur als Einheit hat es eine Chance, eu-
ropäische Interessen und Wertvorstellun-
gen beim Aufbau einer multilateralen
Weltordnung einzubringen. Es gilt weiter-
hin, die alte Kissingersche Frage zu lösen:
welche Telefonnummer muss der US-ame-
rikanische Präsident – oder der indische
Premierminister – wählen, will er Europas
Meinung einholen? Die Europäische Uni-
on muss daher ihre außenpolitische
Kohärenz verbessern, vor allem durch
deren weitere Vergemeinschaftung. 

Zum anderen aber muss Europa extern
seine Außenpolitik reformieren und aus-
getretene Pfade überdenken. Dies gilt ins-
besondere für eine Neubestimmung des
überkommenen Nord-Süd-Gegensatzes
in internationalen Verhandlungen, wel-
cher in vielen Politikfeldern kaum mehr
den Realitäten des internationalen Sy-
stems entspricht. Neue internationale
Partnerschaften zwischen der Europäi-
schen Union und den großen Demokrati-
en im Süden könnten die traditionelle
Konfrontation zwischen der Gruppe der
westlichen Industrieländer und der
„Gruppe der 77“ reformieren und mögli-
cherweise Lösungen aufzeigen, wenn
Projekte einer globalen Governance an
der unilateralen Verweigerung der USA
zu scheitern drohen. 

Natürlich braucht es zwei für einen
Tango: Soll eine Intensivierung der eu-
ropäischen und deutschen Außenpolitik
mit den demokratischen Entwicklungslän-
dern für den Bau neuer Global Gover-
nance-Strukturen gelingen, müssen auch
diese ihre Außenpolitik überprüfen. Die
Bewegung der Blockfreien hat mit dem
Ende der Blockkonfrontation ihren Sinn
verloren. Fraglich wird auch, was das
Bindeglied der „Gruppe der 77“ noch ist,
gerade mit Blick auf die erheblichen Dif-
ferenzen im politischen System der über
130 hierin vereinigten Entwicklungslän-
der. 

Das politische Auseinanderdriften der
„Ersten Welt“, die Auflösung der „Zwei-
ten Welt“ und die politische, ökonomische
und soziale Ausdifferenzierung der „Drit-
ten Welt“ bieten somit Raum für eine
Neukartierung globaler Politik. Der Auf-
bau einer multilateralen Weltordnungs-
und Weltstrukturpolitik erfordert dabei
ein starkes globales Bündnis demokrati-
scher Akteure. Zahlreiche Beispiele zei-
gen, dass Europa und die USA oft nicht
mehr miteinander, sondern gegeneinan-
der in Verhandlungen agieren. Die Eu-
ropäische Union muss deshalb nach wei-
teren Partnern Ausschau halten - in Er-
gänzung, nicht als Ersatz der Vereinigten
Staaten von Amerika. Besonders ein stär-
kerer Dialog und eine intensivere politi-
sche Zusammenarbeit Deutschlands und
Europas mit der weltgrößten Demokratie
Indien könnte ein Element einer solchen
Neuorientierung sein.

Frank Biermann/Hans-Dieter Sohn

PD Dr. Frank Biermann ist Leiter des Global Governan-
ce Project (glogov.org) des Potsdam-Instituts für Klima-
folgenforschung und der Freien Universität Berlin; In-
itiator des Indo-German Forum on International Envi-
ronmental Governance.
Hans-Dieter Sohn, Mitarbeiter im Global Governance
Project (glogov.org) des Potsdam-Instituts für Klimafol-
genforschung und der Freien Universität Berlin; Koordi-
nator des Indo-German Forum on International Envi-
ronmental Governance (www.indo-german-forum.net).

Eine ausführlichere Version dieses Textes erschien als
Policy Paper 21 der Stiftung Entwicklung und Frieden
und kann unter http://www.glogov.org/workingpa-
pers/index.html heruntergeladen werden.
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Vom 21. bis zum 23. Mai fand in
der ukrainischen Hauptstadt Kiew
die fünfte. Umweltministerkonfe-
renz „Umwelt für Europa“ statt.
Die Kiew-Konferenz ist die bislang
fünfte des 1991 durch die europäi-
schen Umweltminister/innen und
die Wirtschaftskommission für Eu-
ropa der Verein-
ten Nationen ins
Leben gerufen
„Umwelt für Eu-
ropa“-Prozesses.
Ziel ist, einen
Rahmen für eine
gemeinsame eu-
ropäische Um-
weltpolitik zu
schaffen.

Die Rednerin blickt
verzweifelt auf ih-

re sich eng um sie
drängenden Zuhörer-
schaft, die nur wenig
von ihrem Vortrag
über die Bedeutung
des in Kiew verab-
schiedeten PRTR-Pro-
tokolls verstehen
kann. Denn nebenan
hämmern die ukraini-
schen Bauarbeiter in
letzer Minute vor Be-
ginn der offiziellen
Konferenz die Wän-
de für das Büro der
deutschen Delegation
zusammen. Von ge-
genüber dröhnt zu-
dem die Stimme des
ukrainischen Dolmet-
schers, der sich im
Besitz eines der weni-
gen Mikrophone be-
findet, die für die
NGO-Veranstaltung
während der fünften
pan-europäischen
Umweltministerkonfe-
renz zur Verfügung stehen. „Ein kleiner
Alptraum“ seufzt die niederländische
NGO-Vertreterin und rümpft die Nase
über den Geruch von Farb- und Lösungs-
mitteln, der aus den gestern verlegten
Teppichen steigt. Auch den offiziellen De-
legierten geht es nicht viel besser und so

verlagert die EU-Delegation kurzerhand
ihre Treffen in ein naheliegendes Hotel,
da für vertrauliche Gespräche in dem
Konferenzzentrum einfach kein geeigne-
ter Raum zu finden ist. „Wie soll man sich
absprechen, wenn in den anliegenden
Räumen jedes Wort zu verstehen ist?“,
fragt ein Delegierter mit leicht genervtem
Blick.

Die ukrainische Hauptstadt Kiew wurde
1998 während der vierten „Umwelt für
Europa“-Konferenz in Aarhus als Austra-
gungsort bestimmt. Man war sich einig,
dass der europäische Umweltprozess
nicht abgekoppelt von den Neuen Unab-
hängigen Staaten verlaufen kann, son-

dern diese vielmehr integrieren muss.
Mehr als eine nette Geste dies, denn die
Konferenz in Kiew hat die Notwendigkeit
der stärkeren Einbindung lokaler und na-
tionaler Akteure in den pan-europäischen
Gestaltungsprozess verdeutlicht.

Allerdings prägten Improvisation und
eine „kreative“ Organisation das Bild der
Kiewer Konferenz mit der negativen Aus-

wirkung, dass Kom-
munikation oftmals
schlichtweg unmöglich
war. Bedauerlich ist,
dass gerade der not-
wendige Austausch
zwischen NGOs un-
tereinander und mit
offiziellen Regierungs-
vertreter/innen da-
durch nachhaltig ge-
stört wurde. 

Ergebnisse 
Dennoch endete die

Konferenz in Kiew mit
einer Reihe konkreter
Ergebnisse. Dazu ge-
hören drei neue inter-
nationale Protokolle,
die zur Zeichnung vor-
lagen, und die Kon-
vention zum Schutz
der Karpaten. Zudem
wurden eine Reihe von
Absichtserklärungen
über biologische Viel-
falt und Energieeffizi-
enz verabschiedet. Die
anwesenden Vertre-
ter/innen der der 
UN-Wirtschaftskom-
mission für Europa
(UNECE) verabschie-
deten außerdem eine
Strategie für die Zu-
sammenarbeit im Um-
weltbereich zwischen
den zwölf Ländern der
ehemaligen Sowjetuni-
on, den sog. Neuen
Unabhängigen Staa-

ten (Newly Independent States – NIS1).
Diese Strategie soll eine gemeinsame Ba-
sis für die Lösung von sowohl nationalen
als auch grenzüberschreitenden Proble-
men unter anderem in den Bereichen
Wasser, gefährliche Abfälle und Biodiver-
sität bieten. 

Umwelt für Europa 
Die fünfte pan-europäische Umweltministerkonferenz in Kiew
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PRTR
Mit dem Aufbau eines nationalen

Schadstofffreisetzungsregisters (Pollutant
Release and Transfer Register – PRTR) soll
ein direkter Zugriff auf mögliche Umwelt-
beeinträchtigungen durch Industrieunter-
nehmen ermöglicht werden. Das Protokoll
bildet die Grundlage für eine jährliche
Berichterstattung der Emissionsdaten
(Luft, Wasser, Boden) sowie über das Ab-
fallaufkommen von Unternehmensstan-
dorten. Die Daten werden jeweils in na-
tionalen Registern zusammengefasst und
der Öffentlichkeit über das Internet zu-
gänglich gemacht. 

SEA
Das Protokoll über die strategische Um-

weltprüfung (Strategic Environmental As-
sessment - SEA) soll dazu beitragen, dass
planerische Entscheidungen wie Ver-
kehrs- oder Bebauungsplanungen, die ei-
nen Rahmen für spätere Genehmigungs-
entscheidungen setzen, auf ihre Umwelt-
auswirkungen untersucht werden. Hierbei
sollen Öffentlichkeit und Behörden ge-
meinsam mitwirken. 

Haftpflicht
Durch das Protokoll über die Haftpflicht

bei grenzüberschreitender Gewässerver-
schmutzung sollen Mensch und Güter vor
grenzüberschreitender Wasserverschmut-
zung geschützt werden. Potentielle Ver-
schmutzer müssen mindestens ein Viertel
der Summe als Sicherheit zur Seite legen,
um im Schadensfall haften zu können.
Nationale Gerichte entscheiden über die
Höhe der Kompensationszahlungen im
Schadensfall. 

Die EU-Kommission konnte sich nicht
durchringen, im Namen der EU das Pro-
tokoll zu unterzeichnen. Als Gründe wur-
den Verfahrensfehler genannt, die Über-
setzung sei zu spät gekommen, sodass
das Mandat für die Kommission zur
Zeichnung nicht rechtzeitig erlassen wer-
den konnte. Auch die Bundesrepublik
Deutschland hat das Protokoll nicht unter-
zeichnet, mit der Begründung, dadurch
könnten in Deutschland bereits bestehen-
de Gesetze geschwächt werden. Generell
ist das Protokoll schwächer als der Ent-
wurf der Umwelthaftungsrichtlinie, die
gegenwärtig in der EU verhandelt wird.
Trotzdem haben acht EU-Staaten das Pro-
tokoll unterzeichnet: Finnland, Schweden,
Dänemark, Belgien, Griechenland, Lu-

xemburg, Portugal und Großbritannien.
Die Niederlande, die sich strengere Re-
geln wünschten, werden wohl ebenfalls
unterzeichnen. 

Das Protokoll über die Haftpflicht bei
grenzüberschreitender Gewässerver-
schmutzung wird in Kraft treten, wenn es
16 Unterzeichnerstaaten ratifiziert ha-
ben. Das gleiche gilt für die beiden ande-
ren Protokolle, die in Kiew vorlagen - bei-
de wurden bereits von allen EU-Mitglied-
staaten sowie den meisten Beitrittsländern
gezeichnet. 

Die Ministererklärung
Keine internationale Konferenz ohne

Abschlusserklärung – das war auch in
Kiew nicht anders und so feilschten die
anwesenden Delegationsvertreter/innen
stundenlang an der Formulierung dieser
Erklärung, die erwartungsgemäß eine
Reihe von unverbindlichen Absichtser-
klärungen für die Zukunft enthält. So wird
die UNECE aufgefordert, in Zukunft zum
Bindeglied zwischen der regionalen Ebe-
ne und dem 1992 in Rio begonnen welt-
weiten Prozess der nachhaltigen Entwick-
lung zu werden. Dafür soll ein europäi-
scher Vorbereitungsprozess ins Leben ge-
rufen werden, welcher sich zu den Ar-
beitsthemen der UN-Kommission für
nachhaltige Entwicklung (CSD) wie Was-
ser, Energie usw. äußern soll.

Des weiteren befasst sich die Ministe-
rerklärung mit der allgemeinen Zukunft
des „Umwelt für Europa“-Prozesses. Ver-
stärkt soll – wer hätte das gedacht – die
Umsetzung bestehender Vereinbarungen
in den Mittelpunkt gerückt werden. 

In bezug auf die biologische Vielfalt
traf man die grandiose Feststellung, dass
die Erhaltung und nachhaltige Nutzung
der biologischen Vielfalt die Basis für ei-
ne gesunde ökonomische und soziale Ent-
wicklung in Europa sei. Zu mehr als der
bereits aus Johannesburg bekannten
„Stabilisierung“ bis zum Jahr 2010 konn-
ten sich die Anwesenden jedoch nicht
durchringen.

NGOs zwischen Hoffnung und Sorge
Die anwesenden Nichtregierungsorga-

nisationen (NGOs) verließen die Konfe-
renz mit gemischten Gefühlen. Das zur
ersten Ministerkonferenz 1991 gegründe-
te ECO-Forum forderte eine Führungspo-
sition der UNECE-Staaten bei der Reakti-

on auf globale Herausforderungen. Dazu
gehören allerdings gesetzlich bindende
Instrumente und damit beispielsweise die
Unterzeichnung aller zur Zeichnung aus-
liegenden Protokolle sowie deren schnelle
Implementierung bzw. deren Ausweitung
auf nationaler Ebene. Des weiteren for-
derte das Forum die Entwicklung einer
Strategie für den fundamentalen Wandel
der Produktions- und Konsummuster in
der Region, die binnen zehn Jahren um-
gesetzt werden soll als eine unverzichtba-
re regionale Ergänzung zur Arbeit des
Konferenz zur Nachhaltigen Entwicklung
(CSD) und des UN-Umweltprogramms
UNEP. Entscheidende Elemente der Stra-
tegie sollten die systematische Förderung
des Umweltintegrationsprinzips sowie ei-
ne Ausweitung von Preismechanismen
zur Unterstützung der Politikintegration
sein: Umweltschädliche Subventionen
müssen abgebaut, das Verursacherprin-
zip ausgeweitet und der Zugang von um-
weltfreundlichen Gütern und Dienstlei-
stungen zum Markt verbessert werden,
insbesondere bei der öffentlichen Auf-
tragsvergabe. Beim Konsum spielen für
die NGOs auch ethische Fragen eine Rol-
le. So sind für eine Nachhaltige Entwick-
lung Werte wie Solidarität, Gleichberech-
tigung und Selbständigkeit von großer
Bedeutung. In Hinblick auf andere inter-
nationale Prozesse forderten die NGOs
eine sofortige Ratifizierung des Kioto-Pro-
tokolls sowie der Etablierung von Umwelt-
regeln für die WTO. 

In Bezug auf die im September stattfin-
dende WTO-Ministerkonferenz forderten
die NGOs in Kiew die Minister/innen
auf, ihre Position zum Zusammenhang
zwischen multilateralen Umweltvereinba-
rungen (MEA) und multilateralen Han-
delssystemen aus dem Jahr 1998 erneut
bestätigen, im Rahmen derer sie sich da-
mals – mit den USA als einzige Gegen-
stimme – auf folgende Erklärung geeinigt
hatten: „Die Ziele und Verpflichtungen
der MEA sollten nicht durch andere inter-
nationale Vereinbarungen behindert wer-
den. Außerdem ist sicherzustellen, dass
die Regeln, Bestimmungen und Prozedu-
ren der WTO ein hohes Umweltschutzni-
veau berücksichtigen. Im Einzelnen sollte
das multilaterale Handelssystem unter
klaren und berechenbaren Regeln die im
Rahmen der MEA aufgeführten Handels-
maßnahmen anpassen.“ (Absatz 11, Mi-
nistererklärung von Aarhus).
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Die ukrainische Nichtregierungsorgani-
sation „Mama-86“ hat auf der Konferenz
ein Dokument vorgestellt, in dem auf
ganzen 3000 Seiten Verstöße gegen Um-
weltgesetze in der Ukraine aufgelistet
sind. Um die Umweltprobleme in Osteu-
ropa, Kaukasien und Zentralasien zu lö-
sen, muss ein Rahmen für eine effektive
Strategie sowie für die Kooperationen
und Hilfeleistungen geschaffen werden.
Alle Betroffenen und insbesondere die
Umweltorganisationen müssen in die Ent-
wicklung und Koordination der Strategie
stärker einbezogen werden. 

Dritter Bericht der EEA
Dass eine Implementierung verbindli-

cher Maßnahmen dringend notwendig
ist, zeigt der inzwischen dritte Bericht
über die Umwelt in Europa der Europäi-
schen Umweltagentur (EEA). Denn im
Laufe des letzten Jahrzehnts hat sich die
Umweltsituation in Europa in verschiede-
ner Hinsicht zwar verbessert, aber viele
der Fortschritte dürften durch das Wirt-
schaftswachstum wieder zunichte ge-
macht werden, wenn die Regierungen
jetzt nicht bedeutende Schritte zur Ent-
kopplung der Umweltbelastungen von der
Wirtschaftstätigkeit unternehmen – so ei-
ne der Hauptaussagen des Berichts. Die
EEA befasst sich mit insgesamt 52 Län-
dern, darunter zum ersten Mal auch die
gesamte Russische Föderation und die elf
anderen osteuropäischen, kaukasischen
und zentralasiatischen Staaten (EECCA).

Es wird aufgezeigt, dass die meisten Fort-
schritte zur Verbesserung der Umweltqua-
lität weiterhin aufgrund von Reparaturm-
aßnahmen zur Begrenzung der Umwelt-
verschmutzung erzielt werden oder eine
Folge der wirtschaftlichen Rezession und
Umstrukturierung in vielen Teilen Europas
sind. Viele der Umweltverbesserungen
vor allem in den EECCA-Staaten sind
hauptsächlich von der allgemeinen Wirt-
schaftslage abhängig, werden aber an-
gesichts des kontinuierlichen bzw. erneu-
ten wirtschaftlichen Wachstums nicht von
Dauer sein, bzw. viele negative Auswir-
kungen werden sich noch verschärfen.

Der Bericht kommt zu dem Schluss,
dass die Formulierung und Umsetzung
von Politiken unter voller Berücksichtigung
von Umweltbelangen beschleunigt wer-
den muss, wenn Europa einen angemes-
senen Schutz seiner Umwelt gewährlei-
sten will und der Übergang zu einer
nachhaltigeren Entwicklung gelingen soll.
Vor allem die besser gestellten EU-Mit-
gliedstaaten müssen aktiver Maßnahmen
ergreifen, wenn sie in Umweltangelegen-
heiten glaubwürdig bleiben wollen.

Alte Mauer, neue Mauer?
Die beschlossene engere Zusammenar-

beit der west- mit den osteuropäischen,
kaukasischen und zentralasiatischen
Staaten im Bereich der Umwelt- und
Nachhaltigkeitspolitik darf nicht darüber
hinweg täuschen, wie wenig Offenheit
und Kooperation es in anderen Bereichen

gibt. Denn mit der Erweiterung nach
Osten ist zwar Integration auf der einen
Seite verbunden, auf der anderen Seite
wird es aber auch eine Desintegration ge-
ben, denn nicht für alle „neuen Nach-
barn“ ist Platz unter dem Dach der EU. 

So erzählt eine ukrainische Studentin
auf der Konferenz von ihrer geplanten
Reise nach München im Sommer. Immer
schwieriger wird es, ein Visum zu bekom-
men, beklagt sie sich, mit der Erweiterung
der EU nach Osten haben es Länder wie
die Ukraine immer schwerer, Eintritt in
den Klub der „25“ zu bekommen. Das
gleiche erzählt auch der ukrainische
NGO-Vertreter, der uns an einem freien
Nachmittag durch die Altstadt von Kiew
führt. Für Reisen in die EU benötigt er ein
Visum, dessen Erhalt neben der finanziel-
len Kosten oft mit großem bürokratischen
Aufwand verbunden ist. Dank Schengen
werden die Grenzen zwischen der Ukrai-
ne und Weißrussland zu Polen oder der
Slowakei zugemacht. Die Slowakei hat
die Visumpflicht für ihre ukrainischen
Nachbarn bereits zum 28. Juni 2000 ein-
geführt, mit dem Ergebnis, dass die Zahl
der Ukrainer/innen, die in die Slowakei
einreisten, auf ein Viertel sank. 30 Dollar
kostet das Visum – ein Drittel des monat-
lichen Durchschnittseinkommens in der
Ukraine. Viele in der Ukraine haben das
Gefühl, von ihren Nachbarstaaten, den
ehemaligen „Bruderländer“, verraten zu
werden. Mit der Öffnung der Grenzen in-
nerhalb des ehemaligen Ostblocks ging
für die Menschen in Mittel- und Osteuro-
pa Reisefreiheit innerhalb ihres geografi-
schen Raums einher. Darauf nun wieder
verzichten zu müssen, ist für die Men-
schen in der Ukraine und in Weißruss-
land schwer, denn diese Freiheit sehen
viele als eine der wenigen Errungenschaf-
ten der letzten Jahre. „Doch wie kann ei-
ne gemeinsame europäische Umweltpoli-
tik Realität werden, wenn die Europäische
Union ihre Grenzen schließt?“ fragen die
ukrainischen NGOs.

Nika Greger

Die Autorin ist Leiterin EU-Koordination und Internatio-
nales des Deutschen Naturschutzring (DNR), Kontakt:
Email: nika.greger@dnr.de

1Zu den NIS gehören Armenien, Aserbaijan, Georgien,
Kasachstan, Kirgisistan, Moldawien, die Russische Fö-
deration, Tajikistan, Turkmenistan, die Ukraine und Us-
bekistan.

Quellen und weitere Informationen:
❑ NGO ECO-Forum: http://www.eco-forum.org
❑ Kiew-Konferenz: http://www.kyiv-2003.info
❑ UNECE Konferenz-Seiten (hier finden sich auch die in Kiew verabschiedeten

Protokolle und Dokumente): http://www.unece.org
❑ Europäische Kommission:

http://europa.eu.int/comm/environment/enlarg/kiev_en.htm
❑ BMU: www.bmu.de
❑ Umweltbundesamt: http://www.umweltbundesamt.de
❑ EEA-Bericht:

http://reports.eea.eu.int/environmental_assessment_report_2003_10
❑ Guy-Pierre Chomette – Nichts wird bleiben, wie es ist. 

Aus: Le Monde diplomatique, 14.3.2003
❑ Die Zukunft der Europäischen Union, Europäische Umweltministerkonferenz 

in Kiew 2003. Sonderteil zum EU-Rundschreiben 04/05 2003, 
Deutscher Naturschutzrung (DNR), Berlin
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Bereits mit der Krise von Seattle
begann eine Diskussion um die Zu-
kunft der WTO. Seither sind dra-
matische Veränderungen im inter-
nationalen System zutage getreten,
die auch die weitere Entwicklung
der Welthandelsorganisation beein-
flussen werden.

Eine imperiale Konstellation

Es ist deutlich geworden, dass mit Ende
des Kalten Krieges das internationale Sy-
stem sich grundlegend verändert hat. Für
die einzig verbliebene Supermacht, die
USA, ergeben sich daraus historisch neue
Handlungsoptionen. Auf allen Feldern,
aus denen Machtressourcen erwachsen,
nehmen die USA eine dominante Stellung
ein: Militär, Wirtschaft, Technologie, Poli-
tik und Kultur. Im militärischen Bereich ist
die Überlegenheit derart groß, dass nie-
mand mehr auch nur annähernd als
Rivale in Betracht kommt. Daraus
hat sich eine imperiale Konstellation
herausgebildet. Die Terroranschläge
vom 11. September haben diesen
Prozess beschleunigt. Aber auch
schon vorher war auf zahlreichen
Politikfeldern – von der Klimapro-
blematik, über Abrüstungsfragen
bis zum internationalen Strafge-
richtshof – diese Entwicklung deut-
lich geworden.

Eine in diesem Ausmaße unipolare
Machtstruktur im internationalen System
hat es in der Neuzeit nicht gegeben.
Selbst auf dem Höhepunkt seiner Macht
war das britische Empire in einer multi-
polaren Welt des 19. Jahrhunderts mach-
politisch niemals so weit seinen Konkur-
renten überlegen, wie heute die USA dem
Rest der Welt. Die USA sind heute das
einzige Land der Welt, das die Fähigkeit
hat, seine Interessen unilateral gegen den
„Rest der Welt“ durchzusetzen. Das heißt
nicht, dass dies in jedem Fall auch ge-
schieht. Die USA haben auch die Mög-
lichkeit multilateral zu agieren, wo dies in
ihrem Interesse liegt. „So multilateral wie
möglich, so unilateral wie nötig“ heißt die
Devise. Tatsächlich ist die Politik der USA
eine Kombination aus Uni- und Multilate-
ralismus. 

Im Unterschied dazu verfügen alle übri-
gen Staaten nicht über diese Option. In-
sofern ist es keine Frage moralischer
Überlegenheit, wenn sie mangels der ma-
teriellen Fähigkeit zum Unilateralismus

nolens volens Befürworter des Multilate-
ralismus sind. Wenn die Europäer oder
auch Deutschland allein die Fähigkeit
zum Unilateralismus besäßen, würden sie
diese Möglichkeit auch nutzen. 

WTO in USA von Anfang an umstritten
Bereits im Vorfeld der WTO-Gründung

1995 gab es in den USA eine Diskussion,
ob man der WTO überhaupt beitreten
sollte. Im Mittelpunkt der Kontroverse
stand dabei das Streitschlichtungsverfah-
ren. Die Vorstellung, dass sich die USA
einem internationalen Schiedsgerichts-
spruch unterwerfen müssten, war gerade
für jene offen auf Weltherrschaft orientie-
rende Strömung, die heute in der Bush-
Administration das Sagen hat, unerträg-
lich. „Three, and we’re out“, d.h. drei
Niederlagen in der Streitschlichtung,
dann würde man austreten, so wurde da-
mals gedroht.

Damals setzten sich allerdings noch die
„Multilateralisten“ der Clinton–Admini-
stration durch. Die Auseinandersetzung
zwischen „Isolationisten“ und „Multilate-
ralisten“ zieht sich seit dem 19. Jahrhun-
dert wie ein roter Faden durch die Ge-
schichte der US-Außenpolitik. Im Prinzip
sind sich beide Strömungen einig im
„America first“. Über das Wie, mit dem
dies am besten realisiert wird, gibt es im-
mer wieder Auseinandersetzungen. 

Die rechten WTO-Skeptiker in den USA
haben inzwischen gemerkt, dass der Nut-
zen, der aus der WTO zu ziehen ist,
schwerer wiegt, als hin und wieder ein
Streitschlichtungsverfahren zu verlieren.
Und schließlich hat man auch einige Ver-
fahren gewonnen.

Neben dem Streitschlichtungsverfahren
störte die USA natürlich auch die Tatsa-
che, dass die Entwicklungsländer in der
WTO formal gleichberechtigt sind. Denn
wie in der UNO - und anders als in IWF
und Weltbank - gilt das Prinzip „Ein Land
eine Stimme“. Zwar war von Anfang an
klar, dass auch bei formaler Gleichbe-

rechtigung der Entwicklungsländer die in-
formellen Mechanismen der Macht dafür
sorgen würden, dass einige gleicher als
andere sein würden, aber ein Verlust an
Tempo und Effizienz ist dennoch in Kauf
zu nehmen. 

Zu den informellen Mechanismen der
Macht gehört die Tatsache, dass in den
Handelsbeziehung letztlich das reale Ge-
wicht im Welthandel und nicht ein völker-
rechtliches Prinzip ausschlaggebend ist.
Auch wenn Burkina Faso im Falle einer
erfolgreichen Streitschlichtung Sanktionen
gegen die USA verhängen kann, wird es
sich angesichts der total asymmetrischen
Handelsbeziehungen zwei Mal überle-
gen, von seinem Recht Gebrauch zu ma-
chen. Ganz zu schweigen von den ande-
ren Pressionsmöglichkeiten, die über Ent-
wicklungshilfe, Kreditvergabe, Investiti-
onspolitik etc. einem großen Industrieland
zur Verfügung stehen. 

Auch die mangelnden diploma-
tischen und administrativen Kapa-
zitäten machen es für viele Ent-
wicklungsländer unmöglich, tat-
sächlich gleichberechtigt in meh-
reren parallelen und meist hoch-
komplexen Verhandlungsprozes-
sen der WTO mitzuhalten. Einer
der Gründe für das Scheitern von
Seattle lag darin, dass zahlreiche
Entwicklungsländer erst damals

gemerkt hatten, auf was sie sich am
Schluss der Uruguay-Runde eingelassen
hatten.

In Lichte dieser Realitäten besteht kein
Anlass, den Multilateralismus der WTO
zu idealisieren. Anders als es der Begriff
Multilateralismus suggeriert, ist die WTO
kein Zusammenschluss gleichwertiger Ak-
teure, die partnerschaftlich oder gar soli-
darisch miteinander Kompromisse aus-
handelten. Tatsächlich haben wir es mit
einem hegemonialen, hierarchisch defor-
mierten Multilateralismus zu tun. 

Auch daraus ergibt sich ein Risiko für
den Multilateralismus. Denn wenn die Un-
gleichgewichte zu stark werden, könnten
die schwächeren Länder zur Blockadepo-
litik greifen, wie dies der Fall in Seattle
war. Denn neben den transatlantischen
Widersprüchen und den spektakulären
Protestaktionen war Ursache der Krise
von Seattle der Unmut vieler Entwick-
lungsländer über die Resultate der ersten
Jahre der WTO und die vordemokrati-
schen Verhältnisse innerhalb der Organi-
sation.

Überlebt die WTO die Krise des Multilateralismus?

„Das machen die großen
Herren selbst, dass alle

Welt Ihnen Feind wird.“
(Thomas Müntzer)
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Auf diesem Hintergrund wird der
Zweck der entwicklungsländerfreundliche
Rhetorik („Entwicklungsrunde“) der EU
klar: es soll vermieden werden, dass die
Entwicklungsländer, wie in Seattle, noch
einmal zur Blockade übergehen. 

EU handelspolitisch den 
USA ebenbürtig

Unter machtpolitischer Perspektive ist
die WTO allerdings insofern eine Beson-
derheit, als das handelspolitische Ge-
wicht der USA – anders als auf vielen an-
deren Sektoren – keineswegs eine absolu-
te Spitzenstellung inne hätte. Im Gegen-
teil. Gemessen am Anteil am Welthandel
ist die EU stärker als die USA. Im Waren-
export liegt die EU mit 40% gegenüber
13% der USA weit vorne (Japan 7%). Bei
den Dienstleistungsexporten ist der Ab-
stand nicht so groß (USA 18%, EU 42%,
Japan 4%). 

Allerdings ist diese Stärke der EU eine
ambivalente Angelegenheit. Die hohe Ex-
portabhängigkeit ist eben auch eine Ab-
hängigkeit. Wie gerade am Hoch des Eu-
ro-Kurses deutlich wird, entsteht dadurch
auch eine beträchtliche Verwundbarkeit
der exportorientierten Volkswirtschaften.
Auf jeden Fall sind die realen Machtver-

hältnisse innerhalb der WTO durch eine
Art G2 „Gruppe der Zwei“, d.h. durch
die USA und EU geprägt. 

Flexible Strategie der großen Player
Unterm Strich sind die Industrieländern

bisher die Hauptgewinner der multilate-
ralen Handelsordnung. Gleichwohl sind
für ihre Interessen mit der WTO auch
Nachteile verbunden, wie die zu geringe
Effizienz und das zu geringe Tempo
(auch wenn dies für die LDCs noch viel zu
hoch ist). 

Um diese Nachteile des Multilateralis-
mus auszugleichen, setzen sowohl die
großen Player USA, EU und Japan inzwi-
schen auf Flexibilität und nutzen wieder
verstärkt bilaterale und regionale Han-
delsabkommen oder einen plurilateralen
Ansatz innerhalb der WTO, d.h. es
macht mit wer will, aber es besteht kein
Einigungszwang mit allen Mitgliedsstaa-
ten. Der Logik des „So multilateral wie
möglich, so unilateral wie nötig“ folgen
hier also nicht nur die USA, sondern auch
andere, die ansonsten nicht müde wer-
den, das Hohelied des Multilateralismus
zu singen.

Die bilateralen Abkommen haben für
die großen Handelsmächte den Vorteil,
dass sie ihr handelspolitisches Gewicht

voll in die Waagschale werfen können.
Daher sind diese Abkommen meist auch
weitgehender und schärfer als das, was
normalerweise in der WTO zu erreichen
ist.

WTO - ein Instrument unter anderen
Aus all dem ergibt sich, dass die WTO

die handelspolitische Monopolstellung,
die ihr manche zugedacht hatten, wohl
nicht spielen dürfte. Für die handelspoli-
tisch großen Spieler ist sie zu schwerfäl-
lig, zu langsam und zu störanfällig. Für
viele Entwicklungsländer bringt sie nicht
die versprochenen Gewinne und sie ist zu
undemokratisch. Daher werden alle nach
Wegen suchen, diese Nachteile durch an-
dere Instrumente zu kompensieren.

Allerdings bedeutet das nicht das Ende
der WTO. Denn die Industrieländer und -
in geringerem Maße - die Schwellenlän-
der konnten von der WTO auch profitie-
ren. Es wird also auf eine selektive Nut-
zung der Institution hinauslaufen. Die
WTO wird im Zuge dieser Entwicklung ei-
nen gewissen Bedeutungsverlust erfahren,
aber sie wird nicht verschwinden.

Peter Wahl

Der Autor ist Vorstandsmitglied von WEED - Weltwirt-
schaft, Ökologie & Entwicklung und Mitglied des Koor-
dinierungskreises von ATTAC.

Manche sind eben gleicher als gleich
Wie die USA den Internationalen Strafgerichtshof hintertreiben

Mit dem Internationalen Strafge-
richtshof (IStGH) ist erstmals ein
auf Dauer und Universalität ange-
legtes internationales Strafgericht
geschaffen. Der IStGH ahndet Völ-
kermord, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit sowie Kriegs- und
Bürgerkriegsverbrechen, sofern
dies nicht auf nationaler Ebene ge-
schieht. 

Allerdings gilt auch hier: vor dem Recht
sind alle gleich, nur sind manche

eben gleicher. Im Völkerrecht beanspru-
chen die USA diese Rolle. Nicht nur, dass
George W. Bush die am 31. Dezember
2002 erfolgte Zeichnung des IStGH-Sta-
tus durch Bill Clinton wieder zurücknahm.
Der Nichtvertragsstaat USA erwirkte

ganze 11 Tage nach der offiziellen Auf-
nahme der Arbeit des IStGH eine gewich-
tige Ausnahme: nach der UN-Resolution
1422 vom 12. Juli 2002 ist der IStGH
zunächst bis zum 30. Juni 2003 nicht zu-
ständig für Angehörige von Nichtver-
tragsstaaten, die im Zusammenhang mit
einer von den Vereinten Nationen autori-
sierten friedenserhaltenden oder friedens-
durchsetzenden Maßnahme stehen. Mit
anderen Worten: ein amerikanischer
Blauhelmsoldat kann wegen oben ge-
nannter Verbrechen durch den IStGH
nicht belangt werden.

Dies ist ganz offensichtlich ein Sonder-
status, der auch einer juristischen Begrün-
dung nur schwer zugänglich ist. Nicht zu-
letzt Gerichte der USA haben bald nach
dem Zweiten Weltkrieg anerkannt, dass
jeder Staat der Welt befugt ist, Völker-

straftaten zu ahnden. Demnach müssten
gegebenenfalls auch US-Bürger außera-
merikanischer Gerichtsbarkeit unterwor-
fen werden können. Manche sind aber
doch gleicher als gleich. Der Kölner Straf-
und Völkerrechtler Claus Kreß beschreibt
in einem Beitrag für die „Blätter“1, wie die
USA den UN-Sicherheitsrat erfolgreich
benutzen, um als Nichtvertragsstaat Ein-
fluss auf einen völkerrechtlich bindenden
Vertrag zu nehmen, der ihnen offenbar
nicht genehm ist. Ziel der USA war (und
ist) dabei, etwaige Straftaten ihrer Bürger
der internationalen Gerichtsbarkeit völ-
kerrechtlich legitimiert entziehen zu kön-
nen. 

Mit anderen Worten: hier wird ein mul-
tilaterales Instrument, der UN-Sicherheits-
rat, benutzt2, um einem anderen multila-
teralen Instrument, dem IStGH, das Was-
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ser abzugraben. Neuseeland, Südafrika,
Brasilien und Kanada haben sogleich ge-
gen diese Kompetenzüberschreitung des
Sicherheitsrates protestiert, indem sie
„dem Sicherheitsrat die Legitimität, das
Recht für sich in Anspruch zu nehmen,
den Inhalt von Verträgen zu interpretieren
und zu ändern“, absprechen. Genutzt hat
dies allerdings wenig.

Tatsächlich haben sich die USA als ein-
zig verbliebene Supermacht erneut gegen
breiten Widerstand durchgesetzt. Die EU,
wieder einmal zusätzlich geschwächt
durch die Haltung des Großbritanniens,
kam, so Kreß, über einer Zuschauerrolle
nicht hinaus. Derweil, berichtet Kreß wei-
ter, ist die Bush-Administration zügig vor-
angeschritten: Mit dem vom 3. August
2002 vom amerikanischen Präsidenten
unterzeichneten American Servicemem-
bers Protection Act werde nicht nur US-
Behörden die Zusammenarbeit mit dem

IStGH untersagt; das Gesetz ermächtige
auch zum – völkerrechtswidrigen – Ge-
walteinsatz zur Befreiung von nach dem
IStGH-Statut festgenommenen US-Solda-
ten. Darüber hinaus seien die USA dabei,
ein globales Netz bilateraler Verträge zu
spinnen, die eine Auslieferung von US-
Bürgern (ja sogar von Bürgern anderer
Staaten, die im Auftrag der USA han-
deln) an den IStGH verhindern sollen. 

Damit unternehmen die USA den Ver-
such, den IStGH sowohl auf nationaler
Ebene als auch auf internationaler Ebene
auszuhebeln. Im Falle des IStGH verwei-
gern sie nicht nur ihre Beteiligung, die
Bush-Administration versucht darüber
hinaus, dieses multilaterale Instrument zu-
mindest für ihren Interessensbereich un-
wirksam zu machen. Inwieweit dies ge-
lingt, hängt wesentlich auch vom Wider-
stand der restlichen Staatengemeinschaft
ab. Niemand ist gezwungen, dem –

schlechten – Beispiel von Staaten wie Is-
rael und Rumänien zu folgen, und einen
entsprechenden bilateralen Vertrag mit
den USA abzuschließen. Und was die
UN-Sicherheitsratsresolution 1422 an-
geht, so steht zum 30. Juni 2003 ihre Ver-
längerung an. Deutschland und die EU
sollten diese Gelegenheit, ihre Glaubwür-
digkeit unter Beweis zu stellen, nicht ver-
passen.

Michael Frein

Der Autor ist Referent für nachhaltige Entwicklung beim
Evangelischen Entwicklungsdienst (EED) und Mitglied
des Leitungskreises des Forums Umwelt & Entwicklung.

1 Claus Kreß: Der Internationale Strafgerichtshof und
die USA. Hintergründe der Sicherheitsratsresolution
1422. In: Blätter für deutsche und internationale Poli-
tik, Nr. 9/2002.

2 Welche Wertschätzung dem Sicherheitsrat der Verein-
ten Nationen von den USA entgegen gebracht wird,
zeigte sich im Falle der Irak-Krise allzu deutlich.

Wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Menschenrechte und Multilateralismus
Wie gut klappt im Bereich der wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturel-
len Menschenrechte die internatio-
nale Zusammenarbeit? Sind die
wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Menschenrechte ein Be-
reich der Vereinten Nationen bzw.
ein Instrumentarium, in dem die in-
ternationale Kooperation funktio-
niert, vor allem da die USA den
Menschenrechtspakt über WSK-
Rechte nicht unterzeichnet haben
und in diesem Politikbereich eine
eingeschränkte Rolle spielen?

Die Antwort fällt nur bedingt positiv
aus. Die USA sind zwar keine Ver-

tragsstaaten zum Pakt über WSK-Rechte,
ziehen aber international die Existenz
dieser Rechte in Zweifel und investieren
viel Energie, um Fortschritte im Men-
schenrechtsschutzsystem für WSK-Rechte
zu verhindern. Die Intensität der Gegner-
schaft ist sogar ausgesprochen groß. Als
einziger Staat der Welt haben die USA
nicht die Kinderrechtskonvention ratifi-
ziert, da in ihr WSK-Rechte enthalten

sind. Im folgenden soll kein knapper
Überblick gegeben werden, wie die Zu-
sammenarbeit im Bereich der WSK-Rech-
te derzeit funktioniert.

Der Pakt über WSK-Rechte stellt mit
dem Pakt über bürgerliche und politische
Menschenrechte (BP-Rechte) und der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte
den Kernbestand des Menschenrechts-
schutzsystem (Internationale Bill of Hu-
man Rights) der Vereinten Nationen dar.
Die Umsetzung der Menschenrechtspakte
soll allen Menschen ein Leben in Men-
schenwürde sichern. Die beiden Pakte
sind Völkervertragsrecht und binden die
Vertragsstaaten. Diese sind verpflichtet,
die Menschenrechte in nationales Recht
zu überführen und zu respektieren, zu
schützen und die Umsetzung für alle
Menschen auf ihrem Territorium zu ge-
währleisten. Die Vereinten Nationen ha-
ben für beide Pakte Expertenkomitees
eingerichtet, die regelmäßig die Umset-
zung der Pakte durch die Vertragsstaaten
überprüfen. Alle fünf Jahre müssen bei-
pielsweise die Vertragsstaaten zum WSK-
Pakt dem Komitee für WSK-Rechte der

Vereinten Nationen Bericht erstatten.
Menschenrechtsorgansiationen nutzen
diese Gelegenheit in der Regel, um Paral-
lel- oder Schattenberichte vorzulegen. 

Die Expertenkomitees entwickeln zu-
dem das Verständnis der Inhalte und
Staatenverpflichtungen aus den Men-
schenrechtspakten weiter, indem sie
Rechtskommentar zu Einzelaspekten der
Umsetzung dieser Rechte formulieren.
Das Komitee, das den BP-Pakt überwacht,
hat zudem durch ein freiwilliges Zusatz-
protokoll zum BP-Pakt die Möglichkeit,
einzelnen Fälle von Verletzungen der
Rechte zu untersuchen, vorausgesetzt das
entsprechende Land hat das Zusatzproto-
koll unterzeichnet und die Betroffenen der
Verletzungen haben den nationalen
Rechtsweg bereits erschöpft. Dadurch
gibt es eine fallbezogene Rechtsspre-
chung im Bereich der BP-Rechte, die für
die WSK-Rechte bis heute fehlt. Die ICJ
(International Commission of Jurists) und
FIAN setzten sich seit 1991 im Rahmen
einer wachsenden Koalition von NGOs
dafür ein, dass eine vergleichbares Zu-
satzprotokoll auch für den WSK-Pakt ent-
wickelt wird.
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Die Stärke der Menschenrechtsverträge
liegt in ihrer doppelten Verpflichtung zur
Umsetzung: Als Völkervertragsrecht müs-
sen sie zum einen in nationales Recht
überführt werden und können deshalb
von sozialen Bewegungen vor Gericht
eingeklagt werden. Zum anderen haben
die Menschenrechte eine enormes nor-
matives Gewicht. Sie waren für viele ge-
rade neuere Verfassungen der Ausgangs-
punkt. Kein Land wird gerne der Verlet-
zung von Menschenrechten überführt.
Auch zur Legitimierung politischer Ziele
können Menschenrechte genutzt werden,
wie das Beispiel der von der neuen brasi-
lianischen Regierung initierten „Null Hun-
ger“-Strategie belegt. Der Verweis auf
das Recht auf Nahrung wird auch ge-
nutzt, um innergesellschaftliche Wider-
stände, z.B. von Großgrundbesitzern, zu
überwinden.

Angesichts des geschilderten Umset-
zungsinstrumentariums für WSK-Rechte
erscheint dies zunächst als ein Bereich in-
ternationaler Zusammenarbeit, in dem es
eine große Übereinstimmung zu geben
scheint und der Multilateralismus einiger-
maßen funktioniert. Doch die Einschät-
zung trügt. Sobald die Debatte den engen
Bereich des Expertenkomitees für WSK
verläßt, und WSK-Rechte verstärkt von
sozialen Bewegungen und NGOs als In-
strumentarium genutzt werden, um bei-
spielsweise verantwortliches Regierungs-
handeln in diesem Bereich von Regierun-
gen einzufordern, oder WSK-Rechte als
Rahmenbedingungen für die Globalisie-
rung angesprochen werden, wird die De-
batte heiß und die Widerstände bei eini-
gen Regierungen groß.

Zwei aktuelle Beispiele sollen dies bele-
gen: 

Recht auf Nahrung
Seit wenigen Monaten hat bei der Wel-

ternährungsorganisation FAO die Ausar-
beitung von Leitlinien für die Umsetzung
des Rechts auf Nahrung begonnen. Der
Auftrag hierzu war beim Welternäh-
rungsgipfel plus fünf im Juni 2002 auf
großen Druck der Zivilgesellschaft hin er-

teilt worden. Es ist zum ersten Mal, dass
auf einer zwischenstaatlichen Ebene über
eines der WSK-Rechte verhandelt wird,
da die bisherigen Interpretationen von
dem WSK-Komitee (einem Expertenkomi-
tee) erarbeitet wurden. Bei der ersten Sit-
zung der FAO-Arbeitsgruppe für die Er-
arbeitung dieser Richtlinien wurde deut-
lich, wie groß der Widerstand einiger
Länder ist, die Umsetzung einzelner Men-
schenrechte durch neue Instrumente oder
das Menschenrechtsschutzsystem insge-
samt substantiell zu stärken. 

Nun sollte man erwarten, dass beson-
ders von den Staaten Widerstand kommt,
die viele Probleme mit der Umsetzung des
Rechts auf Nahrung haben, wie afrikani-
schen oder südasiatischen Ländern. Doch
dies ist nicht der Fall, im Gegenteil. Län-
der wie Mali, Sierra Leone, Uganda oder
Indien haben den Prozeß bislang eher
unterstützt. Widerstand kommt überwie-
gend von einigen Industrieländern, vor
allem von den USA und von Großbritan-
nien. Vor allem zwei Argumente spielen
dabei ein besondere Rolle: Die USA und
auch Großbritannien wollen nicht akzep-
tieren, dass es in der Innenpolitik eine
menschenrechtliche Verantwortung für
soziale und wirtschaftliche Bereiche gibt,
sondern akzeptieren nur ein „neolibera-
les“ Bild staatlicher Verantwortung in der
Schaffung von Rahmenbedingungen für
funktionierende Märkte. Dieselben Staa-
ten lehnen es zum anderen ab, im Bereich
internationaler Politik irgendeine men-
schenrechtliche Verantwortung zu über-
nehmen, weder für die Auswirkungen der
eigenen Politik auf Menschen in anderen
Ländern (Beispiele wie die negativen Aus-
wirkungen von Agrarexportsubventio-
nen), noch für die Verantwortungen der
Aktivitäten von Internationalen Organisa-
tionen (Handelsrecht, Strukturanpas-
sungsprogramme etc.). 

Menschenrechtskommission  
Im Bereich der Arbeit der Menschen-

rechtskommission ist die Diskussion über
WSK-Rechte kaum leichter. Wie bereits
geschildert setzt sich eine wachsende Ko-

alition von zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen für die Einführung eines Zusatz-
protokolls zum WSK-Pakt ein, dass die
Behandlungen von individuellen Verlet-
zungsfällen erlauben würde. Bei der dies-
jährigen Sitzung der Menschenrechts-
kommission (MRK) ist es nun gelungen,
dass eine Arbeitsgruppe der MRK einge-
richtet wurde, die „Optionen zu Erarbei-
tung eines solchen Zusatzprotokolls“ dis-
kutieren sollen. Die Einrichtung wurde nur
möglich, da die Entscheidung der Etablie-
rung einer Arbeitsgruppe bereits im letz-
ten Jahr gefallen war, als die USA zum
ersten Mal in der Geschichte der MRK
nicht Mitglied dieser waren. Nun ist zu
erwarten, dass gerade diese Arbeitsgrup-
pe von den Gegnern oder Skeptikern der
WSK-Rechte intensiv genutzt werden
wird. 

Beide Prozesse werden vor allem in den
nächsten Jahren ausgefochten werden
und sie werden für die Weiterentwicklung
des Menschenrechtsschutzsystems für
WSK-Rechte von zentraler Bedetung sein.
WSK-Rechte werden mehr und mehr als
Referenzrahmen für die Definition von
Mindeststandards sowohl für staatliches
Verhalten, als auch für das Verhalten an-
derer Akteure (Multinationale Konzerne,
WTO, Weltbank etc.) herangezogen. Ei-
ne wachsende Zahl von sozialen Bewe-
gungen und NGOs bezieht sich in ihrer
Arbeit auf diese Rechte und verwendet sie
als Instrument. Während die Zivilgesell-
schaft die Bedeutung dieses Instrumenta-
riums verstärkt wahrnimmt und benutzen
möchte, wächst der Widerstand derjeni-
gen Regierungen, die wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Anliegen nicht als
Menschenrechtsfragen und als Mindest-
standards ansehen, sondern als einen
Wunsch nach Luxusgütern, der erfüllt
werden kann, wenn genug Geld in der
Kasse ist.

Michael Windfuhr

Mitarbeiter von FIAN-International in Heidelberg. 
Kontakt: windfuhr@fian.org
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Am 22. Mai war es endlich so weit! Bei
einem ersten Treffen deutscher Umwelt-,
Entwicklungs- und Branchenverbände aus
dem Bereich Erneuerbarer Energien wur-
de in Bonn das Netzwerk für Erneuerba-
re Energien Nord-Süd ins Leben gerufen.
Bei der vom Forum Umwelt und Entwick-
lung durchgeführten ersten informellen
Gesprächsrunde begrüßten alle Teilneh-
mer die Idee einer Netzwerkbildung und
betonten die Bedeutung des Austausches
und einer gemeinsamen Artikulation.

Erneuerbaren Energien kam beim Welt-
gipfel für Nachhaltige Entwicklung in Jo-
hannesburg eine zentrale Rolle zu, doch
wegen der Blockade der USA und der
OPEC-Länder scheiterte die Festlegung
eines konkreten Handlungsziels. Trotz des
enttäuschenden Ausgangs der Verhand-
lungen, gab es durch die daraufhin ge-
startete europäische Initiative „The Way
Forward on Renewable Energy“ wieder

neue Hoffnung. Spätestens aber nach der
Einladung des deutschen Bundeskanzlers
an die Delegierten des Weltgipfels zu ei-
ner internationalen Konferenz für Erneu-
erbare Energien in Deutschland ist klar,
dass auch die deutschen Umwelt- und
Entwicklungsverbände das Thema ver-
stärkt aufgreifen und gemeinsam mit den
Verbänden Erneuerbarer Energien voran-
bringen müssen.

Als wichtige Aufgabe wird das Netz-
werk den Nord-Süd-Bezug herstellen,
denn über Erneuerbare Energien können
Entwicklungsländer eine nachhaltige en-
ergiepolitischen Entwicklung einschlagen,
die die in den Industrieländern gemach-
ten negativen Erfahrungen vermeiden hilft
und gleichzeitig zur direkten Armuts-
bekämpfung beitragen kann. Aber nur
wenn die Industrieländer ihre Hausaufga-
ben machen, kann ein solcher Schritt in
den Entwicklungsländern von Erfolg ge-
krönt werden. Deshalb muss Deutschland

seine positiven energiepolitischen Ansät-
ze verstärken und weiter entwickeln. Das
Netzwerk wird sich auf deutscher wie
auch auf europäischer Ebene dieser Dis-
kussionen stellen.

Last but not least wird natürlich die in-
ternationale Konferenz zu Erneuerbaren
Energien im Frühsommer 2004 in Bonn
vom Netzwerk genutzt werden, um ge-
meinsame Vorstellungen im Rahmen von
geeigneten Aktivitäten auszutauschen, zu
diskutieren und zu präsentieren.

Das Netzwerk versteht sich als offener
Zusammenschluss, der die verschiedenen
Akteure aus den Entwicklungs-, Umwelt-
und Branchenverbänden Erneuerbarer
Energien zusammenbringt und ihnen den
Austausch sowie gemeinsame Aktivitäten
ermöglichen soll.

Gerald Knauf

Der Autor ist Mitarbeiter beim Forum Umwelt & 
Entwicklung

Initiative für Erneuerbare Energien 
auf dem besten Weg

Aktuell

Umschalten auf saubere Energien
Neue WWF Initiative für einen CO2-freien Stromsektor gestartet

Am 06.05.03 startete der World
Wide Fund For Nature in Berlin
seine neue weltweite Initiative Po-
werSwitch! Umschalten auf saube-
re Energien. Ziel von PowerSwitch!
ist es, die Strombranche zu signifi-
kanten Emissionsreduktionen zu
bewegen, damit sie einen ange-
messenen Beitrag zum notwendi-
gen Klimaschutz leistet. 

Die Initiative fokussiert den Stromsektor,
da er allein weltweit für fast 40% der

vom Menschen erzeugten CO2-Emissio-
nen verantwortlich ist. Dies liegt vor allem
daran, dass neben dem hohen Strombe-
darf zur Stromerzeugung sehr kohlen-
stoffreiche Energieträger wie Stein- und
Braunkohle verbrannt werden. Zudem
weisen die meisten Kraftwerke eine
enorm geringe Energieeffizienz auf. Nur
ein Viertel bis ein Drittel der eingesetzten

Energie wird genutzt. Wollen wir dem
drohenden Klimawandel effektiv begeg-
nen, müssen wir dies ändern. Die Initiati-
ve richtet sich an alle, die für ein Umsteu-
ern und Umschalten im Energiesektor ent-
scheidend sind: an Stromkonzerne, Indu-
strie, Finanzwirtschaft, Politiker und Ver-
braucher. 

Klimawandel
Wissenschaftler weltweit sagen uns,

dass die Erde sich schneller erwärmt als
jemals zuvor in der Erdgeschichte. Extre-
mere Temperaturen und größere Dürren,
stärkere und häufigere Stürme sowie ein
steigender Meeeresspiegel sind einige
der Folgen. Das Internationale Forum für
Klimawandel (Intergovernmental Panel on
Climate Change/IPCC), ein von den Ver-
einten Nationen ins Leben gerufenes Gre-
mium führender Klimaforscher weltweit,
hat in seinem dritten Lagebericht unter-
strichen: Es gibt neue und schlüssige Be-

weise dafür, dass die Erderwärmung der
letzten 50 Jahre hauptsächlich auf Akti-
vitäten der Menschen zurückzuführen ist.
Das IPCC prognositziert eine Steigerung
der weltweiten Durchschnittstemperaturen
in diesem Jahrhundert um 1,4 bis 5,8
Grad Celsius. Der tatsächliche Anstieg ist
abhängig davon, wie viele fossile Ener-
gieträger noch verbrannt werden und wie
sensibel unser Klimasystem letztendlich
reagiert. Wir können diese Entwicklung
nicht mehr vollständig stoppen. Doch
durch eine konsequente Abkehr von fossi-
len Energien können wir die Folgen für
Mensch und Natur noch in akzeptabelen
Grenzen halten. Nach Ansicht des WWF
darf die durchschnittliche Temperatur
nicht mehr als 2 Grad Celsius über dem
vorindustriellen Wert liegen, um verhee-
rende Klimaschäden abzuwenden. 

Die Zielvorgabe von zwei Grad Celsius
Temperaturerhöhung bedeutet, dass die
CO2-Konzentration in der Atmosphäre
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unterhalb von 450 ppm (parts per milli-
on) gehalten werden muss. Die Maßnah-
men in den kommenden zwei Dekaden
sind entscheidend dafür, ob dieses Ziel
noch erreicht werden kann. Die Ergebnis-
se neuester weltweiter WWF-Forschun-
gen zeigen, dass es möglich ist, in den
Industrieländern die CO2-Emissionen des
Stromsektors bis zum Jahr 2020 zu hal-
bieren. 

Deutschland als Schwerpunktland 
Deutschland ist neben den USA, Rus-

sland, Australien, Japan, China und
Großbritannien ein Schwerpunktland die-
ser Initiative. Deutschland wurde haupt-
sächlich aus 3 Motiven ausgewählt: 
1.Mit 25,8 % der europäischen CO2-

Emissionen im Jahr 2000 ist es ein
Schlüsselland zur Erreichung auch an-
spruchsvoller europäischer Emissions-
ziele.

2.Deutschland verstand sich in den ver-
gangenen Jahren als Vorreiter in Sa-
chen Klimaschutz.

3.In Deutschland wird sich in den kom-
menden Jahren ein großes Entschei-
dungsfenster in Sachen Klimaschutz
öffnen: Fast die Hälfte des Kraft-
werksparkes muss ersetzt werden. Wer-
den jetzt die Weichen im deutschen
Stromsektor falsch gestellt, so wird
Deutschland in Zukunft keine an-
spruchsvollen Klimaziele mehr errei-
chen können.
In der Hintergrundanalyse des WWF

zu PowerSwitch! wird gezeigt, dass der
deutsche Stromsektor nur dann einen an-
gemessenen Beitrag zum Klimaschutz lei-
sten kann (minus 50% CO2-Emissionen bis
2030 gegenüber dem Basisjahr 1990),
wenn die folgenden Elemente einer Klima-
schutzstrategie umgesetzt werden: 
❑Es dürfen keine neuen Kohlekraftwerke

mehr gebaut, 
❑der steigende Trend beim Stromver-

brauch muss umgekehrt und 
❑erneuerbare Energien müssen noch

stärker ausgebaut werden. 
❑Darüber hinaus müssen die Kraftwerke,

die kurz- und mittelfristig nicht durch
Erneuerbare Energien ersetzt werden
können, durch hocheffiziente Gaskraft-
werke substituiert werden.
In Deutschland bildet die Kohlepolitik

eine Schlüsselfrage der Klimapolitik in
Deutschland. Allein aus der geplanten Koh-
lenutzung wird bei unveränderten politi-

schen Rahmenbedingungen über mehrere
Dekaden mit CO2-Emissionen von etwa
300 Mio. t zu rechnen sein; dies entspricht
etwa 30% der Emissionen von 1990. Mit
einer solchen Größenordnung, vor allem
aus der Kohleverstromung dürften sich am-
bitionierte Klimaschutzziele in der Größen-
ordnung von minus 40% gegenüber 1990
mehr als illusorisch erweisen.

Braunkohleverstromung
In der rheinischen Braunkohleregion

stehen in den nächsten Jahren weit rei-
chende Investitionsentscheidungen für
Neubaukraftwerke an, die mit entspre-
chenden Tagebauerschließungen verbun-
den sind. Hier sind Kraftwerke mit einer
Gesamtkapazität von etwa 10.000 MW
angesiedelt, die in den nächsten Jahren
schrittweise erneuert werden sollen. Das
erste Neubaukraftwerk (Niederaußem)
mit einer Leistung von 1.000 MW ist im
September 2002 in Betrieb gegangen. 

Insgesamt wird in den bisherigen Bu-
siness as usual-Prognosen über den Zeit-
raum der nächsten zwei bis drei Dekaden
mit ca. 150 Mio. t CO2-Emissionen jähr-
lich aus der Braunkohlenverstromung ge-
rechnet .

Die wichtigsten Alternativen zu Kohle
bzw. zu den fossilen Energieträgern ins-
gesamt sind bekannt und erprobt. Neben
der Steigerung der Energieeffizienz sind
vor allem erneuerbare Energien wie
Windkraft, Biomasse, Wasserkraftanla-
gen, Erdwärme und Solarenergie wichti-
ge Säulen. 

In seiner PowerSwitch!-Initiative fordert
der WWF die wesentlichen Energie-Ak-
teure auf, Teil der Lösung zu werden. Sie
sollen sich die realistische Vision einer
deutlichen Energieeffizienzsteigerung
und des Umschaltens von Kohle auf sau-
bere Energien bis 2050 zum Ziel setzen. 

Hierbei können Stromversorger mit
dem WWF eine Vereinbarung zu folgen-
den Punkten schließen: 
❑Erhöhung der Energieeffizienz des fos-

silen Kraftwerkparkes um 20 % bis
2020 gegenüber 1990

❑Durchführung kundenorientierter Maß-
nahmen zur Erhöhung des Einsatzes ef-
fizienter Haushaltsgeräte und Produkti-
onsanlagen bei privaten und industriel-
len Verbrauchern,

❑Erhöhung des Anteils neuer erneuerba-
rer Energien auf mindestens 20% an
der Stromerzeugung bis 2020

❑Ein Investitionsstopp in neue Kohlekraft-
werke

❑Die Unterstützung durchgreifender poli-
tischer Maßnahmen zur Steigerung der
Energieeffizienz sowie des Ausbaus er-
neuerbarer Energien. Hierzu gehört
auch die Übernahme einer anspruchs-
vollen Verpflichtung zur Reduktion der
klimaschädlichen Treibhausgase im
Rahmen des europäischen Cap & Trade
Systems – auch über 2012 hinaus

Akteure
Aber auch die anderen Akteure können

einen wichtigen Beitrag leisten um Teil der
Lösung zu werden. 

Finanzinstitute spielen eine entschei-
dende Rolle beim Umschalten: Durch ge-
eignete Finanzpakete für Projekte und
Technologien für erneuerbare Energien
sowie durch eine strategische Lenkung ih-
rer Investitions-Portfolios können sie wich-
tige Impulse in Richtung einer kohlendio-
xidfreien Weltwirtschaft geben. 

Dies ist nicht lediglich aus ökologischer,
sondern auch aus wirtschaftlicher Sicht
wichtig, wie das „Carbon Disclosure Pro-
ject“ (Projekt zur Offenlegung der Klima-
bilanz von Unternehmen) und andere
Forschungen gezeigt haben: Klimawan-
del und der fortgesetzte Einsatz fossiler
Energieträger stellen materielle Risiken für
Finanzinstitutionen dar, so dass klima-
schützende Strategien Bestandteil ihrer
treuhänderischen Verantwortung sein
müssen. Die Finanzinstitute sollten sich da-
her an der Power Switch!-Initiative beteili-
gen, indem sie eine klare Unternehmenspo-
litik und Investitionsziele für die vermehrte
Nutzung von erneuerbaren Energien, für
Energieeffizienz und für die Reduktion von
CO2-Emissionen etablieren.

Politiker können einem CO2-reduzier-
ten Energiesektor den Weg bereiten, in-
dem sie die Rahmenbedingungen schaf-
fen, die zu klimaschützenden Investitions-
entscheidungen motivieren und diese fi-
nanziell belohnen. Hierzu gehören Ziele
und Verpflichtungen für erneuerbare En-
ergien, Energieeffizienz und Kraft-Wär-
me-Kopplung (KWK), fortschrittliche En-
ergieeffizienzstandards für Geräte, Koh-
lendioxid- und Energiesteuern, ein
Cap&Trade-(Emissionshandels-)Regime
mit ehrgeizigen und verbindlichen CO2-
Reduktionszielen sowie die Förderung
von Forschung und Entwicklung. 
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Andere Wirtschaftsakteure können
ebenfalls ein wichtiger Teil der Problemlö-
sungs-Allianz werden, indem sie den En-
ergieverbrauch in ihren eigenen Produkti-
onsabläufen senken, die Langlebigkeit ih-
rer Produkte erhöhen und ihren Energie-
verbrauch verringern. Des weiteren kön-
nen sie erneuerbare Energien in ihren
Produktionsprozessen einsetzen sowie in
politischen Entscheidungsprozessen kli-
mapolitische Maßnahmen unterstützen.

Die Verbraucher können den Über-
gangsprozess dadurch befördern, dass
sie ökologisch erzeugten Strom nachfra-
gen und ökologische Angebote einfor-
dern, wo es diese noch nicht gibt. Sie
können energieeffizientere Haushalts-
geräte und Leuchtkörper kaufen. Sie soll-
ten entsprechende Gesetzgebungen und
effektive politische Maßnahmen unterstüt-
zen und ihre Kommune ebenso wie ihre
Landesregierung dazu auffordern, auf

saubere Energien umzusteigen.Diese Vi-
sion ist keine Utopie. Teile der Energie-
wirtschaft tragen bereits heute zur Reali-
sierung der WWF-Vision bei. Neun Ener-
gieversorger haben sich bisher schon als
Power Switch! – Pioniere der Initiative an-
geschlossen. Zu den Pionieren gehören:
EWS Schönau, HEAG NaturPur, Licht-
Blick, MVV Energie AG, NaturEnergie
AG, Naturstrom AG, N-ERGIE Aktienge-
sellschaft, Stadtwerke Hannover AG,
Unit[e]. Sie investieren bereits heute in ei-
ne umweltfreundliche Infrastruktur, stei-
gen aus nicht nachhaltiger Energieerzeu-
gung aus und bieten ihren Kunden „grü-
ne“ Stromprodukte. 

Wir können und wir werden 
umschalten! 

Der massive Strukturwandel – weg von
Kohle, hin zu einer CO2-freien Zukunft –
setzt substanzielle Investitionen in neue

Technologien und Verfahrensweisen so-
wie politische Weitsicht voraus. 

Mit seinen hohen Emissionen und sei-
nem zugleich guten Zugang zu Lösungs-
potenzialen muss der Energiesektor jetzt
eine Führungsrolle übernehmen und mit
der umfassenden Reduktion der Treibh-
ausgasemissionen beginnen. 

Angesichts der dramatischen Konse-
quenzen, die klimapolitischer Untätigkeit
zu folgen drohen, müssen verantwor-
tungsvolle Manager jetzt handeln, wo
noch Zeit zur Schadensminimierung ist.
Wir sind überzeugt, dass der Energiesek-
tor, in partnerschaftlicher Zusammenar-
beit mit Regierungen, Nichtregierungsor-
ganisationen und der Öffentlichkeit eine
tragende Rolle bei dem skizzierten Struk-
turwandel übernehmen muss. 

Regine Günther
Die Autorin ist Leiterin Klimaschutz und Energiepolitik
beim WWF-Deutschland

Die Ziele „Klimaschutz“ und
„Überwindung der Energiearmut“
stehen gleichermaßen im Zentrum
des neuen Gutachten „Welt im
Wandel: Energiewende zur Nach-
haltigkeit“, das der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen
(WBGU) Anfang April der Öffent-
lichkeit vorgestellt hat. 

Bis 2020, so das ehrgeizige Ziel, soll
die gesamte Weltbevölkerung Zugang

zu modernen Energien haben. Mit die-
sem Blickwinkel betreten die Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler Neu-
land. Und wir haben es nun amtlich: Die
weltweite Energiewende weg von Kohle,
Öl, Gas und Atom und hin zu einer Ener-
gieversorgung aus Sonne, Wind, Wasser,
Erdwärme und Biomasse sowie über
Wasserstoff ist möglich. Und sie ist auch
finanzierbar, wenn neben der verstärkten
Nutzung bestehender Mechanismen so-
wie verbesserter Anreize für private Inve-
storen auch die Diskussion um innovative
Wege der Finanzierung (z.B. Nutzungs-
entgelte für globale Gemeinschaftsgüter)

vorangetrieben wird. Die Industrieländer
müssen mit ihrer Energiepolitik allerdings
drastisch umsteuern, wenn sie ihre eigene
Energieversorgung für die kommenden
Jahrzehnte sichern, die Klimaerwärmung
in tolerablen Grenzen halten und gleich-
zeitig 2,4 Milliarden Menschen in den
Entwicklungsländern von Energiearmut
befreien wollen. 

Der WBGU hat einen beispielhaften
Pfad für eine globale Energiewende ab-
geleitet und für deren Umsetzung einen
Fahrplan entwickelt. Die wichtigsten Ele-
mente umfassen:
❑Eine effizientere Umwandlung und Nut-

zung von Energie, um weltweit bis
2050 mit der gleichen Energiemenge
das Dreifache an Gütern und Dienstlei-
stungen zu produzieren.

❑Eine massive Förderung erneuerbarer
Energien, um deren Anteil an der glo-
balen Energieerzeugung von derzeit
12,7 Prozent bis 2020 auf 20 Prozent
und bis 2050 auf über 50 Prozent zu
erhöhen.

❑Eine Umsteuerung der Förderpraxis
von Weltbank und regionalen Entwick-
lungsbanken zugunsten erneuerbarer
Energien, die Förderung privater Inve-

stitionen und den vollständigen Abbau
von Subventionen für fossile Energieträ-
ger und Kernkraft in Industrie- und
Transformationsländern.

❑Eine Vervielfachung der staatlichen
Ausgaben für Forschung und Weiter-
entwicklung der notwendigen Technolo-
gien auf mindestens das Zehnfache bis
2020 in den Industrieländern.
Notwendig sei auch ein koordiniertes

Vorgehen auf globaler Ebene und damit
die Bündelung internationaler Institutio-
nen und Akteure. Der WBGU begrüßt
deshalb die von der Bundesregierung an-
geregte „Weltkonferenz für Erneuerbare
Energien“ im Jahr 2004 in Bonn als eine
hervorragende Gelegenheit, diesen Pro-
zess anzustoßen und die Gründung einer
„Globalen Agentur für die Energiewen-
de“ zu prüfen.

Das Gutachten kann unter
http://www.wbgu.de/wbgu_jg2003.html
heruntergeladen bzw. bestellt werden. 

Dörte Bernhardt

Die Autorin ist Vorstandsmitglied von Germanwatch
und Mitglied im Leitungskreis des Forums Umwelt &
Entwicklung

WBGU betritt Neuland
Rezension des neuen Gutachtens zur Energiewende
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Zu den Ergebnissen von Johannes-
burg, die zur Zeit eine besondere
Aufmerksamkeit erfahren gehört
das Kapitel 3 des Berichts des
Weltgipfels für nachhaltige Ent-
wicklung. Innerhalb eines 10jähri-
gen Rahmenplans sollen die einzel-
nen Länder Programme für eine
grundlegende Veränderung der
Konsum- und Produktionsgewohn-
heiten entwickeln. 

Besonders hervorgehoben werden da-
bei: der Energieverbrauch, eine effizi-

entere Nutzung vorhandener Rohstoffe,
eine saubrere Produktion, vor allem die
Reduzierung giftiger Chemikalien, die
Transportsysteme und die Vermeidung
von Abfall. Ziel ist es die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung innerhalb der Be-
lastungsfähigkeit der Erde zu gestalten. 

So weit die schönen Worte. Leider ist
noch völlig unklar, wer auf internationaler
Ebene die weiteren Entwicklungen voran-
treiben wird. Das grundsätzliche politi-
sche Mandat dazu wurde bereits in Jo-
hannesburg der CSD erteilt. Auch zur er-
sten CSD Sitzung nach Johannesburg hat
die EU sich noch einmal dafür ausge-
sprochen, das 10-Jahres Rahmenpro-
gramm für die nächsten zwei Jahre zu ei-
nem Schwerpunktthema der CSD zu ma-
chen. Dort aber ist keine inhaltliche Vor-
reiterschaft zu erkennen. Vielmehr scheint
man mit strukturellen nicht aber mit den
inhaltlichen Fragen beschäftigt. 

UNEP als Lückenfüller
In die entstandene Lücke ist UNEP ge-

treten. Schon in der Vorbereitung von Jo-
hannesburg haben sie aktiv die Aufnah-
me des 10-Jahres Rahmenprogramms in
den Plan of Implementaion unterstützt.
Auf dem 22. UNEP Governing Council
Anfang Februar in Nairobi wurde Klaus
Töpfer ausdrücklich aufgefordert, die Ar-
beit zu Nachhaltigem Konsum und Pro-
duktion zu stärken und auszubauen. 

Drei internationale Konferenzen zu
Nachhaltigem Konsum wurden seit No-
vember 2002 abgehalten, an denen
UNEP maßgeblich Einfluss hatte. Der ent-
scheidende Nachteil der Tagungen war,

dass der jeweils im Titel angekündigte
Austausch zwischen politischen Entschei-
dungsträgern einerseits und den eingela-
denen Wissenschaftlern und NRO-Vertre-
tern andrerseits wegen der Abwesenheit
der Ministeriumsvertreter nicht zustande
kam. Eine unklare Einladungspolitik und
eine völlig unterschiedliche Wahrneh-
mung der Bedeutung einzelner Akteure
lässt daher zunehmend den Eindruck ent-
stehen, dass jeder sein Süppchen kocht. 

Wer die Tagungen bezahlte, bestimmte
auch die Inhalte. Und die Geldgeber
zeichnen sich nicht immer durch einen
Überblick über die aktuelle Diskussion
zum Nachhaltigen Konsum aus. 

Unklar ist nach wie vor, wie sich die EU
inhaltlich (und wohl auch strukturell) zu
dem Thema positioniert. Zwar war sie es,
die die Idee des 10-Jahres-Rahmenpro-
gramms in die Diskussion geworfen hat.
Aber es ist nicht ersichtlich, was genau sie
darunter versteht und damit erreichen
möchte. War kurz nach Johannisburg
den Reden einiger Kommissare vor dem
Europaparlament noch zu entnehmen,
das zum Spring Summit 2003 der EU
konkrete Vorschläge vorliegen würden,
musste man beim Lesen des Spring Sum-
mit Reports leider feststellen, das er wie-
der auf die Formulierung zurückfiel, das
man Pläne entwickeln „sollte“.  Dabei wä-
re eine Orientierungshilfe durch die EU
sehr hilfreich für die nationalen Prozesse
die mancherorts in Gang kommen den
Nachhaltigen Konsum in die nationalen
Nachhaltigkeitsstrategien zu integrieren. 

Rolle der NROs nach Johannesburg
Zum Glück haben zahlreiche NGO

Vertreter die Notwendigkeit erkannt, das
Thema aufzugreifen, sich bei ihren natio-
nalen Aktivitäten zu unterstützen und ge-
meinsame Strategien zu entwickeln (bei
allen unterschieden in der konkreten Aus-
gestaltung von Forderungen, die der Lan-
dessituation angepasst sein müssen.) Auf
einer von ANPED organisierten Konfe-
renz über die Rolle der NROs nach Jo-
hannesburg wurden zahlreiche Schritte
verabredet, mit denen 1.) die internatio-
nalen Prozesse effizient verfolgt und für
die nationale politische Arbeit nutzbar
gemacht werden können 2.) nationale Er-

folge, Misserfolge und Strategien kommu-
niziert und als Hilfestellung für andere zu-
gänglich gemacht werden und 3.) aus
diesen Informationen inhaltliche Positio-
nen entwickelt werden können, die als
Forderungen in die internationalen politi-
schen Gremien zurückfließen.

Nachhaltiger Konsum in Deutschland
Schaut man von der internationalen

Ebene wird deutlich, dass in Deutschland
schon vieles getan wurde. Die Entwick-
lung des Nachhaltigen Warenkorbs ist
ein Beispiel, ebenso die politische Unter-
stützung, die er genießt. Genauso die Ak-
tion „Anders-Besser-Leben“, die belegt,
dass die Frage nach verantwortlicheren
Lebensstilen zumindest in gewissen Krei-
sen der Bevölkerung wieder an Aktualität
gewinnt. Die guten Beispiele sind zahl-
reich, von den Agenda Initiativen auf lo-
kaler Ebene bis zu den vom Forschungs-
ministerium geförderten Projekten. Auch
die Tatsache, dass hierzulande bereits im
Jahr 2000 eine „Nationale Verständi-
gung zur Förderung eines Nachhaltigen
Konsums“ verabschiedet wurde scheint
für andere Länder vorbildlich. 

Allerdings ist gerade der Prozess hier-
zu eher ein Vorbild dafür, wie man es
nicht machen sollte. Hier wurden die Spit-
zenverbände der gesellschaftlichen Grup-
pen zusammen gebracht, die jedoch
zwangsläufig konsensgebunden sind und
sich an den Nachzüglern in ihren Reihen
orientieren müssen. Viel sinnvoller ist es,
mit den innovativen Kräften in den jewei-
ligen Gruppen zusammenzuarbeiten und
so Ideen zu entwickeln, die als Visionen
gelten können. 

Denn bei all den vielen guten und gut
gemeinten Schritten, bleibt trotzdem of-
fensichtlich, dass der Mainstream des
Konsums sich nicht in Richtung Nachhal-
tigkeit bewegt, höchstens konjunkturbe-
dingt in seiner Dynamik etwas nachlässt.
Hier sind die NROs ganz klar gefordert
an einem Strang zu ziehen. Gute Ansät-
ze dafür sind vorhanden. 

Sylvia Lorek
Die Autorin ist Sustainable Consumption Officer des
Sustainable Europe Research Institutes, darüber hinaus
Koordinatorin der AG Lebensweise des Forums und in
dieser Funktion im Vorstand von ANPED, The Northern
Alliance for Sustainability.

Nachhaltiger Konsum
Fehlende Federführung der CSD 

Aus den Arbeitsgruppen
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Bericht von der Internationalen Ta-
gung „Die Kontroverse um ein neu-
es Investitionsabkommen in der
WTO vor der Ministerkonferenz in
Cancún – sozial-ökologische Impli-
kationen und Alternativen“, veran-
staltet von der AG Handel des Fo-
rum Umwelt & Entwicklung und
dem Evangelischen Entwicklungs-
dienst (EED) am 28. und 29. April
in Bonn.

Nachdem das auf OECD-Ebene ge-
plante Multilaterale Investitionsab-

kommen (MAI) u.a. auf Druck der Zivil-
gesellschaft 1998 zu Fall gebracht wur-
de, war die Freude unter den GegnerIn-
nen groß. Schließlich wurde mit dem MAI
ein weitreichender Vertrag verhindert,
der einseitig die Interessen Transnationa-
ler Konzerne gefördert und wirtschaftspo-
litische Gestaltungsspielräume der Mit-
gliedstaaten drastisch eingeschränkt hät-
te. KritikerInnen weltweit warnten aller-
dings schon damals vor einer Neuauflage
auf anderer Ebene. Genau dies droht nun
auf multilateraler Ebene im Rahmen der
Welthandelsorganisation (WTO): Auf der
nächsten Ministerkonferenz in Can-
cún/Mexiko im September 2003 soll die
Entscheidung fallen, ob die Agenda der
derzeit laufenden Welthandelsrunde noch
um die sogenannten neuen Themen (Inve-
stitionen, Wettbewerb, öffentliches Be-
schaffungswesen, Handelserleichterun-
gen) erweitert wird.

Die Positionen bezüglich eines interna-
tionalen Rahmenwerks für Investitionen

könnten im Vorfeld widersprüchlicher
nicht sein und die Entscheidung, ob die
Verhandlungen nach der fünften WTO-
Ministerkonferenz in Cancún offiziell auf-
genommen werden oder nicht, scheint
spannend zu werden. Härteste Befürwor-
terin ist die Europäische Union mit dem
starken Interesse, ihren Konzernen einen
erweiterten Marktzugang zu ermöglichen
(Liberalisierung) und einen verbesserten
Schutz von Eigentumsrechten der Unter-
nehmen (Investitionsschutz) zu erreichen.
Auf der Gegenseite steht eine Gruppe
von Entwicklungsländern mit Indien als
starkem Wortführer, die eine starke Ein-
schränkung ihres entwicklungspolitischen
Handlungsspielraums und das erneute
Fehlen von Regelungen, die Unternehmen
zu ökologisch und sozial verantwortli-
chem Handeln verpflichten, befürchten.

Vor diesem Hintergrund veranstaltete
das Forum Umwelt & Entwicklung zusam-
men mit dem EED eine internationale Ta-
gung und lud zu einem kritischen Dialog
zwischen Zivilgesellschaft, Vertretern der
EU-Kommission und Bundesregierung so-
wie internationaler Organisationen ein.
Auf dem Programm standen die ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Fol-
gen von ausländischen Direktinvestitio-
nen, das Spannungsfeld zwischen Regu-
lierung und Liberalisierung sowie alterna-
tive Ansätze zu einer Investitionsregulie-
rung. Über 80 TeilnehmerInnen aus dem
In- und Ausland waren zu der Tagung ge-
kommen. Neben zahlreichen VertreterIn-
nen von NGOs und ATTAC waren auch
Gewerkschaften und staatliche Entwick-

lungs- und Investitionsgesellschaften so-
wie Bundestagsabgeordnete anwesend,
so dass die Debatte sehr lebhaft verlief
und die Konfliktlinien deutlich zu Tage
traten.

Auswirkungen von Direktinvestitionen:
per se gut?

Aus ökonomischer Sicht wird vereinfacht
häufig davon ausgegangen, dass auslän-
dische Investitionen zu einer Erhöhung des
Kapitals beitragen. Nach den Aussagen
eines Süd-NGO-Vertreters ist allerdings zu
beachten, dass ausländische Unternehmen
Gewinne produzieren und diese Gewinne
im Normalfall in das Mutterland zurück-
transferiert werden. Häufig wird so mehr
Kapital exportiert als importiert und eine
Verschlechterung statt einer Verbesserung
der Zahlungsbilanz ist die Folge. Durch
entsprechende Regulierungen bezüglich
Quantität und Qualität der Investitionen
könnte dies im Vorfeld verhindert werden.
Das Verbot solcher Maßnahmen soll aber
genau auch Inhalt eines WTO-Investitions-
abkommen sein. Zur Unterstreichung die-
ses sehr theoretischen Gebildes diente ein-
drucksvoll das Beispiel einer NGO-Vertre-
terin aus Brasilien, wo ein vermehrter Ka-
pitalzufluss durch Liberalisierungsbestre-
bungen Ende der 90er Jahre zu einer Ver-
zehnfachung der Auslandschulden führte. 

Als Beitrag zum ökologischen Themen-
komplex wurde auf der Tagung eine im
Auftrag des Forums Umwelt & Entwick-
lung angefertigte Studie zu den Umwelta-
spekten eines WTO-Investitionsabkom-
mens von Stefanie Pfahl vorgestellt. Auch

Investorenschutz um jeden Preis?
Die Kontroverse um ein drohendes Investitionsabkommen in der WTO

Abschlusspodium mit Chien Yen Goh (Thrid World Network), Dr. Ulf Jaeckel (BMU), Margit Köppen (IG Metall), Maike Radema-
ker (FTD), Tillmann Rudolf Braun (BMWA) und Jürgen Knirsch (Greenpeace) 
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hier konnte das Fazit gezogen werden,
dass ökologisch bedenkliche Auswirkun-
gen verhindert werden können, wenn den
Empfängerländern die Möglichkeit gege-
ben wird, durch spezielle Umweltaufla-
gen Investitionen zu steuern und zu kon-
trollieren.

Liberalisierung versus Regulierung
Nicht nur im Zusammenhang mit Inve-

stitionen herrscht in weiten Kreisen das
Credo vor, dass multilaterale Regeln not-
wendig sind. Wichtig ist allerdings die
Frage, welche Regeln brauchen wir und
wer braucht sie? Betrachtet man die vie-
len schon bestehenden, verbindlichen Re-
gelungen zu Investitionen auf multilatera-
ler, regionaler und bilateraler Ebene, so
wurde schon im Einstiegsreferat deutlich
gemacht: dort werden Schutz und Rechte
von Investoren – z.B. durch Klagemög-
lichkeiten von Unternehmen gegen Geset-
ze – so weitgehend geregelt, dass sehr
viele sinnvolle Regulierungsmöglichkeiten
für Entwicklungsländer – die u.a. auch
den Industrieländern zur „Entwicklung“
gedient haben – schon heute drastisch
eingeschränkt sind.

Waren sich die NGO-Vertreter aus
Nord und Süd und der Vertreter der EU-
Kommission bei der Abschlussdiskussion
über das eigentliche Ziel, nämlich eine
zukunftsfähige Entwicklung für die soge-
nannten Entwicklungsländer, noch einig,
so variierten sie bei der Frage nach dem
Weg sehr stark. Der EU-Part als starke
Befürworterin eines WTO-Investitionsab-
kommens war wie so oft die Verteidigung
des eingeschlagenen Liberalisierungskur-
ses. Vehement gegen diese Politik der Ge-
winnmaximierung und Risikominimierung
für Transnationale Konzerne sprach sich
der Repräsentant der Nord-NGOs, Peter
Wahl (WEED), aus und forderte eine Pri-
orität der Entwicklung mit entsprechenden
Steuerungsmöglichkeiten für die Länder
des Südens. Yash Tandon von dem Inter-
national Southgroup Network und SEATI-
NI aus Simbabwe vertrat die Auffassung,
dass ausländische Investitionen nicht zur
Lösung des bestehenden Entwicklungs-
problems beitragen können, sondern viel-
mehr ein durch mehr Eigendynamik ge-
prägter Prozess notwendig ist.

Alternative Ansätze zur Investitions-
regulierung

Im Mittelpunkt des zweiten Tages stand
die Diskussion um mögliche Alternativen
zu einem Investitionsabkommen in der
WTO. Diskutierte Ansätze waren dabei
eine Aufhängung eines multilateralen Ab-

kommens außerhalb der WTO, eine
möglichst offene Formulierung, so dass
die Wahl unterschiedlicher wirtschaftspo-
litischer Instrumente jederzeit möglich ist
sowie der dringende Appell, für verbind-
liche Regelungen für Investoren als wich-
tiger Bestandteil eines möglichen Abkom-
mens. In den Beiträgen von Nord- und
SüdvertreterInnen aus Nichtregierungsor-
ganisationen wurde zudem sehr stark der
demokratische Aspekt betont. Nicht nur
ein demokratischer Prozess beim Zustan-
dekommen von Abkommen wurde hier-
bei verlangt, sondern auch betont, dass
Regelungen nicht so weitgehend sein dür-
fen, dass demokratisch gewählte Regie-
rungen unterminiert werden und Kommu-
nen die Freiheit verlieren, sich für oder
gegen Investitionen zu entscheiden.

Den Abschluss der internationalen Kon-
ferenz bildete eine Podiumsdiskussion mit
VertreterInnen von Nord- und Süd
NGOs, Umwelt- und Wirtschaftsministeri-
um und Gewerkschaften. Hier wurde von
der KritikerInnenseite noch einmal betont,
dass es kein einseitiges Festschreiben von
Investorenrechten geben darf, sondern
die bislang im nicht-verbindlichen Bereich
diskutierten Ansätze zur Unternehmens-
regulierung verbindlich gemacht werden
müssen. Dafür und für die Achtung der
nationalen Souveränität von Staaten auch
in ökonomischer Hinsicht soll sich insbe-
sondere die deutsche Regierung als Bei-
trag zu einem sozial-ökologischen inter-
nationalen Investitionsregime einsetzen.
Beim Stand der jetzigen Diskussion um
ein Investitionsabkommen in der WTO
bedeutet dies also ein klares „Nein“ zur
Aufnahme der Verhandlungen von Seiten
der NGO´s und Gewerkschaften. Dem

gegenüber stand eine deutliche Ausspra-
che für den Beginn der Verhandlungen
nach Cancún auf Ministeriumsseite ver-
bunden mit dem Glauben, dass innerhalb
des Diskussionsprozesses noch Leitplan-
ken zur ökologischen und sozialen Abfe-
derung eingezogen werden können.

Fazit
Die internationale Tagung hat die Pro-

bleme und Gefahren eines neuen MAI
und die unterschiedlichen Positionen klar
aufgezeigt. Die Beweislast für die Not-
wendigkeit des MAI liegt nunmehr bei
den Befürwortern, also u.a. bei der EU.
Sehr deutlich wurde, dass der Druck auf
die Gegner wie Indien bei den Verhand-
lungen im September in Cancún außeror-
dentlich groß werden wird, geht es doch
darum, die laufende, bei der WTO-Mini-
sterkonferenz in Doha 2001 begonnene
Welthandelsrunde zum Erfolg zu führen -
wie der Repräsentant der EU-Kommissi-
on, Carlo Pettinato, immer wieder beton-
te. Für die Zivilgesellschaft im Norden be-
deutet dies, dass politischer Druck auf die
EU und die nationalen Regierungen drin-
gend notwendig ist. Somit gilt es jetzt, die
vielen KritikerInnen zu einen, um ein
zweites Mal ein Scheitern eines MAI zu
erreichen. Die Tagung stellte hierbei nicht
nur einen wichtigen Schritt zur inhaltli-
chen Auseinandersetzung mit einem Inve-
stitionsabkommen in der WTO dar, son-
dern ließ am Rande auch genügend
Raum für die Vernetzung, Strategiefin-
dung und Koordination gemeinsamer Ak-
tionen im Hinblick auf Cancún.

Nicola Sekler

Die Autorin arbeitet für WEED.

Auf der Tagung blieb am Rande genügend Raum für die Vernetzung, Strategie-
findung und Koordination gemeinsamer Aktionen im Hinblick auf Cancún.

Fo
to

: S
. L

eh
m

an
n



26 Rundbrief 2/2003

Am 19. Mai 2003 führten German-
watch, die Arbeitsgruppe Landwirt-
schaft des Forum Umwelt & Ent-
wicklung und die KLJB (Katholische
Landjugendbewegung) eine Konfe-
renz zum Thema „Frankreich und
Deutschland – Neue Partner in der
Agrarpolitik?“ durch. Neben Ver-
tretern verschiedener deutscher
Organisationen war Pascal Berge-
ret von der französischen
Organisation GRET
(Group de Recherche et
d’Echanges Technologi-
ques) zu Gast.

Ziel dieser Veranstaltung war
es zum einen, die Positio-

nen zur Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik sowie zu den
Auswirkungen für die WTO
Agrarverhandlungen auszu-
tauschen. Zum anderen sollten
konkrete Fragestellungen, wie
beispielsweise Möglichkeiten
und Chancen einer signifikan-
ten Reduzierung der Überpro-
duktion, die generelle Einstel-
lung zur Reduzierung der Ex-
portsubventionen sowie mögli-
che Lösungsansätze oder Re-
formvorschläge hinsichtlich der
Abkopplung von einheimischer
Unterstützung und Vorschläge
zur Marktöffnung sowie die
Frage der Quotenregelung dis-
kutiert werden. 

Zum ersten Teil der Konfe-
renz gab Rainer Engels (Germ-
anwatch) eine allgemeine Ein-
führung und stellte einen Diskussionsleit-
faden vor. Im weiteren Verlauf stellten drei
Sprecher in 30 minütigen Vorträgen die
unterschiedlichen aktuellen Positionen
dar. 

Zur Position der französischen Plattform
sprach Pascal Bergeret. Die französische
Plattform setzt sich aus einer Reihe von
Organisationen aus den Bereichen Ver-
braucher, Umwelt, Bauern und Entwick-
lung zusammen und fordert einen unver-
züglichen Richtungswechsel der CAP
(Common Agricultural Policy). Dadurch
sollen das Recht auf Ernährungssouverä-
nität und die Respektierung der Kleinbau-
ern, lohnende Preise und Beschäftigung
für die Bauern, der Zugang zu gesunden

Lebensmitteln sowie die Erhaltung der
Umwelt und der natürlichen Ressourcen
und Lebensräume, in Europa und der
Welt gesichert werden. Als mögliche Lö-
sungsansätze für das derzeitige Problem
nannte Bergeret erstens eine Regulierung
der erzeugten Mengen (Quoten etc. ...),
wobei hier grundsätzlich die Frage der
Zuweisung, einer Bindung an Weideland
oder an Arbeitskräfte und auch die Ver-
meidung von Konzentrationsprozessen zu

diskutieren ist. Zweitens höhere und loh-
nende Preise für Bauern und drittens die
Protektion des EU-Marktes einschließlich
bilateraler Abkommen, TRQs (Tariff Rate
Quotes) und Garantiepreisen. Die Redu-
zierung von Subventionen würde wieder-
um neue Anreize schaffen und Dumping
stoppen.  

Tobias Reichert (Forum Umwelt & Ent-
wicklung) skizzierte die Position der deut-
schen Nichtregierungsorganisationen.
Die Einführung produktionsentkoppelter,
betriebsbezogener Einkommens-Zahlun-
gen, deren Höhe sich an ökologischen
und sozialen Kriterien sowie den jeweili-
gen Gebieten orientiert, stand in seinem
Vortrag im Vordergrund. Er sprach ge-

zielt die Reduzierung von Überschüssen
an, einen flexibleren Marktzugang, die
Einführung von bestimmten Standards zur
internen Unterstützung und die Förderung
von Bauern in Entwicklungsländern sowie
die Umwandlung der Präferenzsysteme.
Als Lösungsansätze werden hier vor allem
ein Verbot von Dumping und ein Verbot
von Exportsubventionen innerhalb von 3
Jahren gefordert. Mit einzubeziehen sei-
en stets umweltrelevante Aspekte.

Zum Standpunkt der Bundesregierung
referierte Eberhard Hauser. Er stellte die-
jenigen Handlungsfelder des Reformpro-
zesses vor, in denen das Bundesministeri-
um für Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft (BMVEL) nicht mit den
Vorschlägen der EU-Kommission überein-
stimmt. Dazu gehören:
1. Entkopplung: Das BMVEL schlägt eine

schrittweise und völlige Entkopplung
aller Flächenprämien vor, sowie paral-
lel die teilweise Entkopplung der Tier-
prämien. Eine Entkopplung sei entwick-
lungspolitisch sinnvoll und hinsichtlich
der WTO-Verpflichtungen auch not-
wendig, wobei eine Flächenprämie
transparenter und einfacher zu gestal-
ten sei.

2. Degression und Modulation: Hier soll
eine lineare Degression aller Direkt-
zahlungen stattfinden, sowie eine
schnellere und stärkere Einführung der
Modulation. Eine Umschichtung von
Modulationsmitteln in andere Mit-
gliedsstaaten wird ausgeschlossen.

3. Cross Compliance und Betriebsbera-
tungssysteme: Der Vorschlag lautet, die
Kontrollen auf die zentralen Bereiche
zu konzentrieren und sie durch die zu-
ständigen Fachbehörden durchführen
zu lassen. Das betriebliche Basissystem
solle zunächst auf freiwilliger Basis lau-
fen und es sei sicherzustellen, dass die
Kontrollen effizient und sorgfältig
durchgeführt werden.

4. Ländlicher Raum: Eine Ausdehnung
des Förderspektrums ohne eine Über-
frachtung des Maßnahmenkatalogs
wird positiv gesehen.

5. Milch: Darüber hinaus schlägt das BM-
VEL vor, die Milchmarktordnung
grundsätzlich zu reformieren und vor-
zuziehen, sowie die Quotenregelung
zu verlängern, wenn auch nicht aufzu-
stocken. Ein schnellerer Abbau würde
sich u.a. positiv auf die Handelschan-
cen der Entwicklungsländer auswirken.

Neue Partner in der Agrarpolitik
Frankreich und Deutschland 
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6. Ackerkulturen: Das BMVEL sieht bei
einzelnen Kulturen Anpassungsbedarf,
aus entwicklungspolitischer Sicht vor
allem bei Reis und Getreide.
Im zweiten Teil der Konferenz wurden

in einer großen Diskussionsrunde folgen-
de Punkte nochmals aufgegriffen:
❑Die Ansätze der Französischen Regie-

rung hinsichtlich der Reform der Land-
wirtschaft (keine genauen Angaben
über die Zeitplanung; keine Nennung
von verbindlichen Zahlen hinsichtlich
des Produktionsniveaus; Umweltaspek-
te werden weitgehend unterschätzt)

❑Der Vorschlag die Finanzmittel aus der
1. Säule (Marktstützung, Ausgleichsprä-
mien) in die 2. Säule zu transferieren

❑Die Förderung einer marktorientierten,
nachhaltigen Landwirtschaft durch die
Entkoppelung der Direktzahlungen von
der Produktion und Einführung einer be-
triebsbezogenen Einkommenszahlungen 

❑ inwieweit öffentliche Gelder für die
Landwirtschaft vermehrt Gegenleistun-

gen der Landwirtschaft gegenüberste-
hen sollen (Cross Compliance)

❑Ökologische Flächenstilllegung und dy-
namische Modulation
Als Fazit bleibt festzuhalten, dass sich

die Positionen von Frankreich und
Deutschland deutlich unterscheiden, auch
in der Zivilgesellschaft. Es gibt aber An-
satzpunkte einer positiven Verständigung
u.a. in den Bereichen Ernährungesiche-
rung und Reduzierung von Exportsubven-
tionen. Deutlich auseinander gingen die
Meinungen hinsichtlich einer Verände-
rung der Quotenregelungen.

Ein weiterer Informationsaustausch so-
wie eine intensivere Zusammenarbeit
wurden angeregt.

Im dritten und letzten Teil der Konferenz
wurde ein Vorschlag von Jaques Chirac
vom 27.2.03 diskutiert. In seinem Entwurf
fordert er ein sofortiges Moratorium zur
Destabilisierung der Exportsubventionen
(einschließlich Exportkrediten und Nah-
rungsmittelhilfen) bis zum Abschluss der

Doha-Runde. Darüber hinaus erwägt er
Handelspräferenzen für alle afrikani-
schen Staaten und Stabilisierungspro-
gramme für bestimmte Waren wie Baum-
wolle, Kaffee und Kakao.

Die Vorteile, die für Frankreich entste-
hen, bestehen darin, dass viele französi-
sche Unternehmen in bestimmten Ländern
Afrikas Investitionen tätigen, wobei das
französische Finanzwesen stark involviert
ist.

Das der Vorschlag während der WTO-
Verhandlungen gemacht wird, signalisiert
Kompromissbereitschaft der EU. Aller-
dings bleibe der Bereich der Exportsub-
ventionen hoch problematisch.

Einigkeit herrsche darüber, dass
grundsätzlich neue Stabilisierungsmecha-
nismen notwendig sind.

Rainer Engels/ Sandra Albers

Rainer Engels war bis Ende Mai Leiter der Tradewach-
Kampagne bei Germanwatch, Sandra Albers ist Prakti-
kantin bei Germanwatch

Durch die Wüste zu neuen Ufern
Studie zum Stand der Verhandlungsrunde in der WTO
Die neue Studie des Forums 
Umwelt & Entwicklung stellt Ent-
stehungsgeschichte und Grundprin-
zipien der WTO und ihre Auswir-
kungen auf Entwicklungsländer
auch für jene nachvollziehbar dar,
die sich nicht täglich mit der inter-
nationalen Handelspolitik beschäf-
tigen.

Die Anliegen der Entwicklungsländer
sollen zum Kern der Verhandlungen

in der WTO werden – so die Ankündi-
gungen führender Vertreter der Industrie-
staaten und des WTO-Sekretariats auf
der 4. Ministerkonferenz im November
2001 in Doha/Katar. Das dort beschlos-
sene Mandat für eine neue Verhand-
lungsrunde ist entsprechend mit Entwick-
lungsrhetorik durchsetzt und wird häufig
als Doha-Development-Agenda bezeich-
net.

Hat in der WTO damit ein grundlegen-
der Wandel stattgefunden und sind die
mächtigen Industriestaaten bereit, die
Handelsregeln so zu verändern, dass Ar-
mutsbekämpfung und der Aufbau der

Volkswirtschaften der Entwicklungsländer
Vorrang vor den Marktöffnungsinteres-
sen der transnationalen Konzerne ha-
ben? 

Der bisherige Verlauf der Verhand-
lungen lässt nicht darauf schließen.
Trotz der Versprechen in Doha gibt es
bislang keine Bewegung in den für
die Entwicklungsländer wichtigen
Themenfeldern. Selbst die Umset-
zung der bereits verabschiedeten
Deklaration zum Verhältnis des
TRIPs-Abkommens zum Schutz
geistiger Eigentumsrechte und
der öffentlichen Gesundheit
scheitert nach wie vor am Wi-
derstand der US-Pharmaindustrie. Damit
ist weiter offen ob der Zugang auch ar-
mer Menschen zu lebenswichtigen Medi-
kamenten in der WTO höher bewertet
wird als die Interessen der Patentinhaber.
In den Verhandlungen über die Liberali-
sierung des Agrarhandels weigern sich
die Industriestaaten anzuerkennen, dass
die massiven Subventionen, die sie ihren
Landwirten gewähren, den Handel ver-

zerren und die Entwicklungsländer be-
nachteiligen. Stattdessen fordern sie, dass
diese ihre Märkte weiter für die subven-
tionierten Exporte öffnen. Die Forderung
der Entwicklungsländer ihre Interessen in
den Bereichen Ernährungssicherheit und
ländliche Entwicklung stärker zu berück-
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sichtigen wird zwar prinzipiell anerkannt,
die praktischen Zugeständnisse die die In-
dustriestaaten dafür machen wollen sind
jedoch völlig unzureichend. Ähnliches gilt
für das ebenfalls in Doha gemachte Ver-
sprechen, die in den WTO-Verträgen ent-
haltenen Bestimmungen zur Vorzugsbe-
handlung der Entwicklungsländer (Speci-
al and Differential Treatment) effektiver zu
machen. Die Industrieländer stimmen die-
sem Ziel zu, lehnen aber alle konkreten
Vorschläge der Entwicklungsländer ab. 

Während die Industriestaaten also
nicht zu substanziellen Zugeständnissen
bereit sind, drängen sie weiterhin aggres-
siv auf die Umsetzung ihrer Agenda. Ge-
rade die EU fordert gegen den Wider-
stand der Mehrzahl der Entwicklungslän-
der die Erweiterung der WTO-Kompeten-
zen auf neue Themen wie Investitionen
und Wettbewerbsrecht. Die endgültige
Entscheidung soll auf der 5. WTO-Mini-
sterkonferenz im September in Cancún

fallen. Vor dem Hintergrund der ungelö-
sten Konflikte in praktisch allen Verhand-
lungsbereichen erscheint es fraglich ob
dort mit Ergebnissen zu rechnen ist und
noch mehr ob diese dem Anspruch einer
Entwicklungsrunde gerecht werden kön-
nen. 

Die Studie beleuchtet die Hintergründe
dieser Fragen und versucht sie auch für
jene nachvollziehbar darzustellen, die
sich nicht täglich mit der internationalen
Handelspolitik beschäftigen. Nach einem
kurzen Überblick über Entstehungsge-
schichte und Grundprinzipien der WTO
werden die bestehenden Abkommen vor
allem mit Blick auf ihre Wirkungen auf
Entwicklungsländer skizziert und deren
Forderungen nach einer entwicklungs-
freundlichen Reform dargestellt. Die Aus-
einandersetzung über die neuen Themen
Investitionen, Wettbewerbsrecht, öffentli-
ches Beschaffungswesen und administra-
tive Handelserleichterungen werden
ebenso beschrieben wie der Zusammen-
hang zwischen den Handelsregeln der
WTO und den Nachhaltigkeitsthemen

Umweltschutz und soziale Entwicklung.
Der Rückblick auf den umstrittenen Ver-
lauf der Verhandlungen in Doha macht
die institutionellen Ungleichgewichte der
WTO deutlich und erklärt das Zustande-
kommen des in vielen Punkten unklaren
Verhandlungsmandats. Die Analyse die-
ses Mandats und die Darstellung der bis-
herigen Verhandlungen schließen sich
an. Ein Plädoyer für eine wirkliche Ent-
wicklungsrunde, die eine grundsätzlich
andere Vorgehensweise der Industrielän-
der erfordern würde schließt die Studie
ab.

Die Studie von Tobias Reichert und
Michael Frein kann bestellt werden unter: 
Forum Umwelt & Entwicklung, 
Tel.: 0228/359704
info@forumue.de 

Tobias Reichert

Der Autor ist Koordinator der AG Handel und Leiter
der Projektstelle Handel des Forums Umwelt & Entwick-
lung.

Nachhaltiges Plenum 
Lokale Agenda 21 Netzwerk Deutschland (LAND) 
traf sich Ende April in Dortmund

Wenn aus Rostock, Bremen, Hamburg,
Hannover, Berlin, Leipzig, Freiberg, Er-
furt, München und anderen Städten
Agenda-Aktive zusammenkommen, ha-
ben sie sich natürlich zu erzählen, wie es
in ihren Städten vorangeht mit der Nach-
haltigkeit. Und es ist für die einen An-
sporn, was die anderen geschafft haben.
Aus den Erfahrungen der anderen Teil-
nehmenden haben in jedem Fall alle pro-
fitiert – ob von Kampagnen und Öffent-
lichkeitsarbeit wie von Erfahrungen mit
eigenen Stiftungen in München und Leip-
zig. Konsens war, dass Zeiten knapper
Kassen auch als Chance für nachhaltige
Entwicklung gesehen werden können und
dass vieles nicht vom Geld abhängt,
Geldmangel statt dessen auch zu mehr
Kooperation unter den Akteuren beiträgt.
Auf der einen Seite geht in den Kommu-
nen die programmatische Arbeit weiter,
wobei  z.B. in Leipzig die Umsetzungs-
kontrolle in den Vordergrund rückt, auf
der anderen Seite wird die Projektland-
schaft vielfältiger (Bürgerhaushalt). Der
Trend war in jedem Fall die Ansicht, dass
ohne Schönrederei die verschiedenen

Agenda-Akteure mehr sind als ein Häuf-
chen Unentwegter und dass die Lokale
Agenda 21 eine Zukunftschance ist.

Konkret wurde die Arbeitsplanung
2003/04 beschlossen: 
❑Zum Schwerpunkt Konsolidierung von

Agenda-Prozessen werden eine Umfra-
ge und ein weiteres Plenum im Oktober
stattfinden. 

❑Zum Thema Erneuerbare Energien auf
kommunaler Ebene führt LAND Anfang
März 2004 eine Konferenz in Freiberg
durch. 
Außerdem sind geplant: Indikatoren in

der Lokalen Agenda, Übertragung der In-
ternetseite www.Lifeguide-Muenchen.de
auf andere Städte, Öffentlichkeitsarbeit
für Nachhaltigkeit sowie Finanzierungs-
möglichkeiten durch Stiftungen.

LAND wurde 1998 durch VertreterIn-
nen von Nichtregierungsorganisationen,
Agenda- und Beratungsbüros in deut-
schen Großstädten initiiert, die sich aktiv
um einen erfolgreichen Agenda 21-Pro-
zess in ihren Städten bemühen. Seit 2000
ist es als Arbeitsgruppe „Lokale Agenda
21“ im Forum Umwelt & Entwicklung ak-

tiv. Sprecherin ist Dörte Bernhardt 
(bernhardt@germanwatch.org), Stellver-
treter sind Josef Ahlke (Stadt Erfurt) und
Lars Vogelsang (Agenda-Agentur Berlin).

LAND ist ein offenes Netzwerk von Ak-
teuren aus derzeit 18 Kommunen, die ih-
re Erfahrungen bei der Umsetzung der
Lokalen Agenda 21 austauschen und sich
gegenseitig durch Lobbyarbeit auf der
nationalen Ebene unterstützen. Sie liefern
u.a. Beiträge zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Agenda-Prozesse
vor Ort und entwickeln neue Lösungskon-
zepte, Strategien, Instrumente für die
Steuerung und Bewertung von Zukunfts-
fähigkeit (Indikatoren) sowie Methoden für
die Stabilisierung der Lokalen Agenda 21
und deren Umsetzung.

Gudrun Vinzing

Die Autorin ist Mitarbeiterin bei der Grünen Liga, Ber-
lin und der LAND Geschäftsstelle.

Weitere Informationen über LAND siehe: 
http://www.agenda21-netzwerk.de, Kommunen;
www.forumue.de, Lokale Agenda 21.
Das ausführliche Protokoll des Plenums sowie weitere
Auskünfte sind bei der Geschäftsstelle zu erhalten. 
030/443391-64, berliner.agenda21@grueneliga.de
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Der globale Klimawandel wird in
zunehmendem Maße bestehende
Entwicklungsziele gefährden und
bedroht besonders die ärmsten Tei-
le der Weltbevölkerung. Gleichzei-
tig hängen Fortschritte in der inter-
nationalen Klimapolitik in den
nächsten Jahren auch vom klima-
politischen Einsatz der Entwick-
lungsländer ab. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die
Frage, ob Entwicklungs-NRO (Nicht-

Regierungs-Organisationen) dem Klima-
wandel und Umwelt-NRO den Realitäten
und der Rolle der Entwicklungsländer im
ausreichenden Maße Rechnung tragen.

Die Europäische Kommission versucht
jedenfalls ihre bisherigen Defizite bei der
Verknüpfung von Klimaschutz und Ent-
wicklungspolitik aufzuarbeiten und hat im
März nach mehrjährigem Anlauf eine
Mitteilung zum Thema „Klimaschutz im
Kontext der Entwicklungszusammenar-
beit“ (Komm(2003)85) veröffentlicht. Die-
se Kommissionsmitteilung bietet eine gute
Grundlage für eine Diskussion innerhalb
und zwischen Umwelt- und Entwicklungs-
verbänden. Dabei sollte auch eine Ver-
ständigung zum Thema CDM (Clean De-
velopment Mechanism) im Rahmen der
Entwicklungs- und der Klimapolitik erzielt
werden. Der vorliegende Artikel lädt zu
dieser Diskussion ein.

Besondere Bedeutung des Klima-
wandels für die Entwicklungsländer

Zwischen Klimaschutz und nachhaltiger
Entwicklung in Entwicklungsländern exi-
stieren eine Vielzahl von Verbindungen.
Es ist inzwischen wissenschaftlicher Kon-
sens, dass sich die Erde in einem noch nie
dagewesenen Tempo erwärmt. Schuld ist
der von Menschen verursachte Ausstoß
von Treibhausgasen, der seit der Beginn
der Industrialisierung stetig wächst. Die
Erfolge der Entwicklungsarbeit drohen
durch die Folgen dieses Wandels (Über-
schwemmungen, Dürre, Unwetter, Epide-
mien) in bestimmten Entwicklungsländern
zunichte gemacht zu werden. Die Kapa-

zitäten der Entwicklungsländer, mit den
Auswirkungen fertig zu werden, sind
durch Mangel an Expertise und Finanz-
mitteln begrenzt.

Die historisch Verantwortlichen für die-
ses Dilemma sind wir, die Industriestaaten
des Nordens. Die versprochenen Emissi-
ons-Einsparungen (etwa unter dem Proto-
koll von Kioto) werden nur zögerlich um-
gesetzt. Der Treibhausgas-Ausstoß welt-
weit steigt weiter an. Langfristig lässt sich
die Klimakatastrophe nur vermeiden,
wenn sowohl die Industrieländer stärker
umsteuern als auch die heutigen Entwick-
lungsländer nicht denselben Weg der en-
ergieintensiven Industrialisierung auf
Grundlage von Kohle und Öl gehen. Ver-
ständlicherweise befürchten sie jedoch,
dass mit dieser Argumentation das für ihr
Wohlergehen notwendige Wirtschafts-
wachstum beschnitten werden soll.

Klimapolitik hat in Entwicklungsländern
eine andere Bedeutung als in den treibh-
ausgasintensiven Wirtschaften des Nor-
dens. Angesichts der drohenden Auswir-
kungen muss ein Schwerpunkt auf vorsor-
genden Anpassungsmaßnahmen liegen.
Für die Länder selbst sind Armuts-
bekämpfung, Gesundheitsprobleme und
Energieversorgung die Prioritäten. So-
wohl Umwelt- als auch Entwicklungs-
NRO sollten großen Wert darauf legen,
dass die erheblichen Potenziale für die
gleichzeitige Integration von Klimaschutz,
etwa bei Immissionsschutzmaßnahmen,
der Stromversorgung ländlicher Gegen-
den, etc. genutzt werden.

Probleme bei der Umsetzung des CDM
Klimapolitische Entscheidungen können

die Entwicklungspolitik entscheidend prä-
gen. Im Rahmen des internationalen Kio-
to-Protokolls zur Bekämpfung des Klima-
wandels wurde der sogenannte Clean
Development Mechanism (CDM) geschaf-
fen, ein marktwirtschaftliches Instrument
zur Kostensenkung, das gleichzeitig der
nachhaltigen Entwicklung dienen soll.
Projekte in Entwicklungsländern liefern
dabei zertifizierte Reduktionslizenzen,
die dann verkauft und zur Zielerreichung
in Industrieländern eingelöst werden kön-

nen. Die niederländische Regierung, Vor-
reiterin in diesem Gebiet, hat kürzlich 18
Projekte zur Genehmigung als CDM-Pro-
jekte eingereicht. Der Grossteil hätte je-
doch ganz offensichtlich ohnehin stattge-
funden und ist damit von sehr zweifelhaf-
tem Nutzen für das Klima. Ein Drittel der
Lizenzen kommt zudem aus großen Stau-
dammprojekten.

Während in vielen Bereichen der Ent-
wicklungspolitik als Lektion der letzten 50
Jahre von der traditionellen, nicht in die
Gesamtentwicklung eines Landes inte-
grierten Projektarbeit Abschied genom-
men wird, erlebt sie unter dem Mantel der
Klimapolitik eine fragwürdige Renais-
sance. Bis Jahresende werden weltweit
gut 300 Projekte erwartet, noch bevor
das Kioto-Protokoll überhaupt in Kraft ge-
treten ist. Es besteht zudem die Gefahr,
dass der CDM aus dem Entwicklungs-
haushalt bezahlt wird (dies wird derzeit
sowohl in der Kommissionsmitteilung als
auch im Rahmen der OECD diskutiert),
und damit Gelder für andere Entwick-
lungsarbeit gemäss den Prioritäten eines
Landes verloren gehen.

Kommissionsmitteilung zu Klimaschutz
und Entwicklungszusammenarbeit

Die Europäische Union hat sich beim
Klimaschutz bisher international positiv
profiliert. Im Rahmen des 1998 ange-
stoßenen Cardiff-Prozesses versucht die
EU, die Integration von Umweltschutzü-
berlegungen zu konkretisieren, zu der sie
nach Artikel 6 des Amsterdamer Vertra-
ges verpflichtet ist. In diesem Zusammen-
hang hat die Kommission im März eine
Mitteilung zur Integration von Klimaschutz
in die Entwicklungspolitik veröffentlicht.
Die Mitteilung hat durchaus ein paar po-
sitive Elemente. So soll der Klimaschutz in
den Bereichen Technologie-Transfer und
Forschung berücksichtigt werden, Fortbil-
dungen zum Klimaschutz für EU-Beamte
durchgeführt, Klimaschutzparameter
durch EIB (European Investment Bank) und
EBRD (European Bank for Reconstruction
and Development) berücksichtigt und die
Entwicklungsländer zum Klimawandel be-
raten werden.

Klimaschutz und Entwicklungspolitik - 
„das eine geht nicht ohne das andere“
Plädoyer für einen themenübergreifenden Dialog

Weitere Berichte
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Dem Ansatz der Kommission zur Inte-
gration des Klimaschutzes mangelt es je-
doch an konkreten Maßnahmen und in
einigen Passagen auch an der Problemer-
kenntnis, daß die klassische Infrastruktur-
förderung in den Entwicklungsländern vor
allem im Verkehrsbereich dem Klima-
schutz entgegen steht. Zudem droht vor
allem ein Element der Kommissionsmittei-
lung die Probleme zu verschärfen. Die EU
zieht in Betracht Entwicklungshilfegelder
zur Vorbereitung von CDM-Projekten zu
verwenden, wenn diese auch die Ent-
wicklung fördern. Dieser Vorschlag dürfte
aber einen Verstoß gegen die von der EU
mitverhandelten Regeln für die Umset-
zung des Kioto-Protokolls (Abkommen

von Marrakesch) darstellen, die besagen,
dass CDM-Projekte nicht zu einer Verla-
gerung von Entwicklungshilfe zu CDM-
Projekten führen dürfen.

Des weiteren ist in den Passagen zum
CDM auch nicht von einer Beteiligung der
NRO die Rede.

Die Rolle der Nicht-Regierungs-
Organisationen

Die hier angerissenen Probleme ver-
deutlichen, wie eng Entwicklungspolitik
und Klimaschutz oft miteinander verzahnt
sind. Der drohende Klimawandel hat in
den vergangenen Jahren oft die Tages-
ordnung internationaler Verhandlungen
bestimmt und dabei von anderen Themen

Aufmerksamkeit abgezogen. Es ist an der
Zeit zu erkennen, dass viele der beste-
henden Probleme nicht isoliert voneinan-
der betrachtet werden können. Um Pro-
bleme zu analysieren, mögliche Synergi-
en zu nutzen und mehr politischen Druck
auszuüben, müssen Entwicklungs- und
Klimaschutz-Gruppen kooperieren, von-
einander über ihre komplexen Sachge-
biete lernen, und letztlich mit einer ein-
heitlicheren Stimme sprechen. Deshalb
strebt CAN-Europe auf europäischer Ebe-
ne an, unter anderem zur Kommissions-
mitteilung in einen engen Dialog mit dem
neu gegründeten europäischen Entwick-
lungs-Dachverband Concord zu gehen.
Gleichzeitig möchten CAN-Europe und
das Forum Umwelt & Entwicklung zu ei-
ner Diskussion über die Vereinbarkeit von
Entwicklung und Klimaschutz einladen.

Rüdiger Margull

Der Autor ist Mitarbeiter beim Climate Action Network
(CAN) Europe

Eine Zusammenfassung der Kommissionsmitteilung 
erscheint in der nächsten Germanwatch-Zeitung. 
Die Kommissionsmitteilung ist im Internet beziehbar 
unter http://europa.eu.int/comm/
Für die Sondersitzung der AG Klima zur Kommissions-
mitteilung sowie zum WBGU-Gutachten zu globaler En-
ergiepolitik, Klimaschutz und Entwicklung wenden Sie
sich bitte an:
Anja Köhne und Manfred Treber, Germanwatch
home@anjakoehne.de, treber@germanwatch.org

Der Umwelt-Dachverband Climate
Action Network (CAN)-Europe wirkt
auf die Entwicklung und Implementie-
rung einer starken und kohärenten
Klimaschutz-Politik auf internationa-
ler, EU- und nationaler Ebene hin.
Des weiteren ist er ein Knotenpunkt
des weltweiten Netzwerkes CAN,
welches die Koordination der klima-
bezogenen Arbeit von 330 Nicht-Re-
gierungsorganisationen in allen Tei-
len der Welt unterstützt. Er stellt Infor-
mationen zu entscheidenden Ent-
wicklungen in der EU-Politik zur Ver-
fügung und repräsentiert die Ansich-
ten seiner 85 Mitgliedsorganisatio-
nen bei Gesprächen mit zentralen
Akteuren der EU Politik.
CAN-Europe, 48 Rue de la Charité,
1210 Brussels, Belgium
Tel:+32 2 229 52 20, 
E-Mail: info@climnet.org, 
Internet: www.climnet.org
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Gemäss der Beschlüsse von Marra-
kesch sollen Projekte, die Kohlen-
stoffkredite im Rahmen des Clean
Development Mechanismus erzeu-
gen, sowohl die nachhaltige Ent-
wicklung eines Landes unterstützen
also auch zur Verringerung von
Emissionen beitragen. Dies gilt
auch für Senkenprojekte, die eine
Registrierung im CDM anstreben. 

Es mehren sich jedoch die Anzeichen,
dass die Realiät solcher Senkenprojek-

te ganz anders aussieht: Widersprüchli-
che Projektunterlagen, Subventionierung
von industriellen Eukalyptusplantagen
samt ihrer negativen Umweltauswirkun-
gen, Einschüchterung der lokalen Bevöl-
kerung, und Diskreditierung von kriti-
schen Stimmen, um die Unterstützung für
Projektvorhaben zu sichern. Dies sind die
Charakteristika des vom Prototype Carb-
on Fund (PCF) der Weltbank forcierten
Plantar Projekts, an dem durch PCF Betei-
ligung auch zwei deutsche Unternehmen,
RWE und die Deutsche Bank, beteiligt
sind (siehe Forum Rundbrief 3/2002). 

Im Rahmen des Plantar Projektes sollen
im brasilianischen Bundesstaat Minas
Gerais auf 23,000 ha Eukalyptusplanta-
gen für die Erzeugung von Holzkohle für
die Eisenverhüttung angelegt werden.
Die Befürworter des Projekts argumentie-
ren, dass die Anlage neuer Plantagen er-
folderlich ist, um das Überleben der auf
Holzkohle basierenden Eisenverhüttung
zu sichern, und eine Substitution von
Holzkohle durch fossile Energieträger zu
verhindern. Zusätzlich strebt Plantar den
Verkauf von Kohlenstoffkrediten, die aus
den industriellen Holzplantagen des Pro-
jektes stammen, an. 

Umweltorganisationen haben zahlrei-
che Unstimmigkeiten in den Projektunter-
lagen aufgedeckt, die auch nach mehre-
ren Nachbesserungen der Planungsunter-
lagen nicht behoben sind1. Auch die Prü-
fung des Projektes durch Det Norske Veri-
tas (DNV) hat den grundlegenden Mangel
an positiven Klimaschutzwirkungen des
Projekts, der von Umweltorganisationen
aufgedeckt wurde, bestätigt. DNV schreibt
im Schlussbericht, dass sie die Dauerhaf-
tigkeit und langfristige positive Klimawir-
kungen der Aufnahme und Speicherung
von Kohlenstoff – auf der das Projekt ba-
siert – nicht garantiert sehen. Schon diese

technischen Bedenken stellen die Klima-
schutzwirkung des Projektes in Frage. Be-
sorgniserregend aber ist die Reaktion der
Betreiberfirma sowie des PCF Manage-
ments auf legitime und fundierte Kritik von
über 53 Brasilianischen Organisationen,
Kirchengruppen, Gewerkschaften und
Umweltorganisationen am Plantar Projekt.
In einem Brief legen die Brazilianischen
Gruppen ihre Bedenken gegen das Projekt
dar, schildern die negativen Umweltaus-
wirkungen, die unakzeptablen Arbeitsbe-
dingungen bei der Holzkohleproduktion
und die Notwendigekit einer umfassenden
Landreform, um eine Verbesserung der Le-
bensbedingungen der lokalen Bevölke-
rung zu ermöglichen. Statt auf die im Brief
dargelegte Kritik einzugehen, veröffent-
licht Plantar Zeitungsartikel in der lokalen
Presse, die die unterzeichnenden Organi-
sationen diskreditieren, die Schliessung
der gesamten Plantar Anlagen androhen,
sollte die Unterstützung für das Projekt,
und damit die zusätzlichen Einnahmen für
den Konzern, ausbleiben. In einem Ant-
wortschreiben an die Investoren des PCF
beschuldigt Plantar die Initiatoren des
Briefes des weiteren, Unterschriften ohne
Kenntnis der Unterzeichner hinzugefügt
zu haben – eine Anschuldigung, die jeder
Grundlage entbehrt wie Nachforschungen
von SinksWatch ergaben. Ein schlichter
Vergleich von Unterschriften machte deut-
lich, dasss die Anschuldigungen unhaltbar
sind (siehe www.cdmwatch.org für weite-
re Informationen und den Briefwechsel
zum Plantar Projekt). Die Verbreitung sol-
cher Anschuldigungen zielt offensichtlich
darauf ab, die Unterzeichner des kriti-
schen Briefes zu diskreditieren und weite-
re kritische Anmerkungen zum Plantar
Projekt zu verhindern.

Plantar Projekt weiterhin Lithmus-Test
für Senken im CDM

Das Plantar Projekt leistet keinen dauer-
haften Beitrag zum Klimaschutz, es trägt
nicht zur nachhaltigen Entwicklung der
von den Plantagen betroffenen Bevölke-
rung bei, die Projektunterlagen beruhen
zum Teil auf überalteten wirtschaftlichen
Annahmen und die Betreiberfirma rea-
gierte auf legitime Kritik an ihren Akti-
vitäten mit Einschüchterung und Diskredi-
tierung. 

„Learning by doing“ ist das Motto des
Prototype Carbon Fund. Die eindeutige
Lektion, die es vom Plantar Projekt aus

unserer Sicht zu lernen gilt, ist dass indu-
strielle Plantagen nicht mit den Zielen des
CDM vereinbar sind, und folglich solche
Projekte von der Registrierung im CDM
ausgeschlossen werden müssen. Andern-
falls wird für die lokale Bevölkerung in
Minas Gerais nachhaltige Entwicklung
zur Farce, denn sie beschert ihnen vor al-
lem mehr Eukalyptusplantagen, weniger
Aussicht auf eine faire Landreform und
vermehrte Einschüchterung durch die Be-
treiber von CDM Plantagenporjekten, die
keine noch so legitime Kritik an ihren
Praktiken zu dulden scheinen.

Eine Entscheidung darüber, ob die
Plantar Plantagen als CDM Projekt aner-
kannt werden, wird zwar erst fallen,
nachdem Regierungen auf der 9. Ver-
tragsstaatenkonfernz 2003 die Anforde-
rungen für Senkenprojekte im CDM be-
schlossen haben. Sollten diese Anforde-
rungen jedoch so niedrig ausfallen, dass
sie eine Anerkennung des Plantar Projek-
tes erlauben, wäre dies eine Bankrotter-
klärung für die Ziele des CDM. Ein sol-
ches Vorgehen würde nicht nur die Effek-
tivität und Glaubwürdigkeit des CDM,
sondern auch die des Kyoto Protokolls in
Frage stellen.

Jutta Kill

Die Autorin ist Mitarbeiterin von Fern und 
Ko-ordinatorin von SinksWatch.
Kontakt: jutta@fern.org; www.sinkswatch.org

1 Kommentare von Umweltorganisationen zum Projekt
sind auf der Webseite des Prototype Carbon Fund
(http://prototypecarbonfund.org; Projekte, Plantar)
weitere Informationen zum Projekt auf den Seiten von
SinksWatch www.sinkswatch.org, einzusehen.

Kontroverse über mögliches 
CDM-Plantagen-Projekt geht weiter

SinksWatch 
Um zu verhindern, dass Projekte wie
das oben beschriebene Senkenpro-
jekt finanzielle Gewinne aus dem
Verkauf von Kohlenstoffkrediten ohne
Klimaschutzwirkung erzielen, haben
Fern und das World Rainforest Mo-
vement SinksWatch ins Leben geru-
fen. Ziel der Initiative ist es, Senken-
projekte frühzeitig zu identifizieren
und die Registrierung von solchen
Projekten, die keinen eindeutigen
Beitrag zum Klimaschutz leisten, zu
verhindern. 
Infos unter:
www.sinkswatch.org 
www.cdmwatch.org
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Fair Trade - Fair Work - Soziale
Gestaltung der Globalisierung
Fachkonferenz
23. Juni 2003
Willy-Brandt-Haus, Berlin
Durch die auf der 4. WTO-Mini-
sterkonferenz angenommene Mi-
nistererklärung wurden die Ver-
handlungen zum allgemeinen
Übereinkommen über den Handel
mit Dienstleistungen (GATS) in die
umfassende neue Verhandlungs-
runde integriert. Die aktuellen Dis-
kussionen um die Dienstleistungs-
verhandlungen gehen uns alle an.
Liberalisierung kann kein Selbst-
zweck sein, sondern muss mit ei-
ner umfassenden Entwicklungs-
strategie einhergehen. Kohärenz
zwischen Handels- und Entwick-
lungszielen kann nur heißen, dass
die Bekämpfung der Armut im
Vordergrund steht. Die Proteste
der Zivilgesellschaft und die Sor-
gen und Ängste der Menschen
vor einer sozial nicht ausgewo-
genen Globalisierung zeigen,
dass wir alle gefordert sind, die
zahlreichen Initiativen wie Global
Compact oder die Verhaltensko-
dizes zwischen Unternehmen und
Gewerkschaften zu stärken, um
eine soziale Gestaltung der Glo-
balisierung zu verwirklichen. 
Auf der Konferenz des Forums Ei-
ne Welt soll Bilanz gezogen wer-
den mit VertreterInnen aus Politik,
Wirtschaft, Gewerkschaften und
Nichtregierungsorganisationen
und Vorschläge für die zukünftige
Gestaltung der Globalisierung im
Sinne einer nachhaltigen und so-
zialen Entwicklung erarbeitet wer-
den.
Informationen:
Forum Eine Welt
Konstantin Woinoff
Willi-Brandt-Haus, 
Wilhelmstr. 141
10963 Berlin
Tel.: 030-25991141/142
Fax: 030-25991509
konstantin.woinoff@spd.de

Bildungswerkstatt Wasser
25. Juni 2003
Maximilianpark Hamm
Die Bildungswerkstatt Wasser
möchte neben der alltäglichen
Wissensvermittlung wasserbezo-

gener Themen innovative und
kreative Projekte und deren Er-
probung in der Praxis der sehr
unterschiedlichen Bildungsträger
abrufen und deren Know-How
dem Kreis der Multiplikatoren zu-
gänglich machen. Die Veranstal-
tung soll zu einer stärkeren Ver-
netzung der pädagogischen
Aktivitäten führen und die ge-
meinsame Bildungsarbeit fördern.
Dieser Fachkongress findet im
Rahmen der Hammer Wasserwo-
chen vom 19. bis 29. Juni 2003
statt. 
Informationen:
Natur- und Umweltschutz-Aka-
demie NRW (NUA)
Postfach 101051
45610 Recklinghausen
Tel.: 02361-305-344, 
-345, -337 
Fax: 02361-305-340
E-Mail: nua-z@nua.nrw.de
www.nua.nrw.de

Wasser ins Rathaus?! - Wege
zu einer ökologischen und 
sozialen Wasserversorgung
Tagung 
27. - 29. Juni 2003
Iserlohn
Kommunen steht nicht nur finan-
ziell das Wasser bis zum Hals.
Die Finanzkrise erhöht auch den
Druck auf die Rathäuser, die kom-
munale Wasserwirtschaft zu pri-
vatisieren. Mit grenzüberschrei-
tenden Verpachtungen z.B. von
gemeindeeigenen Kanalnetzen an
US-Investoren versuchen immer
mehr Kommunen ihren Haushalt
zu sanieren. Für Außenstehende
wie Insider sind diese Entwicklun-
gen kaum noch durchschaubar.
Im Internationalen Jahr des Was-
sers gibt die Tagung einen fun-
dierten und komprimierten
Überblick über den Stand der Din-
ge. Sie  fragt nach den Folgen
der Privatisierung dieses Kernbe-
reichs kommunaler Daseinsvor-
sorge. Darüber hinaus werden
Querverbindungen zu den inter-
nationalen Liberalisierungsbe-
strebungen im Wassersektor be-
sonders in der Entwicklungszu-
sammenarbeit aufgezeigt. Was
ist zu tun? Im Mittelpunkt stehen
konkrete kommunalpolitische An-

satzpunkte und Strategien für ei-
ne zukunftsfähige kommunale
Trinkwasserversorgung. 
Informationen:
Institut für Kirche und 
Gesellschaft 
Margrit Püster/Pfr. Klaus Breyer
Tel.: 02371-352187
Fax: 02371-352-169/-299
E-mail: m.puester@
kircheundgesellschaft.de
www.kircheundgesellschaft.de

Wi(e)der die Flut
Flusskonferenz
05. Juli 2003 
Kulturpalast Dresden
Flusslandschaften wurden in den
letzten Jahrzehnten zunehmend
auf ihre Funktion als Wasser-
straßen oder Ablaufkanäle redu-
ziert. Sie wurden begradigt und
vertieft, ihre Ufer befestigt, Deiche
zu eng um sie gezogen. Diese
Maßnahmen haben die Flüsse ih-
rer natürlichen Überschwem-
mungsgebiete beraubt. Die Flut-
katastrophe des vergangenen
Sommers an Elbe, Mulde und Do-
nau hat gezeigt, wohin eine
falsche Flusspolitik führen kann,
Maßnahmen zum Hochwasser-
schutz müssen daher schnell um-
gesetzt werden, um ähnlichen Ka-
tastrophen vorzubeugen. Nach-
haltige Flusspolitik heißt, den Flüs-
sen wieder mehr Raum zu geben
und Überschwemmungsgebiete
zu renaturieren. An einem vor-
sorgenden Hochwasserschutz
müssen Kommunen, Länder, der
Bund und Anrainerstaaten ge-
meinsam arbeiten. Die Flusskon-
ferenz hat sich dieses als The-
menschwerpunkt gesetzt und
möchte ökologische Konzepte für
eine vorsorgende Hochwasserpo-
litik mit allen Betroffenen, Fach-
leuten und  Interessierten disku-
tieren. 
Informationen:
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Platz vor dem Neuen Tor 1
10115 Berlin
Tel.: 0351-4940108
Fax: 030-28442250
E-Mail: info@gruenesachsen.de 
http://service.gruene.de/akkre-
ditierung

Wessen Eigentum? Pa-
tentierung von pflan-

zengenetischen Ressourcen:
Motor für den Norden? Bremse
für den Süden?

Tagung
07. - 09. Juli 2003
Der weitaus größte Teil der biolo-
gischen Vielfalt und damit der
pflanzengenetischen Ressourcen
der Erde ist in den Ländern des
Südens beheimatet. Indigene Völ-
ker verfügen über ein in Jahrhun-
derten gewachsenes Wissen über
die medizinische Wirkung vieler
Pflanzen. Für mulinationale Un-
ternehmen, etwa für die Pharma-
und Saatgutindustrie, ist die bio-
logische Vielfalt ein wichtiger Roh-
stoff. In der Pflanzenzucht stellen
lokale Sorten einen wertwollen
Genpool für die Entwicklung neu-
er Sorten dar. Die Menschen im
Süden ahnen vielfach nicht, dass
ihr traditionelles Wissen in Form
von Patenten in das geistige Ei-
gentum nördlicher Konzerne
übergehen könnte. Dabei ist ge-
nau dies der Fall. Das Abkom-
men der Welthandelsorganisation
(WTO) über Rechte an geistigem
Eigentum zwingt alle WTO-Mit-
glieder dazu, Mindeststandards
für den Patentschutz einzuhalten.
Während dadurch die Rechte der
multinationalen Unternehmen des
Nordens gestärkt werden, wird
das traditionelle Wissen des Sü-
dens als frei und unentgeltlich zu-
gänglich betrachtet. Hier werden
Befürchtungen laut, TRIPs beför-
dere eine einseitige Begünstigung
des Nordens auf Kosten des Sü-
dens. 
Die laufenden Verhandlungen um
das TRIPs-Abkommen sind einge-
bettet in die sogenannte Entwick-
lungsagenda der WTO. Nach
dem Scheitern der Welthandels-
konferenz in Seattle 1999 hatten
die Industrieländer 2001in Katar
den Ländern des Südens verspro-
chen, ihre Entwicklungsinteressen
künftig in besonderer Weise zu
berücksichtigen. Zwei Monate vor
der nächsten Welthandelskonfe-
renz im September in Cancún
wird zu diskutieren sein, inwie-
fern die Industrieländer ihre Ver-
sprechen einhalten.

Veranstaltungen/Termine
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Daher geht es auf dieser Tagung
um den aktuellen Stand der Ver-
handlungen um das internationa-
le Patentregime im Rahmen des
TRIPs-Vertrages der WTO und um
die Argumente des Südens: Sind
Patente auf pflanzengenetische
Ressourcen ein Motor für den
Norden und eine Bremse für den
Süden? Dabei sollen insbesonde-
re Fragen des Schutzes von tra-
ditionellem Wissen, des gerechten
Zugangs zu genetischen Ressour-
cen sowie eine faire Beteiligung
an den aus der Nutzung entste-
henden Gewinnen diskutiert wer-
den. Zahlreiche ExpertInnen aus
aller Welt stehen als Gespräch-
spartner dieses internationalen
Workshops zur Verfügung. Ta-
gungssprachen sind englisch und
deutsch, es findet eine Simultanü-
bersetzung statt. 
Informationen:
Institut für Kirche und 
Gesellschaft 
Margrit Püster/Dr. Gudrun 
Kordecki
Tel.: 02371-352187
Fax: 02371-352-169/-299
E-mail: m.puester@
kircheundgesellschaft.de
www.kircheundgesellschaft.de

Ware Kind? Strategien gegen
den internationalen Kinder-
handel
Tagung 
11. - 13. Juli 2003
Ev. Akademie Hofgeismar
Freie Marktwirtschaft in ihrer
schlimmsten Ausprägung: Überall
auf der Welt werden Mädchen
und Jungen Opfer von Kinder-
handel. Sie gelangen als billige
Arbeitskräfte in Fabriken oder auf
Plantagen, liefern Nachschub für
Bordelle oder werden als ge-
schickte Bettler und Drogenkurie-
re missbraucht. Auch Babys ha-
ben längst einen Marktwert, denn
mit kommerzieller Adoption lässt
sich ebenfalls viel Geld verdie-
nen. Die Hintergründe und Funk-
tionsweisen dieser skrupellosen
Ausbeutung von Kindern sowie

mögliche Strategien im Kampf ge-
gen den internationalen Kinder-
handel stehen im Zentrum der Ta-
gung. Fachleute aus Justiz, Politik
und Nichtregierungsorganisatio-
nen berichten von ihren Erfah-
rungen und stellen Handlungs-
ansätze vor. Was hat Kin-
derhandel mit uns zu tun? Welche
Rolle hat die Zivilgesellschaft?
Welche Möglichkeiten haben Po-
lizei und Justiz? Was tut die Re-
gierung? Diese Fragen wollen Ex-
perten und interessierte Gäste ge-
meinsam diskutieren und darauf
aufbauend Handlungsoptionen
entwerfen. 
Informationen:
Ev. Akademie
Frau Lerner
PF 1205
34362 Hofgeismar
Tel.: 05671-881-118/-0
Fax: 05671-881-154 oder
925205
E-Mail: ev.akademie.
hofgeismar@ekkw.de 
www.akademie-hofgeismar.de

Umweltkommunikation in na-
turschutzrelevanten EZ-Vorha-
ben - Bildung für nachhaltige
Entwicklung

Vertiefungsseminar
13. - 17. Juli 2002
Internationale Naturschutz-
akademie Insel Vilm
Seit 1999 finden an der Interna-
tionalen Naturschutz-Akademie
Insel Vilm regelmäßig Seminare
zum Naturschutz in der Entwick-
lungszusammenarbeit statt. Es
werden Grundseminare und Ver-
tiefungsseminare angeboten. Die-
ses Vertiefungsseminar soll die
Rolle von Umweltkommunikation
in der Projektvorbereitung und -
durchführung beleuchten; ver-
schiedene Ziele, Zielgruppen und
Instrumente von Umweltkommu-
nikation theoretisch und praktisch
vorstellen; eigene Erfahrungen bei
der Konzeption und Ausführung
von begleitenden Kommunikati-
onsmaßnahmen bei Naturschutz-
vorhaben diskutieren; Empfeh-
lungen für die Verbesserung der
Vorbereitung und Durchführung

von begleitenden Kommunika-
tionsmaßnahmen in Naturschutz-
vorhaben erarbeiten. Das Semi-
nar richtet sich an MitarbeiterIn-
nen von Institutionen und Orga-
nisationen, die an der Schnittstel-
le Naturschutz und Entwicklung
tätig sind. Die Personenzahl ist
auf 20 Personen begrenzt. 
Informationen:
Internationale Naturschutzaka-
demie Vilm
Bundesamt für Naturschutz
Gisela Stolpe
18581 Putbus/Rügen
Tel.: 038301-86113
Fax: 03801-86150
E-Mail: gisela.stolpe@bfn-
vilm.de 

Nach Johannesburg und
Bagdad: Vereinte Natio-

nen oder Koalition der Willi-
gen? Die USA, Europa und die 
Zukunft des Multilateralismus

Johannesburg-
Auswertungstagung 
16. Juli 2003
Bonn
Ein halbes Jahr nach dem UN-
Nachhaltigkeitsgipfel herrscht
Krieg. Der UN-Sicherheitsrat wur-
de von den USA und auch einigen
EU-Ländern übergangen. Eine
»Koalition der Willigen« tritt an
die Stelle des Völkerrechts. Kann
man danach einfach wieder zur
Tagesordnung übergehen? Haben
die ohnehin mageren Ergebnisse
des Johannesburger Gipfels in
Zeiten des globalen Faustrechts
überhaupt noch eine Bedeutung?
Welche Auswirkungen hat dies
auf die Umwelt- und Entwick-
lungsverhandlungen und die kon-
krete Arbeit der NRO? Wird die
UN für die Umwelt- und Entwick-
lungsverbände irrelevant oder
müssen wir uns nun erst recht für
die Stärkung der UN einsetzen?
Und welche Rolle spielt die künf-
tig erweiterte EU dabei für unse-
re Arbeit? Dies sind Fragen, de-
nen wir uns stellen müssen und
die bei dieser Arbeitstagung dis-
kutiert werden sollen. Es werden
u.a. Kurzbeiträge und Diskussio-
nen zu folgenden Themen statt-
finden: Johannesburger Wasser-
beschlüsse und EU-Wasserinitia-

tive; Unternehmensverantwor-
tung; EU-Initiative zu Erneuerba-
ren Energien; Institutionen - Zu-
kunft der UN-Kommission für
Nachhaltige Entwicklung; Nut-
zung Biologischer Vielfalt; EU,
USA und die Zukunft des Multila-
teralismus u.a.
Informationen:
Forum Umwelt & Entwicklung
Am Michelshof 8-10
53177 Bonn
Tel.: 0228-359704
Fax: 0228-92399356
E-Mail: info@forumue.de
www.forumue.de

Faire Woche
Aktions- und Informationswoche 
22. - 28. September 2003
Die zweite bundesweite „Faire
Woche“, die vom 22. bis 28. Sep-
tember stattfindet, will Verbrau-
cher und Verbraucherinnen um-
fassend über einen fairen Handel
mit Entwicklungsländern infor-
mieren. Der Faire Handel, so die
Veranstalter, verbessert die Le-
bens- und Arbeitsbedingungen
von Produzenten-Familien in Afri-
ka, Asien und Lateinamerika, er
steht für partnerschaftliche und
verlässliche Handelsbeziehungen,
fördert soziale
Gerechtigkeit und den schonen-
den Umgang mit natürlichen Le-
bensgrundlagen. Die Faire Wo-
che soll eine Brücke schlagen
zwischen lokalen und überregio-
nalen Aktionen und Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern hier und
benachteiligten Kleinbauern oder
Plantagenarbeiterinnen in Ent-
wicklungsländern. Veranstaltet
wird sie von einem breiten Bünd-
nis von Akteuren des Fairen Han-
dels. Eine Homepage liefert Hin-
tergrundberichte,
Fotos von Aktionen sowie eine
Übersicht der geplanten Veran-
staltungen.
Informationen:
www.faire-woche.de
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Kampagnen

ZOOM - Auf Kinderfüßen
durch die Welt: Kinder sam-
meln Grüne Meilen für das
Weltklima
Am 3. Juni 2003 fiel in Straßburg
der offizielle Startschuss für die
Kampagne „ZOOM - Auf Kin-
derfüßen durch die Welt“. Bis No-
vember 2003 werden Kinder zwi-
schen vier und zehn Jahren aus
ganz Europa Grüne Meilen für
das Weltklima sammeln und tre-
ten damit eine symbolische Reise
zur nächsten UN-
Klimakonferenz in Mailand an.
28.029 Grüne Meilen gilt es dafür
zurückzulegen. Denn so weit ist es
von Brüssel (Sitz der EU) über
Kyoto (Ort des Abschlusses) nach
Mailand. Mit viel Spaß und Be-
wegung dreht sich dann wieder
alles um nachhaltige Mobilität:
die Kinder untersuchen ihre All-
tagswege, erfahren, dass sie auf
leisen Schuhsohlen oder sausen-
den  Rollerreifen das Weltklima
schonen; und wie die Schulwege
von Kindern aus aller Welt aus-
sehen, entdecken sie obendrein.
Eigenständig suchen die Kinder
nach Lösungen, die sie mit Zeich-
nungen oder auf Fotos festhalten.
So entstehen Verkehrsgutachten
aus Kindersicht.
In Mailand werden die europa-

weiten Ergebnisse den Teilneh-
merInnen der neunten UN Klima-
konferenz im Dezember 2003
übergeben. Die Kampagne
ZOOM wird koordiniert vom Kli-
ma-Bündnis der europäischen
Städte, dem European Schoolnet,
Ecologistas en Acción und dem
Verkehrsclub Deutschland. Sie
wird gefördert durch die Gene-
raldirektion Umwelt der Europäi-
schen Kommission.
Informationen: Claudia Schury,
Klima-Bündnis, 
Tel.: 069-717139-14, 
E-Mail: c.schury@
klimabuendnis.org; 
www.zoom-europe.org

GERECHTIGKEIT JETZT! - Die
Welthandelskampagne
Der Welthandel ist Anlass kon-
troverser Diskussionen: führt er zu
mehr Entwicklung und Wohlstand
oder verschärft er die Ungleichheit
zwischen Reichen und Armen im
globalen Maßstab? Die Initiatoren
der Kampagne meinen: Das Welt-
handelssystem ist ungerecht. Die
Regeln des Welthandels wurden
bisher von den Reichen für die
Reichen geschrieben. Armuts-
bekämpfung und die Förderung
nachhaltiger Entwicklung spielen
im Welthandel bisher keine Rolle.
Die USA und Europa verkaufen
überschüssige Lebensmittel zu
künstlich verbilligten Preisen in
Entwicklungsländer. Die Folge:
viele Kleinbauern verlieren ihre
Lebensgrundlage. Immer mehr
Saatgut wird patentiert. Die Fol-
ge: Bauern zahlen Lizenzge-
bühren an multinationale Agrar-
konzerne. Viele Industrieländer
schotten ihre Märkte gegenüber
Produkten aus Entwicklungslän-
dern (z.B. Textilien) ab. Die Folge:
Vielen Ländern entgehen Ein-
kommenschancen. Wichtige Fra-
gen der Handelspolitik werden
hinter verschlossenen Türen ent-
schieden. Die Folge: Demokrati-
sche Kontrolle findet kaum statt
und Industrielobbys geben den
Ton an. Öffentliche Dienste wie
die Wasserversorgung werden
zunehmend privatisiert und dem
internationalen Wettbewerb un-
terworfen. Die Folge: in vielen
Ländern können sich Arme le-
benswichtige Grunddienstleistun-
gen nicht mehr leisten.
Die Regeln des Welthandels wer-
den in der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) festgelegt. Im No-
vember 2001 begann eine neue
Verhandlungsrunde mit dem An-
spruch, die Interessen der Ent-
wicklungsländer in den Vorder-
grund zu stellen. Im bisherigen
Verlauf der Verhandlungen wa-
ren die Industrieländer aber nicht
bereit, auf Forderungen des Sü-
dens einzugehen. Stattdessen
drängt gerade die EU darauf die
Zuständigkeit der WTO auf neue

Bereiche auszuweiten und damit
multinationale Unternehmen wei-
ter zu stärken. Der Entwicklungs-
anspruch ist bislang Rhetorik ge-
blieben. Das muss sich ändern.
Deshalb wurde diese Kampagne
„Gerechtigkeit jetzt! - Die Welt-
handelskampagne“ ins Leben ge-
rufen. 
Die Initiatoren treten für Gerech-
tigkeit im Welthandel ein. Die
Handelsregeln sollen allen Men-
schen, insbesondere den Armen,
und der Umwelt dienen. Die be-
stehende Welthandelsordnung
muss grundlegend umgestaltet
werden. Als Teil einer vielfältigen
internationalen Bewegung laden
die Initiatoren (Brot für die Welt,
BundJugend, EED, FIAN, Forum
Umwelt & Entwicklung, German-
watch, WEED, Misereor) ein, sich
für eine andere deutsche und eu-
ropäische Handelspolitik nach fol-
genden Grundsätzen einzusetzen:
Welthandel geht alle an: Deshalb
brauchen wir eine faire, transpa-
rente und demokratisch kontrol-
lierte Handelspolitik. Freihandel
ist kein Wert an sich: Deshalb
muss Handelspolitik Menschen-
rechten, Armutsbekämpfung und
Umweltschutz dienen. Alle Län-
der haben das Recht, ihre Wirt-
schaft selbst zu steuern: Deshalb
dürfen die politisch und wirt-
schaftlich Starken die ärmeren
Länder nicht länger zur Marktöff-
nung drängen. Angemessene
Ernährung, Bildung und Gesund-
heitsversorgung sind Menschen-
rechte: Deshalb darf die staatliche
Verpflichtung zur Realisierung
dieser Rechte nicht durch die
Welthandelspolitik ausgehöhlt
werden. Menschen und Umwelt
müssen Vorrang vor  Unterneh-
mensprofiten haben: Deshalb
müssen Unternehmen und ihre In-
vestitionen durch verbindliche so-
ziale und ökologische Standards
reguliert werden. 
Informationen: 
Tel.: 0228-3681010, 
info@gerechtigkeit-jetzt.de

Mit Schwung und Energie in
die Zukunft! Europaweite Kam-
pagne für nachhaltige Entwick-
lung in Städten und Gemein-
den

Die Kampagne will unter dem
Motto „Mit Schwung und Energie
in die Zukunft!“ möglichst vielen
Bürgerinnen und Bürgern die Zie-
le einer nachhaltigen Entwicklung
bekannt machen. Dazu sind alle,
die sich für die Nachhaltigkeit im
Sinne der Agenda 21 einsetzen,
eingeladen, mit Beiträgen an der
Kampagne mitzuwirken. So kön-
nen die Beiträge z.B. öffentlich-
keitswirksame Aktionen sein, Vor-
stellung von Projekten von Stadt,
Gemeinde, Landkreis oder Regi-
on; Tag der offenen Tür von Ein-
richtungen; Agenda-21-Fest mit
Kultur und Spaß; Führungen, Ex-
kursionen; Kreative Aktionen und
Wettbewerbe; Ausstellungen und
künstlerische Darstellungen;
Agenda-21-Symposien, Tagun-
gen etc. Vom 21. - 27. September
2003 findet die „Woche der Zu-
kunftsfähigkeit 2003“ als ein Teil
der Kampagne statt. Dort bietet
sich die Gelegenheit, das Thema
zukunftsfähige Entwicklung öf-
fentlich zu machen. Die Auftakt-
veranstaltung findet am 21.9. in
Berlin statt. Am 27.9. findet ein
Langer Tag der Zukunftsfähigkeit
mit Festen, Führungen etc. statt.
Verschiedenste Thementage wie
Wasser, Energie, Frieden etc. be-
gleiten die Kampagne bundes-
weit. Gemeinsame Kampagnen-
elemente und Unterstützung von
Seiten der Initiatoren erfahren die
Kampagnenaktiven durch ge-
meinsame Öffentlichkeitsarbeit für
nachhaltige Entwicklung u.a. mit
Werbematerialien, Medienveran-
staltung, interaktiver Internetseite
mit gemeinsamen Veranstal-
tungskalender, aufbereiteten In-
formationen, Organisieren und
Durchführen von Vernetzungs-
treffen, Erfahrungsaustausch etc.
Informationen: 
www.woche-der-
zukunftsfaehigkeit.de
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Gender und ländliche Entwick-
lung in Afrika
Diese kommentierte Bibliographie
bietet einen umfassenden Über-
blick über die Geschlechterfor-
schung im ländlichen Afrika. Mit
über 1500 Titeln und Kommenta-
ren informiert sie über neue wis-
senschaftliche Erkenntnisse und
aktuelle Erfahrungen aus der Ent-
wicklungszusammenarbeit. U.a.
werden Landrechte, Marktzu-
gang, Agrarberatung und die
Mitwirkung von Frauen in ländli-
chen Entscheidungsgremien er-
läutert. Auch koloniale Eingriffe in
ländliche Anbausysteme, die
nachkoloniale Agrarpolitik sowie
die Auswirkungen von Wander-
arbeit, von HIV/AIDS und von Ent-
wicklungsprojekten auf ländliche
Gesellschaften und ihre Ökono-
mien werden herausgearbeitet.
Über einhundert ethnologische,
soziologische, agrarwissenschaft-
liche und entwicklungspolitische
Fachzeitschriften wurden ausge-
wertet. Außerdem werden alle re-
levanten Monographien und
Sammelbände kommentiert. Ein-
zigartig ist die Dokumentation der
veröffentlichten und unveröffent-
lichten Beiträge afrikanischer
Agrarwissenschaftlerinnen, So-
ziologinnen und Entwicklungsex-
pertinnen zur Thematik. 
Bezug: 
Lit-Verlag, 
Fresnostr. 2, 
48159 Münster, 
Tel.: 0251-235091, 
Berliner Reihe zu Gesellschaft,
Wirtschaft und Politik in 
Entwicklungsländern, 
Spektrum 75, 
ISBN 3-8258-5053-6, 
448 Seiten, 
http://www.lit-verlag.de, 
30,90 €

Plakatmappe Kinderhandel
Der Kinderhandel zwischen afri-
kanischen Staaten geriet im Jahr
2001 in die Schlagzeilen, als ein
mit „Kindersklaven“ beladenes
Schiff, die Etireno, im Golf von
Guinea verschwand. Während
das Rätselraten um das Verblei-
ben des Schiffes anhielt, konzen-
trierten sich die meisten Presse-

berichte auf die Notlage der Kin-
der, die verschleppt worden wa-
ren, um auf Kakaoplantagen in
der Elfenbeinküste zu arbeiten.
Was die meisten Berichte nicht er-
wähnten: Die übergroße Mehr-
zahl verschleppter Kinder arbei-
tet nicht auf den Plantagen, die die
westlichen Schokoladenhersteller
beliefern, sondern es sind
Mädchen, die gezwungen wer-
den, als Dienstmädchen oder
Straßenverkäuferinnen zu arbei-
ten. Im März 2001 reiste der Fo-
tograf Mike Sheil für Anti-Slavery
International nach Benin und Ga-
bun, um das Los dieser Mädchen
zu dokumentieren. Das Ergebnis
ist die Ausstellung „Kinderhan-
del“. Die Ausstellung schaut hin-
ter die Schlagzeilen, auf die Men-
schen, die für die Rechte der
Kinder kämpfen, und fragt, was
getan werden kann, um dieses
schreckliche Geschäft zu been-
den. Neun der insgesamt 18 Pla-
kate der Ausstellung sind als Pla-
katmappe erschienen.
Bezug: 
Werkstatt Ökonomie, 
Obere Seegasse 18, 
69124 Heidelberg, 
Tel.: 06221-43336-0, 
Fax: 06221-43336-29, 
E-Mail: info@woek.de,
www.woek.de/kinderarbeit_
plakatserie.htm, 
7,50 €

Die Industrieländer im Lichte
des Emissionsziels der 
Klimakonvention
Dieses Briefing Papier bietet ei-
nen Rückblick hinsichtlich der Ziel-
erreichung und ergriffenen Kli-
maschutzmaßnahmen zum Emis-
sionsziel der Klimakonvention.
Wenngleich dieses Ziel nicht
rechtsverbindlich formuliert wur-
de, so ist die Frage seiner Errei-
chung doch ein wichtiger Grad-
messer für die Ernsthaftigkeit, mit
der die Industriestaaten ihren Kli-
maschutzpflichten nachkommen.
Nachdem die offiziellen Emissi-
onsstatistiken Ende 2002 vom
UN-Klimasekretariat veröffentlicht
wurden, kann nun die Erfüllung
des Emissionsziels der Klimakon-
vention überprüft werden. Dies er-

folgt, differenziert nach einzelnen
Ländern und Ländergruppen, in
Teil I des Papiers. Inwieweit die In-
dustriestaaten ihre Treibhausga-
semissionen weiter reduzieren
können, hängt entscheidend von
Art und Umfang ihrer in diesem
Sinne ergriffenen Maßnahmen
ab. Ihnen widmet sich Teil II des
Papiers.  
Bezug:
www.germanwatch.org/rio/bp
2000il.htm, E-Mail: riokon-
kret@germanwatch.org.

Die Subventionierung des 
Flugverkehrs
Die Gefahren des globalen Kli-
mawandels verlangen ein ent-
schiedenes Handeln zur Senkung
von Treibhausgasemissionen. Im
Flugverkehr herrscht besonders
dringender Handlungsbedarf im
Hinblick auf den Klimaschutz. Er-
stens ist es das klima-unverträg-
lichste Verkehrsmittel, und zwei-
tens ist die Luftfahrt der einzige
treibhausgasintensive Sektor, der
auch nach Inkrafttreten des Kyo-
to-Protokolls keine verbindliche
Verantwortung im Klimaschutz
übernehmen wird, wenn keine
weiteren Regelungen getroffen
werden. Dennoch erhält die Luft-
fahrtbranche massive öffentliche
Subventionen und wird dadurch
in ihrem Wachstum zusätzlich ge-
fördert. Unter Berücksichtigung
dieses komplexen Sachverhaltes
bietet dieses Briefing Papier eine
aktuelle Bestandsaufnahme. 
Bezug:
www.germanwatch.org/rio/
bpflug03htm, 
E-Mail: riokonkret@
germanwatch.org.

Foliensatz „Energie als Eine-
Welt-Frage“
Der Foliensatz „Energie als Eine-
Welt-Frage“, herausgegeben von
EUROSOLAR (The European As-
sociation for Renewable Energy),
soll Denkanstöße zum Thema En-
ergie für Mensch und Umwelt auf
der Nord- und Südhalbkugel ge-
ben. In Form von Overheadfolien
und Erläuterungstexten sollen die

Zusammenhänge zwischen der
Energieversorgung mit Erdöl, Erd-
gas, Kohle oder Uran und den
vielfältigen Folgen fossiler und
atomarer Energienutzung ver-
deutlicht werden. Dies gelingt den
Machern dieses Informationsma-
terials sehr gut. Es werden neben
den naheliegenden Folgen der
Energienutzung, wie der Klima-
wandel und die Erschöpfung fos-
siler Ressourcen auch weitergrei-
fende Folgen aufgegriffen, wie
z.B. die Entstehung von Konflikten
beim Kampf um die erschöpfli-
chen Ressourcen und die Gefähr-
dung der Gesundheit der Men-
schen. 
Bezug: 
EUROSOLAR, 
Kaiser-Friedrich-Str. 11, 
53113 Bonn, 
Tel.: 0228-3623-73/75, 
Fax: 0228-3612-13/79; 
inter_office@eurosolar.org,
www.eurosolar.org

Wasser für Menschen, Wasser
für Leben
Die globale Wasserkrise wird in
den kommenden Jahren bislang
ungeahnte Ausmaße annehmen.
Zu diesem Ergebnis kommt der
erste Weltwasser-Entwicklungs-
bericht der Vereinten Nationen.
Die Fakten sind seit Jahren be-
kannt. Allerdings fehlt es nach An-
sicht der Verfasser des Berichts an
der Bereitschaft der Politiker, ge-
zielte Maßnahmen zu ergreifen,
die zur Bewältigung der Wasser-
krise führen könnten. Dieser UN-
Bericht liefert eine aktuelle Ana-
lyse über die Verfügbarkeit der
lebenswichtigen Ressource welt-
weit und diskutiert Strategien zur
besseren Nutzung und nachhalti-
gem Management von Wasser.
Bezug: 
Die englische Ausgabe „Water
for People, Water for Life“ ist
beim UNO Verlag in Bonn er-
hältlich. Weitere Informationen
und eine deutsche Zusammen-
fassung des Berichts gibt es im
Internet unter: 
http://www.unesco.org/
water/wwap.
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Am Michaelshof 8-10, 53177 Bonn, 

Tel.: 0228/359704, Fax: 0228/92399356, 
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